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|. Ubergang gemeinsame Einrichtungen (gE) und Agentu-
ren fur Arbeit in getrennter Aufgabenwahrnehmung
(AAgAw) in zugelassene kommunale Trager (zkT)

Vorwort

Gemal § 6a des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB Il) kdnnen bis zu 25 % der
Aufgabentrager als alleinige Trager der Aufgaben nach dem SGB Il zugelassen wer-
den. Dies bedeutet, dass ab 01.01.2012 41 neue zkT die Aufgaben nach dem SGB Il
in eigener Verantwortung wahrnehmen kénnen.

Das Prozesshandbuch (PHB) fiir den Ubergang in zkT fasst in Form eines Drehbu-
ches alle Informationen zusammen, die flr die BA im Umstellungsstellungsprozess
zu berucksichtigen sind. Es ersetzt das PHB vom 23.09.2010.

In einem ersten Teil werden die Rahmenbedingungen vorangestellt, die sich durch
die Neuorganisation im SGB |l ergeben. AnschlieBend werden die Ubergénge in die
Organisationsform zkT beschrieben. Neben redaktionellen Anderungen sind die Er-
fahrungen aus den zum 01.01.2011 erfolgten Umstellungen von ARGEnN und einer
AAgAw aufgrund von Gebietserweiterungen in Sachsen und Sachsen-Anhalt einge-
flossen.

Die Erfahrungen haben gezeigt, dass im Rahmen des PHB vor Ort geeignete und
tragfahige Losungen gefunden werden. Das PHB zeigt hierfur die Leitlinien auf, die
der/die VG im Rahmen seiner/ihrer gestalterischen Verantwortung bericksichtigt. Die
operative Umsetzungsverantwortung wird regelmafig bei der Fuhrungskraft der um-
zustellenden Einheit liegen.

Unabdingbar sind eine enge Zusammenarbeit und verlassliche Absprachen mit dem
kommunalen Trager, um den Ubergang weitgehend reibungslos flir die Betroffenen
zu gestalten.
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1. Rahmenbedingungen

1.1 Professionelles Ubergangsmanagement

Die BA hat als Trager der Grundsicherung ein hohes Interesse daran, den Ubergang
in die neue kommunale Tragerschaft reibungslos und rechtskonform zu gestalten.
Oberste Prioritat hat fiir die Ubergangsphase das operative Geschéft. Die Kunden
durfen keine Beeintrachtigungen in der Qualitat ihrer Betreuung erfahren. Die BA
wird die jeweiligen Einheiten in einem guten Bearbeitungsstand Ubergeben. Die Kon-
zeption fir die Uberleitung muss federfiihrend durch den neuen Trager erfolgen, na-
turlich in enger Absprache mit der abgebenden Agentur. Der kommunale Trager ist
verantwortlich daflr, dass die erforderliche Infrastruktur sowie die operativen und
administrativen Prozesse bereitstehen.

Neben dem PHB haben das BMAS, Vertreter der Lander, die BA und die kommuna-
len Spitzenverbande eine Checkliste zur Gestaltung der Ubergangsprozesse von
gE/AAgAw in zkT entwickelt, die wesentliche Verabredungen zum Ubergangsprozess
beinhaltet. Die Inhalte der Checkliste sind bei der Erstellung des vorliegenden PHB
bertcksichtigt worden. Die Checkliste ist dem PHB als Anlage beigefiuigt (Anlage 1).

Soweit sich noch Anderungen an der Checkliste ergeben, wird das PHB entspre-
chend angepasst.

In diesem Handbuch werden nur die Fragen des Ubergangs von gE/AAgAw in zkT
behandelt, nicht aber die spatere Zusammenarbeit zwischen AA und zkT nach dem
Tragerwechsel.

1.2. Dezentrales Projektmanagement

Zur Sicherstellung eines reibungslosen Umstellungsprozesses wird empfohlen, dass
die drei Akteure Agentur, kommunaler Trager und g E/AAgAw eine dezentrale Pro-
jektorganisation bilden, die den gesamten Umstellungsprozess betreut. Daruber hin-
aus soll auch die zustandige Regionaldirektion den Ubergang aktiv begleiten.

Als BA-Aufgabe ist hier auch die wochentliche  Erstellung des
Umsetzungsmonitorings anzusiedeln (siehe Kapitel II).

Die BA-seitige Gesamtverantwortung fur den Umstellungsprozess liegt beim jeweili-
gen VG der Agentur.

1.3. Ubergang zum zugelassenen kommunalen Trager

Folgende Fallgestaltungen sind denkbar:

1.3.1. Zulassung infolge von Gebietserweiterungen

Auf Antrag des kommunalen Tragers erfolgt eine Zulassung, wenn und soweit die
ursprungliche Zulassung auf Grund einer kommunalen Neugliederung nicht mehr
dem Gebiet des kommunalen Tragers entspricht. Der Antrag kann bis zum 01.07.
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eines Kalenderjahres mit Wirkung zum 01.01. des folgenden Kalenderjahres gestellt
werden.

1.3.2.  Neuzulassung von kommunalen Tragern

Eine begrenzte Zahl weiterer kommunaler Trager (bei einer Obergrenze von max. 25
% der zum 31.12.2010 bestehenden Aufgabentrager, d. h. max. 41 zusatzliche zkT)
kann auf einen entsprechenden Antrag hin zugelassen werden. Der Antrag konnte
bis zum 31.12.2010 mit Wirkung zum 01.01.2012 gestellt werden.

In einer zweiten Zulassungswelle kann vom 30.06.2015 bis 31.12.2015 ein Antrag
auf Zulassung mit Wirkung zum 01.01.2017 gestellt werden, soweit die Obergrenze
von 25 % zkT der zum 01.01.2015 bestehenden Aufgabentrager nicht ausgeschopft
sein sollte.

1.4. Fragen

Im Rahmen der Umstellung auftretende Fragestellungen sind, soweit diese nicht vor
Ort geklart werden kénnen, an die RD zu richten. Soweit eine Fragestellung nicht in
der Verantwortlichkeit der RD gelost werden kann, ist sie mit einem LOsungsvor-
schlag durch die RD an die Zentrale, Projekt Neuorganisation SGB Il (_BA-Zentrale-
Projekt-Neuorganisation-SGB-Il), zu richten.

1.5. Bezeichnung

Der zkT kann die Bezeichnung ,Jobcenter Musterstadt®, die bislang durch die gE ge-
nutzt wurde, weiter verwenden. Diese namensgleiche Fortfuhrung sollte im Vorfeld
zwischen der AA und dem kommunalen Trager abgestimmt werden. Die korrekte
Bezeichnung des zKT ist durch die Agentur bis zum 31.08.2011 an P OE6 (siehe
Grundsatz der E- Mail-Info POE vom 18.08.2008) mitzuteilen.

1.6. Logo

Das bisherige Logo des Jobcenters kann fur die weitere Kommunikation des zkT ge-
nutzt werden. Eine Verwendung der Bildmarke der BA ist dabei allerdings ausge-
schlossen.
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2. Personalkonzept

2.1. Personallibergang

2.1.1. Gesetzlicher Personalibergang
Es qilt das Prinzip ,Personal folgt der Aufgabe“.

Alle Beschaftigten der BA, die am Tag vor der Zulassung (entspricht dem Tag der
Wirksamkeit der Zulassung) eines kommunalen Tragers Aufgaben der BA als Trager
der Grundsicherung in dem Gebiet des kommunalen Tragers wahrnehmen und ins-
gesamt mindestens 24 Monate solche Aufgaben in dem Gebiet des kommunalen
Tragers wahrgenommen haben, gehen kraft Gesetzes in den Dienst des kommuna-
len Tragers Uber. Die notwendige Tatigkeit muss in den 24 Monaten vor dem 31. De-
zember 2011 liegen. Urlaubs- und Krankheitszeiten, Zeiten einer Abordnung und Zei-
ten einer Fortbildung unterbrechen diese Zeit nicht, soweit die Beschaftigten weiter-
hin auf einer Stelle des Rechtskreises SGB Il gefuhrt werden (vgl. dazu auch 2.1.5.1
und 2.1.5.2).

Das Gesetz sieht kein Widerspruchsrecht der Beschaftigten vor. Die Regelungen des
§ 613a BGB finden beim Ubergang zum zkT keine Anwendung, da es sich um einen
gesetzlichen Ubergang und keinen Betriebsiibergang handelt. Die befristet Beschaf-
tigten, deren Arbeitsvertrag aufgrund der Befristung vor dem Tag der Zulassung en-
det, gehen nicht zum kommunalen Trager Uber.

Die Fortsetzung des Beamten- und Arbeitsverhaltnisses ist den Ubertretenden Be-
schaftigten der BA von dem aufnehmenden Trager schriftlich zu bestatigen.

Um die Zulassung zu erreichen, muss sich ein kommunaler Trager verpflichten, min-
destens 90 % der o. a. Beschaftigten der BA vom Zeitpunkt der Zulassung an dauer-
haft zu beschaftigen.

Deshalb besteht fur den zkT die Moglichkeit, der BA bis zu 10 % des zunachst voll-
standig Ubergegangenen Personals wieder zur Verfugung zu stellen. Die 10-
Prozentquote ist nach ganzen Zahlen zu berechnen. Dezimalstellen sind nach dem
im Rechtsverkehr ublichen Rundungsregelungen auf- oder abzurunden. Dabei wird
die letzte dargestellte Ziffer um eins erhoht, wenn in der ersten Dezimalstelle eine der
Ziffern 5 bis 9 verbleiben wirde. entsprechendes gilt, wenn sich bei der Berechnung
der ubergehenden Beschaftigten Dezimalstellen ergeben. Allerdings unterbleibt eine
Rundung, wenn dadurch die (gerundete)10-Prozentquote Uberschritten wirde. Dies
ist der Fall, wenn bei Anwendung der Rundungsregelung 10,5 Prozent der Beschaf-
tigten oder mehr zur BA zurtickkehren wirden.

Dies erfolgt bei Beamtinnen und Beamten durch Versetzung nach den geltenden
Vorschriften des Beamtenstatusgesetzes mit der Mallgabe, dass eine Zustimmung
der BA nicht erforderlich ist. Bei Arbeithehmerinnen und Arbeitnehmern ist die BA zu
einer Wiedereinstellung zu den bisherigen Bedingungen verpflichtet. Es bedarf des
Abschlusses eines neuen Arbeitsvertrages. Arbeitsrechtlich ist dies aber nicht ohne
Zustimmung des jeweiligen Arbeithehmers/der jeweiligen Arbeithehmerin mdglich.
Stimmt der/die Arbeitnehmer/in einer Ruckkehr zur BA nicht zu, wird sein/ihr Arbeits-
verhaltnis mit dem kommunalen Trager weiter fortgesetzt. Die Auswahl, welches
Personal der BA wieder zur Verfugung gestellt wird, trifft der kommunale Trager. Um
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auch im Sinne der Beschaftigten Planungssicherheit zu schaffen, ist der Zeitraum der
Versetzung und Wiedereinstellung auf drei Monate nach dem Ubergang begrenzt.
Auf die Information zum Personalibergang sowie auf eine Ruckversetzung bzw.
Wiedereinstellung kann auch dann nicht verzichtet werden, wenn die Ruckgabe des
Personals bereits zu dem Zeitpunkt vereinbart wird, zu dem der gesetzliche Perso-
nalibergang wirksam wird.

2.1.2. Arbeitnehmer/innen

Rechtsfolge des gesetzlichen Ubergangs der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitneh-
mers zu einem anderen Trager ist die Fortsetzung der bisherigen Arbeitsverhaltnisse
mit dem neuen Trager als Arbeitgeber. Dabei ist zu berticksichtigen, dass die fir den
neuen Trager geltenden tariflichen Regelungen auf alle Ubergehenden Arbeitsver-
haltnisse Anwendung finden.

Den ubertretenden Arbeitnehmern/innen ist durch den kommunalen Trager grund-
satzlich eine tarifrechtlich gleichwertige Tatigkeit zu Ubertragen. Das Arbeitsentgelt
muss betragsmafig mindestens dem Arbeitsentgelt entsprechen, das die Arbeitneh-
merin/der Arbeitnehmer zum Zeitpunkt des Ubertritts bei dem abgebenden Trager
erhalten hat. Andernfalls erfolgt eine individuelle Ausgleichszahlung in HOhe des Un-
terschiedsbetrages zwischen dem Arbeitsentgelt bei der BA und dem jeweiligen Ar-
beitsentgelt beim aufnehmenden Trager. Das Entgelt nach dem Tarifvertrag der BA
umfasst das Festgehalt in der jeweils mal3geblichen Entwicklungsstufe sowie die
Funktionsstufen.

Ausbildungs- und Studienzeiten ehemaliger BA-Nachwuchskrafte im Bereich der
Grundsicherung werden fur die Ermittlung des 24-Monatszeitraums mit herangezo-
gen.

2.1.3. Beamte/innen

Rechtsfolge des gesetzlichen Ubertritts der Beamtinnen und Beamten zu einem an-
deren Trager ist die Fortsetzung des bisherigen Beamtenverhaltnisses mit dem neu-
en Dienstherrn.

In diesem Fall erhalten Beamtinnen und Beamte grundsatzlich ein ihrem bisherigem
Amt gleich zu bewertendes Amt Ubertragen. Wenn das im Ausnahmefall nicht mog-
lich ist, kann auch ein anderes Amt mit geringerem Grundgehalt Ubertragen werden.
Verringert sich auf Grund des Personalibergangs der Gesamtbetrag von Grundge-
halt, allgemeiner Stellenzulage oder entsprechender Besoldungsbestandteile und
anteiliger Sonderzahlung (auszugleichende Dienstbezlge), hat der aufnehmende
Trager eine Ausgleichszulage zu gewahren. Die Ausgleichszulage bemisst sich nach
der Differenz zwischen den auszugleichenden Dienstbezigen beim abgebenden und
beim aufnehmenden Trager zum Zeitpunkt des Ubertritts. Auf die Ausgleichszulage
werden alle Erhdhungen der auszugleichenden Dienstbezige bei dem aufnehmen-
den Trager angerechnet. Die Ausgleichszulage ist ruhegehaltfahig. Bei Versor-
gungsempfangern fuhren Erhdhungen der Versorgungsbezige, die sich auf das
Grundgehalt beziehen, zur Verminderung der Ausgleichszulage.
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Die Ausgleichszulage zahlt der aufnehmende Trager. Die Kostenerstattung durch
den Bund richtet sich nach § 6b SGB II.

Soweit sich die Amtsbezeichnung der Beamten/innen andert, wird das Recht einge-
raumt, die bisherige Amtsbezeichnung mit dem Zusatz ,a. D.“ zu fuhren.

FUr die Ubertretenden Beamten findet eine Versorgungslastenteilung statt. Fur die
Verteilung der Versorgungslasten gelten die Regelungen des Versorgungslastentei-
lungs-Staatsvertrags.

Die individuellen Versorgungsanspruche der Beamtinnen und Beamten richten sich
nach dem Personalibergang nach den jeweiligen landesrechtlichen Regelungen.
Vorabentscheidungen nach § 49 Abs. 2 Beamtenversorgungsgesetz (BeamtVG) und
Versorgungsauskunfte nach § 49 Abs. 10 BeamtVG sind fir den aufnehmenden
Dienstherrn daher nicht verbindlich.

2.1.4. Beamte/innen in der In-Sich-Beurlaubung (I-S-B)

§ 387 Abs. 3-6 SGB Il gilt nur solange, wie eine hauptberufliche Tatigkeit bei der BA
moglich ist. Die Regelungen bilden keine Grundlage fur eine In-Sich-Beurlaubung bei
dem kommunalen Trager. Die In-Sich-Beurlaubung muss zum Ablauf des 31.12.2011
widerrufen werden. Das Beamtenverhaltnis in dem zuletzt erreichten Stand lebt wie-
der auf.

Der bevorstehende Ubergang zu einem zKT ist kein wichtiger Grund fiir eine auRer-
ordentliche arbeithehmerseitige Kindigung des Arbeitsverhaltnisses in der In-Sich-
Beurlaubung sowie kein Widerrufsgrund fur Beamtinnen und Beamten nach § 387
Absatz 3 Satz 6 SGB Ill. Eine Nachbeférderung vor einer Versetzung zur Kommune
ist nicht moglich.

2.1.5. Sonderfalle

2.1.5.1. Abgeordnete Beschaftigte

Werden im Rahmen der Zuweisung in einer gE tatige Beschaftigte in eine andere
Dienststelle der BA abgeordnet, ist zunachst die Zuweisung zu beenden.

Sind Beschaftigte einer AAgAw im Bezirk eines zukunftigen zkT oder frihere Be-
schaftigte einer gE im Bezirk eines zukunftigen zkT am o. g. Stichtag in eine andere
Dienstelle der BA abgeordnet, werden diese nicht vom gesetzlichen Ubergang er-
fasst, weil sie vor dem Tag der Zulassung des kommunalen Tragers keine Aufgaben
der Grundsicherung in dem Gebiet des kommunalen Tragers wahrnehmen.

Zu einer AAgAw abgeordnete Beschaftigte gehdren dann zum erfassten Personen-
kreis und gehen gesetzlich in die zkT Uber, wenn sie am Tag vor der Zulassung min-
destens 24 Monate Aufgaben der Grundsicherung in dem Gebiet des kommunalen
Tragers wahrgenommen haben.

Zeiten einer Abordnung unterbrechen die erforderliche Tatigkeit von 24 Monaten vor
dem 31.12.2011 nicht, wenn die Beschaftigten weiterhin auf einer Planstelle oder
Stelle des Rechtskreises SGB |l gefuhrt und die Zuweisung zu einer gemeinsamen
Einrichtung (soweit gebildet) nicht aufgehoben wurde.
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2.1.5.2. Erkrankte und beurlaubte Mitarbeiter/innen

Urlaubs- und Krankheitszeiten sowie Zeiten einer Beurlaubung und Elternzeit unter-
brechen die notwendige Tatigkeit von 24 Monaten vor dem 31.12.2011 nicht, wenn
die Beschaftigten wahrend dieser Zeiten weiter auf einer Planstelle oder Stelle des
Rechtskreises SGB Il gefuhrt wurden und die die Zuweisung zu der gemeinsamen
Einrichtung (soweit gebildet) nicht aufgehoben wurde.

2.1.5.3. Mitglieder der Personalvertretung, Gleichstellungsbeauftragte, Schwerbe-
hindertenvertreter/innen

Von einer gE voll freigestellte Mitglieder der Personalvertretung, voll freigestellte
Schwerbehindertenvertreter sowie voll entlastete Gleichstellungsbeauftragte und de-
ren voll entlastete Vertreter/innen werden vom gesetzlichen Personalubergang er-
fasst, da ihnen von der BA als Tragerin der Grundsicherung vor ihrer Wahl Tatigkei-
ten in der gE zugewiesen waren und sie ihre Gremienaufgabe in der gE nur im Rah-
men dieser fortbestehenden Zuweisung wahrnehmen konnten. Dies trifft nicht zu fur
voll freigestellte Mitglieder der Personalvertretung, voll freigestellte Schwerbehinder-
tenvertreter/innen sowie voll entlastete Gleichstellungsbeauftragte und deren voll ent-
lastete Vertreter/innen der AAgAw, wenn sie in den entsprechenden Gremien der BA
tatig waren.

Gremienvertreter/innen, die zum Stichtag nicht oder nur teilweise freigestellt bzw.
entlastet sind und SGB |I-Aufgaben wahrnehmen, gehen zum zkT Uber. Der Verset-
zungsschutz von § 47 Abs. 2 BPersVG, § 18 Abs. 5 BGleiG und § 96 Abs. 3 SGB IX
greift in diesen Fallen nicht, da keine Malihahme der Dienststelle vorliegt, sondern
ein gesetzlicher Ubergang.

2.1.5.4. Beschaftigte in Altersteilzeit

Beschaftigte in der Arbeitsphase der Altersteilzeit (Blockmodell) sowie Altersteilzeit-
beschaftigte im Teilzeitmodell gehen zum kommunalen Trager Uber, Beschaftigte in
der Freistellungsphase nicht.

2.1.5.5. Amtshilfebeschéftigte

Amtshilfekrafte sind keine Beschaftigten der BA und daher vom Personalibergang
nicht erfasst.

In der Gesetzesbegrindung ist eine Absichtserklarung enthalten: "Es wird davon
ausgegangen, dass Beschaftigte, die die Aufgabe bisher im Wege der Amtshilfe
wahrnehmen, auch in Zukunft beim kommunalen Trager eingesetzt werden."

Eine entsprechende Umsetzung liegt jedoch nicht im Zustandigkeitsbereich der BA.
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2.2. Administration

2.2.1. Automatisierte Darstellung des tubergehenden Personals

Die bendtigten Personaldaten werden dem kommunalen Trager (kT) von den IS-
Personal bis Juni 2011 bereitgestellt. Die Abstimmung Uber den Inhalt und Umfang
dieser Personaldaten erfolgt dezentral mit dem jeweiligen kT.

2.2.2. Ubernahme der Kindergeldzahlung durch die zkT

Nach Erhalt der Personalisierungslisten werden die Kindergeldfalle zum Jahres-
wechsel im BA-Service-Haus abgeschlossen. In der Kindergeldakte wird der Zustan-
digkeitswechsel vermerkt und angegeben, bis zu welchem Monat Kindergeld gezahlt
wurde. Die jeweils zustandigen IS Personal erhalten entsprechende Anschreiben und
die Kindergeldakten zur Weiterleitung an die kinftig zustdndigen kommunalen Tra-
ger.

2.2.3. Bezugezahlungen ab Januar 2012/2017

Fir die Zahlung der Beziige ab dem Ubergang (Uberweisung der Januar-Beziige) ist
bereits der kommunale Trager zustandig. Bei der Ausweitung bestehender Optionen
durch spatere Gebietsreformen gilt entsprechendes.

Umfang und Inhalt der zahlungsbegrindenden Unterlagen sind dezentral mit dem kT
abzustimmen und von IS-Personal zur Verfugung zu stellen, um die Besoldungs- und
Bezligezahlungen rechtzeitig aufnehmen zu konnen.

Die Zahlung des Arbeitsentgelts an Arbeitnehmer erfolgt in der Regel Ende Januar
2012 durch den kT. Zahlung der Beamtenbezuge erfolgt im Dezember 2011 fur Ja-
nuar 2012. Dies hat ebenfalls durch den kT zu erfolgen, um aufwandige Ruckerstatt-
ungen zu vermeiden. Der kT sollte die Zahlung mit einem Vorbehalt der endgultigen
Uberpriifung nach dem Personaliibergang versehen.

Eine Uberlassung der Unterlagen ist ohne Zustimmung der Beschéaftigten maglich (§
76 Abs. 3 SGB II).

2.2.4. Beteiligung der Gremien

Das Personal geht kraft Gesetzes zum zkT uber. Die oOrtliche Dienststellenleitung trifft
keine MalRnahme und hat insoweit keinen Entscheidungsspielraum, so dass die
Gremien bei dem gesetzlichen Personalubergang nicht formlich zu beteiligen sind.

Die Personalvertretung, Gleichstellungsbeauftragte und bei betroffenen schwerbe-
hinderten Beschaftigten auch die Schwerbehindertenvertretung sind Uber diejenigen
Beschaftigten, die kraft Gesetzes zum zkT Ubergehen, durch Listen zu informieren.

Die Vorsitzenden der Geschaftsfuhrung sowie die weiteren Fuhrungskrafte der RD
und AA sind verantwortlich flr die regelmafige Unterrichtung und Einbindung der
ortlich und/oder regional zustandigen Gleichstellungsbeauftragten, der Personalver-
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tretung und der Schwerbehindertenvertretung im Rahmen der vertrauensvollen Zu-
sammenarbeit.

Unabhangig hiervon ist eine ggf. erforderliche Beteiligung bei einzelnen erforderli-
chen Malnahmen im Zusammenhang mit der Umorganisation gesondert zu prifen
und ggf. vorzunehmen.

2.2.5. Beendigungsschreiben

Der gesetzliche Personalubergang wird den Beschaftigten durch die BA schriftlich
mitgeteilt. Hierfur ist das in Personal Online Zentral (POZ) eingestellte Anschreiben
zum Personallibergang zkT zu verwenden. Das Schreiben hat nur deklaratorischen
Charakter.

Daruber hinaus wird rechtzeitig ein Muster fur ein zusatzliches Dankschreiben eben-
falls Gber POZ zur Verfugung gestellt.

2.2.6. LEDi/Arbeitszeugnisse

Anlassbeurteilungen sind vor einer Versetzung zu einer anderen Dienststelle zu er-
stellen. Analog hierzu sind die Beschéaftigten vor dem Ubergang zu einem kommuna-
len Trager zu beurteilen, sofern keine aktuelle Leistungseinschatzung vorliegt (Beur-
teilung oder Mitarbeitergesprach, die/das nicht alter als 12 Monate ist).

Arbeitszeugnisse sind auf Antrag einer Arbeitnehmerin/eines Arbeitnehmers zu er-
stellen.

2.2.7. Umgang mit PE - Malinahmen

Bereits beschlossene und geplante Personalentwicklungsmafnahmen sind entspre-
chend ihrer Zielsetzung zu Uberprifen und nach Mdéglichkeit vor dem Ubergang zum
zKT abzuschlielRen.

2.2.8. Urlaubsanspriiche / Arbeitszeitguthaben / Langzeitkonten / Uberstun-
den / Mehrarbeit

Hinsichtlich etwaiger beim Ubergang auf den zkT noch bestehender Urlaubsansprii-
che gelten die allgemein bei Arbeitgeberwechsel zu beachtenden Grundsatze (vgl. §
6 Bundesurlaubsgesetz).

Urlaubsanspriiche miissen grundsatzlich bis zum gesetzlichen Ubergang abgewickelt
werden. Fur Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer kommt eine Abgeltung in Be-
tracht, wenn der Urlaub wegen der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses bei der BA
nicht mehr vollstandig gewahrt werden kann. Ob bei Beamtinnen und Beamten ein
nicht in Anspruch genommener oder zur Kinderbetreuung angesparter Resturlaub
Ubertragen werden kann, ist von den gesetzlichen Regelungen des aufnehmenden
Dienstherrn abhangig und mit dem kommunalen Trager zu klaren. Den Beschaftigten
ist im Fall der Ubertragung von Urlaubsanspriichen eine Bescheinigung tiber beste-
hende Resturlaubsanspriche auszustellen.
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Arbeitszeitguthaben gehen grundsatzlich nicht Uber. Zeitguthaben sollten daher ab-
gebaut werden. Werden entsprechende Vereinbarungen mit den kommunalen Tra-
gern getroffen, ist eine Ubertragung von Arbeitszeitguthaben bis maximal zur Kap-
pungsgrenze 40 Stunden mdoglich. Ausnahmen hiervon sind in Abstimmung mit dem
kommunalen Trager moglich, wenn im Einzelfall der Ausgleich von Zeitguthaben im
Zusammenhang mit dem Ubergang von gE/AAgAw in zkT nicht mdglich ist. (z. B.
wenn die Mitarbeiter/innen im Vorfeld auf der kommunalen Software geschult werden
sollen).

Uberstunden von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sowie entschadigungsfahi-
ge Mehrarbeit von Beamtinnen und B eamten werden von der BA abgegolten. Die
Abgeltung ist Teil der Gesamtverwaltungskosten der gE/AAgAw. Die Erstattung er-
folgt Uber die Verwaltungskostenabrechnung SGB II.

Die Vereinbarungen der BA mit der/dem Beschaftigten Uber ein Langzeitkonto bzw.
Telearbeit finden bei den zkT Anwendung, sofern einvernehmlich Absprachen zwi-
schen der BA und den kommunalen Tragern getroffen werden.

2.2.9. Ubergang der Personalakten

Durch den gesetzlichen Ubergang tritt der zkT in die Rechte und Pflichten des
Dienstherrn bzw. Arbeitgebers BA ein. Daher ist die Abgabe von Personalakten so-
wohl von Beamtinnen und Beamten als auch von Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern anlasslich und im Rahmen des gesetzlichen Personalubergangs nach Ab-
schluss der Akten durch die BA mit Wirkung zum gesetzlichen Ubergang zuldssig.
Die AA vereinbart mit dem kommunalen Trager das Verfahren zur Ubergabe vor Ort.
Dabei muss sichergestellt werden, dass der kommunale Trager alle erforderlichen
Informationen in geeigneter Weise bereits vor dem Ubergang erhalt, um seinen Auf-
gaben als Dienstherr/Arbeitgeber mit Wirkung zum gesetzlichen Ubergang nachzu-
kommen. Es ist dabei sicherzustellen, dass auch die Kindergeldakten dem zkT recht-
zeitig zur Verfligung gestellt werden.

Personalakten von Beamtinnen und B eamten sind vor der Abgabe an den n euen
Dienstherrn im Hinblick auf die Durchfihrung der Versorgungslastenteilung (vgl.
2.1.3) der Versorgungsstelle zuzuleiten.

Bei Wechsel von BA-Beschaftigten, die nicht zum Personenkreis der vom gesetzli-
chen Ubergang Betroffenen gehoren, zu zkT, gelten die Regelungen des HDA A 190.

2.2.10. Personalwirtschaftliche Regelungen

Beim Personallibergang von der BA auf die zkT werden keine Stellen fur Plankrafte
(SfP) bzw. Ermachtigungen fur befristete Krafte der BA Ubertragen. Die zkT stellen
nach eigenem Haushaltsrecht neue Stellen/Planstellen fur diese Mitarbeiter/innen in
ihren Haushalt ein.

Die BA sperrt zum Zeitpunkt des Personallbergangs alle SfP und die hierfur vorge-
sehenen Haushaltsmittel im Kapitel 6, versieht die SfP mit einem internen Wegfall-
vermerk 31.12.2011 und stellt die SfP beim Haushaltsverfahren 2012 in Abgang.
Soweit sich Auswirkungen durch Kreisgebietsreformen ergeben, gilt das Gleiche.
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Im Rahmen der Haushaltsgesprache mit dem BMAS fur 2012 wird die BA haus-
haltsmalige Vorkehrungen fur die ubergangsbedingten Friktionen einbringen.

2.3. Sonstiger Wechsel zum zkT

Ein sonstiger Wechsel zum zKkT ist méglich, wenn sich Beschaftigte der BA auf Stel-
len bei zkT bewerben und von diesen eingestellt bzw. im Wege des Dienstherrn-
wechsels Ubernommen werden. Die Regelungen zum gesetzlichen Personallber-
gang finden keine Anwendung.

2.4. Uberhangs- und Riickiiberfiihrungskonzept

Weil nur solche BA-Beschaftigten iUbernommen werden, die bereits 24 Monate im
Gebiet des jeweiligen kommunalen Tragers beschaftigt waren, und da bis zu 10 %
der Ubernommenen Beschaftigten innerhalb von drei Monaten der BA wieder zur
Verfligung gestellt werden kdnnen, bedarf es eines frilhzeitigen dezentralen Uber-
hangs- und Ruckuberfuhrungskonzeptes durch die jeweiligen Dienststellenlei-
ter/innen in Abstimmung mit dem Internen Service Personal. Dabei sind die Verein-
barkeit von Beruf und Familie sowie ggf. die Belange behinderter Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter zu bertcksichtigen. Die Regelungen der Dienstvereinbarung Uber die
sozialvertragliche Flankierung personeller Malnahmen im Zusammenhang mit der
Neuausrichtung der BA vom 13.10.2003 in der jeweils gultigen Fassung sind anzu-
wenden.

2.5. Aktivitaten im IS Personal

Der zeitliche Aufwand fur die im Rahmen der Umstellung anfallenden Aktivitaten ist
abhangig von der konkreten Ausgestaltung der ge/AAgAw. Die lokalen Gegebenhei-
ten sind bei der Erstellung des lokalen Umsetzungsplanes zu berlcksichtigen.

Das lokale Personalisierungskonzept bezieht sich auf den gesamten Zustandigkeits-
bereich des jeweiligen Internen Service und ist fur die einzelne gE/AAgAw zu detail-
lieren.

Die folgende Aufzahlung fasst die wichtigsten Aktivitaten im IS Personal zusammen:

e Erhebung der aktuellen Personalisierung (Personalisierungsanteile, Status befris-
teter Arbeitsvertrage, Verteilung nach Geschaftsfeldern und Aufgabengebieten,
qualitative Schichtung usw.)

e Ermittlung des Personaliibergangspotentials zur Ubergabe an die Kommune
e Ermittlung der an die Zentrale (POE 31) zuriickzugebenden Stellen fur Plankrafte
e Erstellung eines lokalen Personalisierungskonzepts

e Information der kommunalen Trager beim Ubergang befristet Beschaftigter liber
den Sachgrund, der der Befristung jeweils zugrunde liegt
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3. M& I

3.1. Allgemeine AV

Laufende Verwaltungsverfahren im Bereich Markt und Integration werden fortgefuhrt,
wobei § 76 Abs. 3 Satz 1 SGB Il die Rechtsnachfolge beim Ubergang der bisherigen
Tragerschaften in eine neue Tragerschaft regelt. Die Vorschrift besagt, dass der
neue Trager (zkT) auch fur laufende Verwaltungs- und Gerichtsverfahren an die Stel-
le des bisherigen Tragers tritt (,Rechtsnachfolge®). Somit bestehen zum Zeitpunkt
des Ubergangs von gE/AAgAw in zkT giiltige Eingliederungsvereinbarungen, laufen-
de Vermittlungsvorschlage, Einladungen usw. fort.

Rucklaufe der Vermittlungsvorschlage zu Kunden, die von der Rechtsnachfolge er-
fasst sind, werden nach Auswertung durch die BA an den zkT zur Bearbeitung wei-
tergeleitet.

Falls Vertrage mit Bildungstragern (z. B. im Rahmen von § 46- Mal3nahmen) zur Nut-
zung von VerBIS als Dritte neu abg eschlossen werden sollen oder Uber den
31.12.2011 hinaus bestehen, ist die VerBIS-Nutzung auf maximal den 31.12.2011 zu
befristen. Die den D ritten durch Vertrage eingeraumten Zugriffsrechte sind am
31.12.2011 durch den RITS zu beenden.

Sofern eine Verwaltungsvereinbarung zum Einkauf von Serviceangeboten oder ope-
rativen Angeboten aus dem Service-Portfolio 2011, z.B. Ausbildungsvermittlung, be-
steht, endet diese nach § 1 Absatz 4 der Vereinbarung ohne ausdrickliche Kindi-
gung beim Ubergang in die zugelassene kommunale Tragerschaft.

DesWeiteren beinhaltet die Rechts- und Funktionsnachfolge, dass die zkT Auskunfte
und Uberprifungen nach § 44 SGB X auch fiir Alt-Falle Gbernehmen. Die dafir er-
forderlichen Unterlagen und Daten sind dem zkT spatestens zum Ubergang zur Ver-
fugung zu stellen.

Der Prozess, wie mit Neukunden zu verfahren ist, bei denen ein qualifiziertes Erstge-
sprach nicht mehr bis zum Tragerwechsel in der ge/AAgAw realisiert werden kann,
bedarf der dezentrale Vereinbarung mit dem neuen Trager. Handlungsleitend sind
weiterhin die Empfehlungen des Handbuchs Neukundenprozess.

3.1.1. Datenubergang IT: VerBIS

Bezlglich des IT-Verfahrens VerBIS siehe Ausfihrungen im Kapitel IT unter Punkt
7.1.

§ 76 Abs. 3 Satze 2 und 3 SGB Il verpflichten und berechtigen die Trager, sich dieje-
nigen Tatsachen und Sozialdaten zu Ubermitteln, die zur Vorbereitung der Durchfuh-
rung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende durch den Rechtsubergang erforderlich
sind. Da mit Ausnahme eines ubergangsweise eingerichteten, lesenden Zugriffs kei-
ne weitere Nutzung der BA-internen Fachverfahren durch den zkT erfolgt, sind alle
erforderlichen Daten an den zkT zu Ubermitteln.

Fir den Ubergang der im BA-Fachverfahren VerBIS gefiihrten Kunden- und Bewer-
berdaten kann grundsatzlich im Vorfeld der automatisierten Bereitstellung eine
manuelle Ubermittlung von Einzeldatensatzen auf elektronischem Wege durch die
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Nutzung des OWA-Exports (Outlook-Web-Access), der seit Einfuhrung von VerBIS
bereits fur die Datenubertragung an zkT genutzt wird, erfolgen. Die dafur erforderli-
chen Postfacher werden ab August 2011 bereitstehen.

Es erfolgt eine elektronische Bereitstellung aller Bewerberdatensatze im Satzumfang
des OWA-Einzeldatensatzexports bezogen auf die jeweilige gE/AAgAw. Die Export-
dateien enthalten gegenuber dem manuellen Einzeldatenexport aus VerBIS alle Le-
benslaufdaten von Bewerbern. Dabei werden alle Daten im Satzformat des OWA-
Exports in einer Datei zur Abholung auf einem Server im Downloadportal der BA
(Download-BA-SGB 1l) bereitgestellt. Diese Daten kdnnen mit Stand 30.09.2011 im
Oktober 2011 und ein weiteres Mal mit Stand 31.12.2011 zur Verfugung gestellt wer-
den. Der Batchlauf zum 31.12.2011 meldet mit Ausnahme von allen Aufstockern
SGB lll, Ubertragungsféllen der Ausbildungsvermittiung und Rehabilitanden in Reha-
Tragerschaft der BA die Daten aus dem System der BA ab.

Die Datenbereitstellung wird in Kapitel 7.1.4 beschrieben.

3.1.1.1. Dateniibergang

Die manuelle Ubermittlung von Einzeldatensatzen auf elektronischem Wege durch
die Nutzung des OWA-Exports (Outlook-Web-Access) sollte nur im Einzelfall ge-
schehen und die Ausnahme darstellen. Auf keinen Fall darf eine Abmeldung aus
dem System der BA vorgenommen werden. Die Abmeldung aus dem System der BA
wird automatisiert durch den Batchlauf zum 31.12.2011 vorgenommen.

Eine detaillierte Beschreibung dieses Verfahrens inkl. Screenshots kann der VerBIS
Versionsinformation 2.4 vom 06.12.2006 auf den Seiten 33 ff. entnommen werden.

Den OWA-Export kdnnen nur Mitarbeiter/-innen ausfiihren, die eine operative bzw.
Teamleiterrolle besitzen (siehe VerBIS - Ubersicht zum Berechtigungskonzept):

Im Rollenkontext Kontotyp SGB IlI:
e MA AV/BB
e MASC
e MAEZ
e VerBIS-Betreuer (IT-Fachbetreuer)
e TL AN-V
e TLSC
e TLEZ

Im Rollenkontext Kontotyp SGB II:
¢ MA Integration SGB Il
e MASCSGBII
e MAEZSGBII
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o VerBIS-Betreuer SGB Il (IT-Fachbetreuer)
Zusatzlich im Kontotyp AAgAw (gT)

e MA Integration AA_SGBII

e MA SC AA_SGBII

e MAEZAA_SGBII

e TL Integration AA_SGBII

e TL SC AA_SGBiII

e TLEZAA SGBII

Im Rahmen der elektronischen Datenubertragung werden alle relevanten Stammda-
ten (Personliche Informationen, Kontaktinformationen, Einreisestatus), Kundendaten,
Lebenslauf sowie alle Fahigkeiten und Stellengesuche aus VerBIS Ubermittelt.

Die Versendung wird in der VerBIS-Kundenhistorie automatisch als allgemeiner
Vermerk, der grundsatzlich nicht von Mitarbeitern/innen geléscht werden kann, histo-
risiert.

Der Abruf der Daten durch den zkT erfolgt zur Sicherstellung des Datenschutzes
uber ein zentral eingerichtetes BA-internes Postfach, auf das nur der/die jeweils Be-
rechtigte der zkT Zugriff erhalt.

Daruber hinaus sind ggf. weitere vermittiungsrelevante Daten (z. B. die gultige und
unterschriebene Eingliederungsvereinbarung, arztliche Gutachten) auf nicht-
elektronischem Weg zu Ubergeben.

Gemal § 76 Abs. 3 SGB Il sind die zkT Rechtsnachfolger der gE/AAgAw. Sie sind
daher datenschutzrechtlich mit der bisher verantwortlichen Stelle gleichzusetzen und
treten damit in deren Rechte und Pflichten ein. Daher gehen Gutachten und Befunde
auf die neuen Trager Uber, ohne dass es einer Schweigepflichtentbindungserklarung
der betroffenen Kunden bedarf. § 76 Abs. 3 SGB Il ist insofern als Offenbarungsbe-
fugnis im Sinne des § 203 StGB einzustufen. Auch Archivierungs- und Rechnungsle-
gungspflichten gehen auf den neuen Trager Uber. Beim Ubergang besonders
schutzwurdiger Daten ist besonders sorgfaltig vorzugehen. Die Unterlagen miussen
besonders gekennzeichnet und vor Verlust oder unbefugter Einsichtnahme geschutzt
werden. Befundunterlagen sind dabei in einem separaten verschlossenen Umschlag
zu Ubermitteln und mit dem Hinweis ,nur von einem Arzt oder Arztlichen Dienst zu
offnen” zu versehen. Psychologische Gutachten werden auf Anforderung unter Be-
rucksichtigung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen durch den PD Ubersandt.
Der zKT ist uber das Verfahren der Datenbereitstellung zu informieren. Mit ihm sind in
dezentraler Verantwortung Zeitpunkt bzw. Zeitraum der Datenubergabe abzustim-
men und es ist ein Ubergabeprotokoll zu erstellen. Insbesondere sind die IT-
Schnittstellen rechtzeitig zu klaren.

Im Falle einer Kreisgebietsreform ist zur Sicherstellung der Arbeitsmarktstatistik und
der Aktualitat der Daten mit der Datenlbertragung bei Ubergang in zkT erst ab dem
01.10. des jeweiligen Jahres vor dem Tragerwechsel zu beginnen. Diese Arbeiten
sind bis zum 31.12. des Jahres abzuschlieRen.
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3.1.1.2. Abmeldevorgange

Datensatze die im Rahmen des Massendatenexportes zum 31.12.2011 automatisch
ubertragen werden, werden systemseitig zum Uberfuhrungsdatum im Fachverfahren
VerBIS automatisiert abgemeldet.

Durch die Abmeldung des Kunden/der Kundin in VerBIS werden die jeweiligen Stel-
lengesuche automatisch aus der Betreuung freigegeben. Alle betroffenen Kun-
den/innen sollen daher zur weiteren Unterstltzung ihrer Integrationsbemihungen
darauf hingewiesen werden, dass sie ihre Stellengesuche selbstandig Uber die
JOBBORSE verwalten kénnen. Dafir ist zu Uberpriifen, ob der Kunde/die Kundin
bereits Uber einen Benutzernamen und Kennwort verfugt. Ist dies nicht der Fall, sind
diese auszuhandigen bzw. zuzusenden.

Informationsmaterial - auch zur Weitergabe an die Kunden/innen - ist auf der Seite
der JOBBORSE im BA-Intranet hinterlegt.

e Besonderheit bei Aufstockern

Der Batchlauf am 31.12.2011 meldet Kunden/innen, die neben Arbeitslosengeld
zusatzlich Leistungen nach dem SGB |l erhalten (,Aufstocker®), nicht ab, son-
dern stellt die Tragerschaft auf den zkT um.

e Besonderheit bei Rehabilitanden und Reha-Tragerschaft ,BA®

Bei Rehabilitanden und Reha-Tragerschaft ,BA® ist eine weitere Betreuung
durch das Reha-Team in der AA sicherzustellen, da der zkT zwar die Leis-
tungsverantwortung im Reha-Verfahren hat, aber die BA weiter zustandiger
Reha-Trager bleibt und damit die Prozessverantwortung hat. Der Batchlauf am
31.12.2011 meldet diese Kunden nicht ab, sondern stellt die Tragerschaft auf
den zkT um. In der Bewerberbetreuung ist der zustandige Reha-Berater i.d.R.
als Hauptbetreuer zu zuordnen. Die Umstellung erfolgt i.d.R. automatisiert, es
sei denn, es gibt im SGB-IlI-Kontext noch weitere Kundenbetreuer. Trifft letztere
Annahme zu, ist fachlich zu regeln, welcher Mitarbeiter Hauptbetreuer des Kun-
den wird. Dies wird in der Regel dezentral zu beurteilen und zu entscheiden
sein.

e Besonderheit bei Kunden/innen der Berufsberatung

Durch das Batchprogramm werden somit Kunden/innen, die zur BB angemeldet
sind und sich in SGB Il-Zustandigkeit befinden, aus der AV, aber nicht aus der
BB abgemeldet. Diese miissen in der AA, aus der die Abgabe/Ubergabe an die
zKT erfolgen soll, verbleiben. Die Umstellung auf die Zieltragerschaft erfolgt per
Batch automatisiert.

e Besonderheit bei der Tragerzuordnung von agenturbezirksubergreifenden zkT

Ist ein zkT-Kunde/eine zkT-Kundin ebenfalls bei einer Agentur fur Arbeit zu fuh-
ren, weil einer der Sachverhalte Aufstocker, Rehabilitand — Reha-Tragerschaft
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,BA"“ oder Kunde/in der Berufsberatung zutrifft, konnen Besonderheiten bei der
Tragerschaftszuordnung in VerBIS auftreten, wenn der zkT-Bezirk mehrere
Agenturbezirke umfasst. Wie die Zuordnung in VerBIS bei diesen Fallen erfol-
gen soll, kann der VerBIS-Praxishilfe unter dem Punkt ,spezielle Themen® ent-
nommen werden.

Weitere Informationen zu Zugriffsberechtigungen in diesen Sonderfallen bein-
haltet das Berechtigungskonzept ,VerBIS*

, http://www.baintern.de/nn 212576/zentraler-Content/A-04-Vermittlung/A-042-
Vermittlung/Dokument/VerBlS-Berechtigtenkonzept.html®.

3.1.1.3. Meldung von Anrechnungszeiten

Die Meldungen an den Rentenversicherungstrager Uber Anrechnungszeiten bei Ar-
beitslosigkeit nach § 58 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 SGB VI fur das Jahr 2011 sowie fur Leis-
tungszeitraume ab Januar 2012 obliegt den zkT, da sie erst nach dem Rechtsuber-
gang fallig werden (§§ 38/39 DEUV).

Die BA stellt den zkT Listen der unter 25Jahrigen Leistungsberechtigten auf Basis
der Jahresmeldung 2011 und Beendigungsmeldungen ab Dezember 2011 fur An-
rechnungszeiten nach § 58 Abs. 1 S. 1 Nr. 6 SGB VI zur Verfigung. Die angegebe-
nen Meldezeitraume sind durch die zkT hinsichtlich des Vorliegens von Arbeitslosig-
keit unter Einbeziehung der bereitgestellten Daten aus VerBIS zu bewerten und Mel-
dungen gegenuber der Rentenversicherung abzugeben.

Eine Ausfuhrung der Meldungen durch die BA musste vom jeweiligen zkT mit der BA
vereinbart werden. Entstehende Kosten waren dann zu erstatten.

3.2. Ausbildungsvermittiung

Die Verwaltungsvereinbarung zum Einkauf der Ausbildungsvermittiung im Rahmen
des Service-Portfolios 2011 durch die gE/AAgAw endet ohne ausdrickliche Kindi-
gung beim Ubergang in die zugelassene kommunale Tragerschaft. Daher sind Vor-
feld seitens des zkT mit der AA rechtzeitig Verhandlungen zu flhren, ob der zkT
kunftig die Ausbildungsvermittiung von der BA einkaufen mochte (siehe Anlage 2).

Zu den Regelungen fur das Angebot an Serviceleistungen an zkT siehe 6.4.

3.2.1. Datenubergang IT: VerBIS

Bezuglich des IT-Verfahrens VerBIS siehe Ausfuhrungen im Kapitel IT unter Punkt
7.1,

3.2.2. Sonstiger Datenliibergang

Relevante Unterlagen und Informationen sind an den zkT zu ubergeben. Das Verfah-
ren und die technische Abwicklung (Datenubertragung) sind unter Punkt 3.1.1 be-
schrieben.
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Im Einzelnen sind zu nennen:
e Fallrelevante Unterlagen

o Eingliederungsvereinbarung nach § 15 SGB Il bzw. Verwaltungsakt nach §
15 Abs. 1 Satz 6 SGB |l

o Gutachten der Fachdienste einschlief3lich Befundunterlagen (vgl. 3.1.1.1)

Dokumentation des Beratungsergebnisses (Bei paralleler Betreuung von
SGB II-Kunden durch ein Jobcenter und eine AA kann erganzend zur Ein-
gliederungsvereinbarung im SGB |l fur den Orientierungs- und Beratungs-
prozess zur Dokumentation der nachsten Schritte der BK-Vordruck ,Doku-
mentation Beratungsergebnis“ von AA-Mitarbeitern/innen verwendet werden.
Dieser ist im Falle der Rechtsnachfolge ebenfalls an den zkT zu Ubermitteln.)

e Fallrelevante Informationen
o Anderungen in den persénlichen Verhéltnissen
o Anderungen mit Einfluss auf den Integrationsprozess

3.3. Reha

In Vorbereitung auf die Uberleitung der Aufgaben bei Tragerwechsel sind die Organi-
sation und Ablaufe in den AA (BA als Reha-Trager) sowie in den gE/AAgAw zu pru-
fen und ggf. entsprechend Weisungslage anzupassen. Dies gilt insbesondere bei
bestehenden Verwaltungsvereinbarungen, wie zur Ubertragung der Durchfiihrung
der Leistungsverpflichtung bzw. zur Bildung einer ,einheitlichen Reha-
Sachbearbeitung” im Reha/SB-Team. Vor Ort ist mit den neuen zkT die kunftige
Schnittstelle hinsichtlich einer moglichst effektiven Zusammenarbeit zu definieren
und auszugestalten.

Die Arbeitsgrundlage dazu findet sich unter:

HEGA 08/06-05 — Forderung der Teilhabe am Arbeitsleben — Anderungen ab
1.8.2006 und

HEGA 12/06-06 — Berufliche Rehabilitation — Verwaltungsvereinbarungen zur Durch-
fuhrung der Leistungsverpflichtung des Tragers der Grundsicherung

Im Einzelnen ist zu veranlassen:

e Die Ubergabe der Aufgaben im Rahmen der beruflichen Rehabilitation (,Uber-
tragung“ von gE/AAgAw an zKT) ist vorzubereiten.

e Sofern eine Verwaltungsvereinbarung zum Einkauf von Serviceangeboten oder
operativen Angeboten aus dem Service-Portfolio 2011, z.B. Ubernahme von
Aufgaben der gemeinsamen Einrichtungen (gE) im Rahmen der seitens der
Trager der Grundsicherung nach dem SGB Il bestehende Leistungsverpflich-
tung fur Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben besteht, endet diese nach § 1
Absatz 4 der Vereinbarung ohne ausdriickliche Kiindigung beim Ubergang in
die zugelassene kommunale Tragerschaft.

e In Fallen, in denen keine Verwaltungsvereinbarung nach der Mustervereinba-
rung geschlossen wurde, endet diese Vereinbarung in analoger Anwendung
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des § 1 Abs. 4 der Mustervereinbarung, namlich ohne dass es einer Kindigung
bedarf, beim Ubergang in die kommunale Tragerschaft.

e Die ordnungsgemalle Aufgabenlibergabe an die zkT unter dem Aspekt
héchstmaoglicher Kontinuitat der Leistungserbringung fur die Kunden/innen ist
unter BerlUcksichtigung des Aufgaben- und Funktionsiberganges sicherzustel-
len — die entsprechenden SGB-II-Férderakten im Reha-Verfahren (nur zu Reha-
Forderungen aus der Leistungsverpflichtung nach § 16 Abs. 1 SGB II) sind ab-
zugeben.

e Bezlglich Hinweisen zur Benachrichtigung der betroffenen Rehabilitanden/zkT
Uber kunftige Betreuung durch zkT siehe Punkt 8.1.

Die Leistungs- und Integrationsverantwortung des zkT im Rahmen der beruflichen
Rehabilitation bleibt auch bei einer Kooperation mit der AA bestehen. Die Dienstleis-
tung Ubertragung der Leistungsverpflichtung aus § 16 A bs. 1 SGB Il gemal § 88
SGB X an die AA wird nicht weiter angeboten.

3.3.1. Datenubergang IT: VerBIS

Bezuglich des IT-Verfahrens VerBIS siehe Ausfuhrungen im Kapitel IT unter Punkt
7.1,

3.3.2.  Sonstiger Datenliibergang
Der aktuelle Eingliederungsvorschlag ist an den zkT zu Ubermitteln (§ 6a SGB [X).

Die entsprechenden SGB Il-Forderakten im Reha-Verfahren (nur zu Reha-
Forderungen aus der Leistungsverpflichtung nach § 16 Abs. 1 SGB Il) sind abzuge-
ben. Das Vorgehen ist dabei analog der Beschreibung unter Punkt 3.5.

3.4. Arbeitgeber-Service (AG-S)

Besteht ein gemeinsamer AG-S zwischen AA und gE/AAgAw, ist die Kooperations-
vereinbarung rechtzeitig zu beenden.

Zudem muss der AG-S bis zum Zeitpunkt des Tragerwechsels neu organisiert wer-
den:

o Uberpriifung des Anteils der AG-orientierten AV an allen Vermittlern/innen in
der AA — ggf. Anpassung entsprechend der Besonderheiten der regionalen AG-
und Wirtschaftsstruktur und der festgelegten Schwerpunkte im Strategiekonzept

e Uberpriifung der Kundensteuerung — Neuzuordnung der persénlichen An-
sprechpartner/innen fur bisher von ge/AAgAw-MA betreute Kunden/innen

o Uberpriifung und Anpassung der Festlegungen zur Erreichbarkeit

e zeitnahe Vorstellung des/der neuen Ansprechpartners/in bei AG-Kunden/innen
und Mitteilung neuer Kontaktdaten im AG-S (Konzept Hotline-Besetzung usw.)
sowie Information Uber Auswirkungen der Neuorganisation

e Ubernahme der Betreuung offener Stellen durch AA-AV
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offene Termine klaren in Absprache mit AG-Kunden/innen
Information von Netzwerkpartnern uber Neuorganisation
Marketingkampagne fur AG-S der AA

Regelungen zu Sachkosten

HINWEIS: Die strategische Ausrichtung einer ggfs. von zkT gewunschten Zusam-
menarbeit zwischen AA und zkT im Bereich der Dienstleistungen an Arbeitgeber wird
zu einem spateren Zeitpunkt entschieden. Die oben genannten Aspekte bleiben da-
von zunachst unberihrt, da eine Zusammenarbeit im urspringlichen Sinn der Koope-
rationsvereinbarungen zwischen ge/AAgAw und AA nicht mehr moglich sein wird. Bis
zu einer Entscheidung sind entsprechende Winsche lediglich aufzunehmen. Ggf.
neu zu schlieBende Kooperationsvereinbarungen werden zentral erarbeitet und den
AA zur Verfiigung gestellt.

3.5. Arbeitsmarktdienstleistungen

Die gE/AAgAw bleiben bis zum Zeitpunkt des Tragerwechsels fur die umfassende
Bearbeitung der Arbeitsmarktdienstleistungen (AMDL) zustandig. Im Rahmen der
Rechts- und Funktionsnachfolge (§ 76 Abs. 3 SGB II) tritt der zkT vollumfanglich in
die Rechte und Pflichten der bisherigen Grundsicherungsstellen ein. Das gilt auch fur
Tatbestande, die vor dem Ubergangzeitpunkt eingetreten sind, aber erst danach be-
kannt werden.

Die durch die gE/AAgAw erlassenen ermessenslenkenden Weisungen sowie das
Arbeitsmarkt- und Integrationsprogramm sind an die zkT zu Ubergeben, um zur Be-
wertung von Entscheidungen aus der Vergangenheit flr den neuen Trager Informati-
onstransparenz sicherzustellen.

Altersteilzeit-Forderfalle, in denen die rechtswirksame Wiederbesetzung vor dem
01.01.2008 vorgelegen hat und die Kostenzusage durch die gE/AAgAw erteilt wurde,
sind dem zkT zu Ubergeben und weiterhin zu Lasten des SGB Il durch den zkT zu
finanzieren.

Bei Unterbrechung der Wiederbesetzung und Neueinstellung (bzw. Weiterbeschafti-
gung nach Ablauf einer befristeten Kostenzusage) eines/r Alg llI-Beziehers/in nach
Ubernahme des AtG-Falles durch die zkT gilt die neue (ab 01.01. 2008) geltende
Rechtslage (eine Kostenzusage ist in diesen Fallen insoweit nicht mehr erforderlich).
Die Anschlussfinanzierung des Altersteilzeit-Falles (Erstattung der Aufstockungsleis-
tungen nach § 4 Altersteilszeitgesetz (AItTZG) an den Arbeitgeber) erfolgt ab diesem
Zeitpunkt als sog. Pflichtleistung aus Mitteln der BA.

3.5.1. Datentbergang IT: IT-Verfahren coSachNT / ERP

Die Ubergabe der Daten zu laufenden AMDL kann technisch nur bedingt durch eine
Datenubermittiung aus coSachNT unterstitzt werden. Sie ware auch nicht zweck-
malig, da die MalRnahmeakten deutlich mehr Informationen enthalten als coSachNT.
Eine manuelle Eingabe der Daten durch den neuen zkT ist somit notwendig.

In der Regel enthalten die MalRnahmeakten alle fur den Rechtsnachfolger erforderli-
chen Angaben/Unterlagen, z. B. Antrag, Vertrag, Bewilligungsbescheid, Teilnehmer-
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liste, zahlungsrelevanten Unterlagen. Die gE/AAgAw haben b ei der Ubergabe si-
cherzustellen, dass die Unterlagen vollstandig, ggf. mit coSachNT Ausdrucken unter-
legt, abgegeben werden.

Ubersichten zu den laufenden AMDL kénnen nicht zentral zur Verfligung gestellt
werden; diese sind vor Ort zu erstellen.

Die zkT sind ab dem Zeitpunkt des Tragerwechsels nach § 51b SGB Il dazu ver-
pflichtet, ihre Daten zu Eingliederungsleistungen an die BA zu Ubermitteln. Diese Da-
ten flieBen in die Forderstatistik der BA ein. Ebenfalls in die Forderstatistik einbezo-
gen werden die Daten aus dem BA-internen IT-Fachverfahren coSachNT, das die
gE/AAgAw nutzen.

Die durch die gE/AAgAw in coSachNT erfassten Forderungen, die Uber das Datum
des Tragerwechsels hinaus laufen, werden zentral beendet, soweit sie nicht von der
Agentur far Arbeit weiterhin bendtigt werden. Geforderte Teilnahmen werden im IT-
Fachverfahren ,coSachNT“ zum 01.01.2012 beendet. Ausgenommen davon sind
Teilnahmen in BvB, BNF, Reha und an MaRnahmen nach § 46 SGB IIl (MAT 7).

Die neuen zkT stehen damit in der Verantwortung fur die DatentUbermittlung nach §
51b SGB Il ab dem Zeitpunkt des Ubergangs. Die Daten zu den iibernommenen
uber den Zeitpunkt des Tragerwechsels hinweg laufenden Forderungen sind von den
zkT mit einem Forderbeginn zu Ubermitteln, der mit dem Zeitpunkt des Tragerwech-
sels Ubereinstimmt. Vorteile fur die ge/AAgAw bzw. die BA:

e Es sind keine manuellen Arbeiten vor Ort (Beendigung der Forderfalle in
coSachNT) zu verrichten.

e Es sind weiterhin Daten zu den Forderfallen vorhanden, sollte die Ubergabe an
die zkT zu Datenverlust (z. B. Forderakten sind bei Ubergabe verloren gegan-
gen) geflhrt haben.

e Die Erstellung der Forderstatistik auf Basis der nach §51b SGB Il Gbermittelten
Daten wird bestmaoglich unterstutzt.

Fir eine friktionslose Erfassung der Teilnehmerdaten in die DV-Systeme der zkT
kann es hilfreich sein, den Datenexport von coSachNT nach Excel zu nutzen.

Die Nutzung kann insbesondere dazu beitragen, dass der zkT der Datenubermitt-
lungspflicht nach §51b SGB Il nach dem Datenstandard XSozial-BA SGB Il direkt
nach dem Ubergang nachkommen kann. Der zkT ist (iber das Verfahren der mogli-
chen Datenlbergabe zu informieren. Inhalt, Erstellungszeitpunkt und die Art der
Ubergabe ist vor Ort im Rahmen des Umstellungsprozesses abzustimmen. Sollen die
Listen auf elektronischem Weg uUbergeben werden, sind die Bedingungen des Da-
tenschutzes und der Datensicherheit zu beachten. In dezentraler Verantwortung
kann eine Ubergabe des lokal anzustoRenden Excel-Exports aus coSach vereinbart
werden, um eine elektronische Ubernahme von Daten zu MaRnahmeteilnahmen zu
ermdglichen.

Pro Forderfall (Einzelfall oder MalRnahme) und Auftragskennzeichen ist neben den
zahlungsbegrindenden Unterlagen die Liste der Mittelbindungen und A nordnungs-
buchungen aus ERP zum Abschluss des Vorgangs beizufigen.
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3.5.2.  Sonstiger Datenliibergang

Fir einen reibungslosen Ablauf vor Ort sollten unbedingt Ubergabeverhandlungen
(einschl. Ubergabeprotokoll) gefiihrt werden, in die neben den abgeschlossenen und
laufenden Vorgangen auch die noch nicht bearbeiteten Neu-/Antrage und mit Tra-
gern geplante Mallhahmen einzubeziehen sind.

Die Ubergabe von Vorgangen bei der Erbringung Kommunaler Eingliederungsleis-
tungen ist von der ortlichen Ausgestaltung abhangig. Je nach Ausgestaltung der Auf-
gabenubertragung auf die gE (unterschiedliche Bewilligungs- und Abwicklungsver-
fahren) ist das Prozedere zu ordnen.

Der gE wurden zum 01.01.2011 auch die kommunalen Eingliederungsleistungen als
Aufgaben durch Gesetz Ubertragen (§ 44b Abs. 1 Satz 2 SGB Il). Durch Beschluss
der Tragerversammlung kann die gE diese Aufgabe auch durch den kommunalen
Trager oder durch Dritte wahrnehmen lassen. Je nach Ausgestaltung der Aufgaben-
erledigung (gE oder kT bzw. Dritte) ist der Ubergang vor Ort abzustimmen.

Aufzunehmen bzw. zu bericksichtigen sind auch Altfalle nach dem Altersteilzeitge-
setz, deren Bewilligung vor 2008 erfolgt ist und die uber 2011 hinaus gefordert wer-
den.

3.5.2.1. abgeschlossene Vorgéange

Samtliche MalRhahme- und Forderunterlagen (z. B. MalRnahmeakten, Forderakten,
Einzelbewilligungen) sind zu Ubergeben.

3.5.2.2. laufende Vorgange

Bestehende Vertrage, schriftliche Zusicherungen, Bewilligungen etc. haben trotz
Tragerwechsels weiterhin Bestand und sind zu ubergeben.

3.5.2.3. Riuckstande

Die gE/AAgAw haben sicherzustellen, dass zum Zeitpunkt des Tragerwechsels mog-
lichst keine Bearbeitungsrickstande bestehen.

3.5.2.4. Zeitschiene fir die Ubergabe

Eine sachgerechte Zeitschiene zur Ubergabe der Férderakten und zahlungsbegriin-
denden Unterlagen ist vor Ort abzustimmen. Auf Grund der Heterogenitat der
gE/AAgAw sind zentrale Vorgaben nicht zielfiUhrend.

Die Ubergabe der Férderunterlagen hat bis zum Tragerwechsel zu erfolgen.

Far nach dem Tragerwechsel beendete und abgeschlossene Falle ist mit dem zkT
ein geeigneter Ubergabetermin zu vereinbaren, damit Ruckfragen kundenfreundlich
erledigt werden kdénnen.
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Laufende Vorgange, MalRnahmen, Forderfalle sind bis zum Tragerwechsel durch die
gE/AAgAw insoweit abzuschliel3en, dass eine Forderung durch die zkT fortgesetzt
werden kann. Dabei sind insbesondere

o offene Wiedervorlagen zu bearbeiten,

e bis zum Jahresende fallige Zahlungen zu leisten und

e Festlegungen 2011 und Mittelvormerkungen 2012ff zu prifen und ggf. zu aktua-
lisieren.

Bei Neuantragen, die nach dem 01.12.2011 eingehen, deren Beginn noch in 2011
und die Falligkeit der ersten Zahlung erst im folgenden Haushaltsjahr (2012) liegt, ist
wie folgt zu verfahren:

e Einzelférderungen (z. B. Leistungen aus dem Vermittlungsbudget) sind noch im
laufenden Haushaltsjahr zu bewilligen.

e Arbeitgeber- und Tragerleistungen sind auf Vollstandigkeit zu prifen und zu
bewilligen.

e Leistungen an Selbstandige sind auf Vollstandigkeit zu prufen und zu bewilli-
gen.

ESF-Mittel werden der geE/AAgAw erst nach Abrechnung erstattet. Diese Mittel flie-
Ren an die rechtsnachfolgenden zkT. Das Verfahren wird unter Punkt 6.6 beschrie-
ben.
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4, Leistung

4.1. Ubergang Kunden- und Leistungsdaten

4.1.1. Passive Leistungen fir laufende Falle durch die BA (ber den Uber-
gangszeitpunkt hinaus

Fir Antrdge und Anderungen, Uber die im Jahr 2011 (vor dem Tragerwechsel) ent-
schieden wird, ist die ge/AAgAw zustandig.

Bewilligungszeitraume, die ab 01.08.2011 beginnen, enden in der Regel nach dem
31.12.2011. Die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts werden monatlich
im Voraus erbracht, d. h. die Zahlung muss den Leistungsberechtigten am letzten
Tag des Vormonats zur Verfugung stehen. Daher wird die Zahlung der Leistungen
zur Sicherung des Lebensunterhalts fur Januar 2012 im Dezember 2011 einschliel3-
lich der Anpassungen aufgrund der Fortschreibung der Regelbedarfe durch die BA
veranlasst. Diese Zahlung umfasst auch die Beitrage zur gesetzlichen Sozialversi-
cherung fiir Januar 2012. Die Ubernahme der monatlichen Zahlung der SGB II-
Leistungen durch den zkT kann somit frihestens fur Februar 2012 erfolgen.

Die taggleiche Erstattung der verauslagten kommunalen Leistungen fur die Januar-
zahlung 2012 des kommunalen Tragers (8§ 22, 24 Abs. 3, 28 SGB Il) erfolgt mittels
Lastschrifteinzug, Einzeliberweisung oder Abschlagszahlung des zkT. Die fir die
taggleiche Erstattung mit dem kommunalen Trager bisher vereinbarten Verfahren
gelten flr die Januarzahlung weiter.

Die Uberflihrung der Leistungsfélle, Aufnahme der Zahlung und Bescheidung an den
Kunden ist mit dem kT zu vereinbaren. Dabei kann eine Weiterzahlung der Leistun-
gen auf Grundlage des in 2011 an den Kunden ergangenen Bewilligungsbescheids
vereinbart werden. Eine Befristung der Bewilligungszeitrdaume und Bescheide durch
die gE/AAgAw ist nicht erforderlich.

Es ist zu erwarten, dass der kT bereits vor dem rechtlichen Ubergang mit der Uber-
nahme der Leistungsdaten in sein IT-Verfahren beginnen wird. Um die Aktualitat der
Daten beim kT zu gewahrleisten und die Rechtmaligkeit der Leistungszahlungen zu
unterstutzen, muss vor Ort ein Prozess vereinbart werden, um bekannt werdende
Anderungen zu Ubermitteln.

Unabhangig vom Ubergangs- und Rickfiihrungskonzept (vgl. auch Abschnitt 2.4) ist
fur die Abwicklungsarbeiten (Zahlungseinstellung in A2LL, aktuelle Informationen
zum Leistungsfall) auch in der AA entsprechend qualifiziertes Personal vorzuhalten.
Bei Weiterzahlung der Leistungen (siehe 4.1.1.1) ist auch der zkT in die Personalge-
stellung einzubinden.

4.1.1.1. Weiterzahlung der Leistungen durch die BA im Auftrag des zkT bis
maximal zum Ende des regularen Bewilligungszeitraums auf Basis im
Jahr 2011 erlassener Bescheide (Variante 1)

Den KT ist durch die betroffenen AA das Angebot zu unterbreiten, die Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts auf Grundlage der im Jahr 2011 dur ch die
gE/AAgAw getroffenen Entscheidung unter Beibehaltung des regularen Bewilli-
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gungszeitraums bis langstens 30.06.2012 auszuzahlen. Die Ubergangsweise Weiter-
zahlung durch die BA ist langstens bis zum 30.06.2012 zulassig.

Die Ubergangsweise Weiterzahlung umfasst auch die Beitrage zur gesetzlichen So-
zialversicherung. Mit dem Ende der Weiterzahlung werden durch die BA die entspre-
chenden Abmeldungen an die Kranken- und Rentenversicherung Ubersandt.

Zur Vermeidung von Doppelzahlungen ist eine enge Abstimmung zwischen AA und
dem KT unabdingbar. Die Zahlungen durch den zkT durfen erst fur den Monat aufge-
nommen werden, fur den die BA keine Leistungen mehr auszahlt. Dies ist insbeson-
dere von Bedeutung, da die Verarbeitung der Monatszahlung innerhalb der BA be-
reits um den 20. des Vormonats erfolgt.

Mit der Leistungszahlung muss der zkT auch die Anmeldung zur gesetzlichen Kran-
kenversicherung Ubernehmen und die Beitrage zur Kranken- und Pflegeversicherung
abflhren.

Begrenzt wird die Weiterzahlung durch den Eintritt einer rechtlichen oder tatsachli-
chen Anderung im Jahr 2012, die eine Neubescheidung der Leistungen gegenuber
dem Kunden durch den zkT notwendig macht.

Fir die jeweiligen Ubergangsszenarien wurden Bearbeitungshinweise erstellt:

Variante 1la: V ereinbarung zur Weiterzahlung durch die BA bis langstens
30.06.2012 (Anlage 4a)

Variante 1b: Mit dem kT wurde ein frUherer Termin zur Uberpahme der Leistungs-
zahlung (z. B. ab 1. Mai 2012) vereinbart. Zwingend ist die Ubergabe zum Ersten
eines Monats (Anlage 4b).

Zu beachten ist bei den Varianten 1a und 1b, dass aufgrund des Tragerwechsels mit
Ablauf des Bewilligungszeitraums durch die BA kein Beendigungsschreiben und Wei-
terbewilligungsantrag versendet wird. Mit dem Anlegen eines in das Jahr 2012 hin-
einreichenden Bewilligungszeitraums ist daher der Versand des Beendigungsschrei-
bens durch entsprechende Kennzeichnung in A2LL zu unterdrticken.

In der Variante 1b ist die Einstellung der Leistungszahlung in A2LL zum vereinbarten
Termin noch im Dezember 2011 durch die gE/AAgAw vorzunehmen. Die Einstellung
in A2LL erfolgt technisch durch eine verwaltungsinterne, manuelle Befristung des
BWZ in A2LL auf den vereinbarten Stichtag ohne A uRenwirkung gegenuber dem
Leistungsberechtigten. Zeitlich abzuwarten ist hierbei zwingend die automatische
Erstellung und Versendung der Anderungsbescheide wegen der Anpassungen auf-
grund der Fortschreibung der Regelbedarfe zum 01.01.2012. Die Anderungsbe-
scheide werden in A2LL voraussichtlich am Wochenende 26./27.11.2011 erzeugt.
Werden die Bewilligungszeitraume in A2LL vor der Regelbedarfsanpassung befristet,
umfasst der Anderungsbescheid auch nur den auf den vereinbarten Stichtag verkiirz-
ten Bewilligungszeitraum. Dies entsprache nicht dem im Ursprungsbescheid ausge-
wiesenen Zeitraum. Die technisch korrekte manuelle Einstellung in A2LL ist insbe-
sondere zur Sicherstellung der Abmeldungen zur Kranken- und Rentenversicherung
zum vereinbarten Stichtag von Bedeutung.

Fur die Umsetzung des Weiterzahlungsangebotes durch die BA, die Finanzierung
sowie fir die in 2012 erforderlichen Ubergabearbeiten ist zwischen AA und kT eine
Vereinbarung abzuschlieRen (siehe Anlage 5). Voraussetzung ist dartber hinaus,
dass der zkT fachkundiges Personal zur Verfigung stellt und die AA mit der manuel-
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len Einstellung der Leistungsfalle in A2LL beauftragt. Fir die manuelle Einstellung
der Leistungsfalle ordnet der zkT fur max. 6 Monate Personal an die AA ab. Das Per-
sonal arbeitet in den Raumen der AA. Die Dienstaufsicht wird durch die AA gewahr-
leistet. Das abgeordnete Personal wird weiter durch den zkT bezahlt. Anfallende
Sachkosten (z.B. Bereitstellung der PC-Arbeitsplatze und anteilige Personalkosten
fur BA-Mitarbeiter im Rahmen der Dienstaufsicht) werden durch den zkT erstattet.
Die Gewahrung der Leistungen gem. § 28 SGB Il (Bildung und Teilhabe) ist bis auf
die Uber A2LL zahlbar gemachten Leistungen (Schulbedarf gem. § 28 Abs. 3 SGB |l
und mehrtagige Klassenfahrten gem. § 28 Abs. 2 Nr. 2 SGB Il) nicht von der Weiter-
zahlung erfasst.

Die von den gE bewilligten Leistungen und die Uber manuelle Buchungen in ERP
zahlbar gemachten Leistungen nach § 28 SGB |l mit einer Zahlungsverpflichtung in
2012 werden analog des Verfahrens bei Eingliederungsleistungen an den zkT als
Rechtsnachfolger ubergeben (Verfahren s. Punkt 6.6, u.a. Einstellung von Daueran-
ordnungen, Anpassung der Mittelbindungen in ERP).

e Weitere Voraussetzungen flr die Weiterzahlung

Zwingende Voraussetzung fur eine Weiterzahlung ist weiterhin eine taggleiche Er-
stattung der durch die BA ausgezahlten passiven Leistungen des kommunalen Tra-
gers. Eine Erstattung der passiven Bundesleistungen ist nicht zu verlangen. Diese
werden unmittelbar zwischen der BA und dem Bund abgerechnet. Daher sind durch
die AA mit dem kT folgende Grundabsprachen zu vereinbaren:

1. Dem KT wird weiterhin taglich ein Einzelnachweis Uber die erfolgten Aus-
zahlungen und Einnahmen der kommunalen Leistungen Uber den ihm be-
kannten Zugang zum finasload-Webserver zur Verfigung gestellt.

Die taggleiche Erstattung erfolgt mittels Lastschrift-Einzugsverfahren, Ein-
zelUberweisung oder Abschlagszahlung durch den kT; es muss sicherge-
stellt sein, dass die Einzugsermachtigung vom kT erst widerrufen wird,
wenn keine Leistungen durch die BA mehr ausgezahlt werden. Der KT stellt
sicher, dass das fur das Lastschriftverfahren angegebene Konto eine aus-
reichende Deckung aufweist und Uberweisungen und Abschlage terminge-
recht geleistet werden.

Hinweis: Wird eine Einzugsermachtigung durch den kT nicht erteilt, oder
wird die taggleiche Erstattung nicht in anderer Weise sichergestellt (Einzel-
Uberweisung oder Abschlagszahlung durch kT), bzw. werden die geleiste-
ten Erstattungen durch ihn zurtiickgeholt, muss eine sofortige Zahlungsein-
stellung der kommunalen SGB Il-Leistungen durch die BA erfolgen.

2. Es werden keine Uber das gesetzliche Erfordernis hinausgehenden Haf-
tungsregelungen vereinbart. Die Regelungen zur Haftung duarfen den BA-
Haushalt nicht belasten (z. B. Haftung nur im Umfang dessen moglich, wie
die BA ihre Bediensteten im Rahmen ihrer Vorschriften haftbar machen
kann, so dass fur die BA keine finanzielle Belastung entsteht).
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Werden die Aufgaben nach dem SGB Il derzeit getrennt (AAgAw) wahrge-
nommen, werden auch weiterhin keine passiven Leistungen des kT (§§ 22,
24 Abs. 3, 28 SGB Il) durch die BA ausgezahilt.

e Sonstiges

Alle, in ERP erfassten, bestehenden Forderungen werden zum Jahreswechsel
2011/2012 an den zkT ubergeben und in ERP auf 0,00 € reduziert (vgl. Anlage
3 - Ubertragung von Forderungen). Werden aus der laufenden Leistungszah-
lung aufgrund bestehender Forderungen (Sollstellungen) Betrage an den For-
derungseinzug der BA Uberwiesen (Forderungseinzug als Drittzahlungsemp-
fanger), kdme es fur Zahlungen ab 01.01.2012 daher zu sog. Verwahrungen.
Diese Verwahrungen werden durch die Zentralkasse an den zkT weitergeleitet.
Um diese Verwahrungen zu vermeiden und den durch die Weiterleitung der
Verwahrung entstehenden Aufwand zu minimieren, sollte mit dem Anlegen von
Bewilligungszeitraumen ab 0 1.08.2011 in A2LL fur die Zahlungen ab
01.01.2012 bereits die Bankverbindung des kinftigen zkT erfasst werden. Es
sollte darauf hingewirkt werden, dass der kT die Bankverbindung bereits im Juli
2011 mitteilt. Neben der Bankverbindung sind die Anschrift und ein/e An-
sprechpartner/in des kunftigen zkT durch die AA der entsprechenden RD spa-
testens bis zum 25.11.2011 zu Ubersenden. Die RDen ubermitteln diese an das
Postfach Neuorganisation (_BA-Zentrale-Projekt-Neuorganisation-SGB-II).

4.1.1.2. Ubernahme der Zahlungen durch zkT unter Beibehaltung des Bewilli-
gungsbescheides der ge/AAgAw zum 01.02.2012 (Variante 2)

Lehnt der kT das Angebot zur Ubergangsweisen Weiterzahlung der Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts ab, Gbernimmt er ab 01.02.2012 auf der Grundlage
der im Jahr 2011 durch die gE/AAgAw erlassenen Bewilligungsbescheide die Aus-
zahlung. Zum 31.01.2012 werden durch die BA die entsprechenden Abmeldungen
an die Kranken- und Rentenversicherung Ubersandt. Der zkT stellt ab 01.02.2012 die
Anmeldung zur Kranken- und Pflegeversicherung sowie die Abfihrung der Sozialver-
sicherungsbeitrage sicher.

Die Einstellung der Leistungszahlung in A2LL erfolgt noch im Dezember 2011 durch
die gE/AAgAw. Bei der stichtagsbezogenen Ubergabe der Leistungsfille werden
durch die Einstellung der Falle in A2LL auch die Uber A2LL zahlbar gemachten Leis-
tungen Bildung und Teilhabe (Schulbedarf nach § 28 Abs. 3 SGB |l und mehrtagige
Klassenfahrten nach § 28 Abs. 2 Nr. 2 SGB Il) in ERP automatisch beendet.

In ERP sind Daueranordnungen/Einzelanordnungen fur alle Leistungen im Rahmen
von Bildung und Teilhabe, die eine Zahlungsverpflichtung in 2012 auslésen, manuell
einzustellen. Neben der Einstellung der Daueranordnungen oder Stornierung mogli-
cher vorhandener Einzelanweisungen mit Falligkeit 2012 m dssen die Mittelbindun-
gen in ERP bei den betroffenen Finanzpositionen entsprechend angepasst werden
(s. analog Verfahren Punkt 6.6 PHB).

Die Einstellung der Leistungszahlung in dem IT-Verfahren A2LL erfolgt technisch
durch eine verwaltungsinterne, manuelle Befristung des BWZ auf den 31.01.2012
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ohne Aullenwirkung gegenlber dem Leistungsberechtigten. Auch hier ist zwingend
die automatische Erstellung und V ersendung der Anderungsbescheide wegen der
Anpassungen aufgrund der Fortschreibung der Regelbedarfe zum 01.01.2012 abzu-
warten. Die Anderungsbescheide werden in A2LL voraussichtlich am Wochenende
26./27.11.2011 erzeugt. Werden die Bewilligungszeitraume in A2LL vor der Regel-
bedarfsanpassung befristet, umfasst der Anderungsbescheid auch nur den verkiirz-
ten Bewilligungszeitraum. Dies entsprache dann jedoch nicht dem im Ursprungsbe-
scheid ausgewiesenen Zeitraum. Die technisch korrekte manuelle Einstellung in
A2LL ist insbesondere zur Sicherstellung der Abmeldungen zur Kranken- und Ren-
tenversicherung zum 31.01.2012 von Bedeutung.

Sofern Anderungen nach Zahlungseinstellung noch in 2011 zu bescheiden sind, ist
zu beachten, dass der Anderungsbescheid die Restlaufzeit des BWZ umfasst und
nicht auf den 31.01.2012 befristet wird. Sind Anderungen in einem bereits auf den
31.01.2012 befristeten Leistungsfall zu bearbeiten, muss zunachst der urspringliche
BWZ wieder manuell in A2LL erfasst sowie die Anderungen entsprechend eingear-
beitet werden. Nur so umfasst der Anderungsbescheid auch den urspriinglich ge-
genuber dem Leistungsberechtigten beschiedenen Zeitraum. Danach ist die manuel-
le Befristung auf den 31.01.2012 (erneut) vorzunehmen.

Diese Variante fihrt zu erhdhtem Abstimmungsbedarf hinsichtlich des Zeitpunkts,
wann mit den Befristungen der BWZ in A2LL begonnen wird sowie hinsichtlich des
Personaleinsatzes in der gE/AAgAw (Freistellung fur Schulungen, Leistung von
Uberstunden, Urlaubsplanung, Rickstandsabbau, ggf. Dateneingabe). Dies ist vor
allem bei dem Umfang der Unterstltzungsleistungen der ge/AAgAw zu beachten.

Fir dieses Ubergangsszenario wurde ein Bearbeitungshinweis (Anlage 4c) erstellt.

4.1.1.3. Begrenzung des Bewilligungszeitraums durch gE/AAgAw (Varianten
3a und 3b)

Bei den Varianten 1b und 2 ist es nach Absprache zwischen AA und kT vor Ort mog-
lich, die Bewilligungszeitraume und —bescheide gegenuber dem Kunden zu verkur-
zen. Hierbei ist jedoch zu beachten, dass durch erhdhtes Widerspruchsaufkommen
durch die Begrenzung des Bewilligungszeitraums und der -bescheide, erneute
Antragstellung durch die Leistungsberechtigten und in jedem Fall notwendige Neu-
bescheidungen durch den zkT erheblicher Mehraufwand beim zkT zu erwarten ist.

Hinsichtlich der Einstellung der Leistungen nach § 28 S GB Il gelten die Ausflhrun-
gen in Abschnitt 4.1.1.1 und 4.1.1.2 entsprechend.

Bearbeitungshinweise fiir diese Ubergangsszenarien stehen zur Verfligung.

Variante 3a (analog zu Variante 1b aber BWZ-befristet): Weiterzahlung bei verein-
bartem kirzeren Zeitraum (Anlage 4d)

Variante 3b (analog zu Variante 2 aber BWZ-befristet): Ubernahme der Zahlung
durch den zkT zum 01.02.2012 (Anlage 4e)
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4.1.1.4. Weitere Hinweise zu den Ubergangsszenarien

Um sicherzustellen, dass die Befristung der Auszahlung in allen Leistungsfallen vor-
genommen ist, kann der Bestand an Leistungsfallen z. B. Uber eine entsprechende
opDs-Abfrage ausgewertet werden. Eine Musterabfrage ,Falle mit aktuellem BWZ bis
2012" ist in der opDs-Wissensdatenbank unter der Rubrik Abfragen > Abfragen zum
Personendatensatz > BGs nach bestimmten Kriterien eingestellt. (Hinweis: in der
Ergebnisliste sind auch die Bewilligungszeitraume mit Ende 31.01.2012 enthalten.)

Zur Vorbereitung der zkT auf die auslaufenden Bewilligungszeitraume sollte die Er-
gebnisliste der opDs-Auswertung generell — sowohl bei Weiterzahlung als auch bei
stichtagsbezogenem Ubergang — dem zkT zur Verfligung gestellt werden, u.a. damit
dieser die betroffenen Leistungsempfanger rechtzeitig informieren kann.

Da im opDs je Bedarfsgemeinschaft lediglich der aktuelle Bewilligungszeitraum ent-
halten ist, kdbnnen mit einer einmaligen Abfrage nicht alle Falle, bei denen bereits ei-
ne ins Jahr 2012 reichende Bewilligung in A2LL eingetragen und beschieden ist, er-
mittelt werden. Es ist daher auch in den Folgemonaten erforderlich, die Abfrage mit
dem jeweils bereitgestellten opDs durchzufuhren.

Die Ergebnisliste enthalt neben der BG-Nr. auch die Kundennummer des BV/EHB.
Falls kein BV/EHB gefunden werden konnte, wird ersatzweise die "kleinste" Kunden-
nummer in der Bedarfsgemeinschaft ausgewiesen. Fur die so ausgewahlte Person
wird zudem der Nachname aufgefuhrt. Des Weiteren wird die Teamkennung Leistung
(A2LL), die PLZ und das Ende-Datum des aktuellen Bewilligungszeitraums ausgege-
ben. Letzteres weist aufgrund der Filterung nur Datumsangaben ab dem 01.01.2012
auf.

Mit der Anlage 4 werden Bearbeitungshinweise fir die jeweiligen Ubergangsszenari-
en bereitgestellt. Darin werden die notwendigen Arbeitsschritte zur korrekten Prifung
und manuellen Einstellung des A2LL-Datensatzes bei Ubergabe an den zkT fir alle
oben aufgeflhrten Varianten beschrieben. Die technisch korrekte manuelle Einstel-
lung in A2LL ist insbesondere zur Sicherstellung der Abmeldungen zur Kranken- und
Rentenversicherung unbedingt erforderlich. Dartber hinaus kann die in den Bearbei-
tungshinweisen aufgefiinrte Checkliste zur Ubergabe von Leistungsféllen als Leitfa-
den dienen, um dem zkT bei der Ubergabe des Leistungsfalles aktuelle Auskiinfte zu
ubermitteln.

Mit dem KT ist die Vorgehensweise hinsichtlich des Ubergangs der Leistungsfélle bis
zum 15.09.2011 schriftlich zu vereinbaren. Mustervereinbarungen sind dem PHB als
Anlage 5 bei gefugt. Die Vereinbarung und ggf. die Einzugserméachtigung des zkT
sind durch die AA der entsprechenden RD zu uUbersenden. Die RDen Ubermitteln
diese bis zum 10.10.2011 an das Postfach Neuorganisation (_BA-Zentrale-Projekt-
Neuorganisation-SGB-II).

4.1.2. Rickstandsabbau

Um die Uberfiihrung der gE/AAgAw in zKT zu unterstitzen, sind Konzepte zur Bewal-
tigung der offenen Bestandsarbeiten zu entwickeln, da zum Uberfuhrungszeitpunkt
moglichst keine/geringe Bearbeitungsrickstande aus der gE/AAgAw an den z KT
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Ubergeben werden sollen. Es ist sicherzustellen, dass Rickstande bis zum Zeitpunkt
des Tragerwechsels weitestgehend abgebaut sind.

Der Abarbeitung von Listen, die das Verfahren A2LL betreffen, ist dabei besondere
Prioritat einzuraumen, da eine Bearbeitung durch den zkT wegen fehlenden schrei-
benden Zugriffs auf A2LL in keinem Fall mdglich ist.

Die konkreten Losungen vor Ort sind den ortlichen Gegebenheiten - auch unter Be-
rucksichtigung der bereits getroffenen organisatorischen Malkhahmen und des ver-
fugbaren Personals - anzupassen. Eine zusatzliche Personalgestellung zum Ruck-
standsabbau erfolgt von zentraler Seite nicht. Darlber hinaus sollte mit dem zkT ver-
bindlich vereinbart werden, ab welchem Zeitpunkt (vor Ubergang) eingehende Post-
stiicke und Antrage nicht mehr bearbeitet werden kénnen und dem zkT im Rahmen
der Uberflhrung zur Bearbeitung tibergeben werden.

Besonderheiten gelten hinsichtlich der Bearbeitung z. B. von Unterhalts- und Re-
gressfallen. Hier sind insbesondere fristgebundene Bearbeitungsvorgange bis zum
Ubergangszeitpunkt durch die ge/AAgAw durchzufiahren.

Zur Unterstutzung der Grundsicherungsstellen wurde mit HEGA 06/10 - 13 - vom
21.06.2010 (BA Intranet - HEGA 06/10 - 13 - Handbuch "Interne Kontrollsysteme
(IKS))das aktuelle Handbuch IKS zur Verfiugung gestellt.

Darlber hinaus kann das Dienstleistungsangebot der Internen Beratung SGB Il (IB
SGB Il) zum systematischen Abbau hoher Ruckstande in Anspruch genommen wer-
den.

Des Weiteren wird gepruft, inwieweit die taglichen Dialogzeiten A2LL sowie die Onli-
ne-Samstage zum Abbau der Bearbeitungsrickstande ausgeweitet werden kdnnen.
Per Verfahrensinformation werden hierzu die erweiterten Dialogzeiten rechtzeitig be-
kanntgegeben.

4.1.3. Datenubergang Akten

4.1.3.1. Leistungsakten

Die in der gE/AAgAw gefuhrten Leistungsakten sind dem zkT unabhangig von einer
etwaigen Weiterzahlung der Leistungen zum Zeitpunkt des Tragerwechsels zu Uber-
geben. Die Daten gehen an den Rechtsnachfolger Uber und verbleiben nicht bei der
BA, es sei denn sie sind zur Abwicklung von eigenen Aufgaben noch erforderlich.
Ortliche Vereinbarungen Uber einen friiheren Akteniibergang sind méglich, soweit sie
die Aufgabenerledigung in der gE/AAgAw nicht beeintrachtigen. Auch die Gutachten
der Fachdienste werden an den zkT Ubergeben (siehe Punkt 3.1.1.1).

Dabei ist zu beachten, dass nach dem Ubergang nur eingeschrankte Zugriffsmog-
lichkeiten auf die in der gE/AAgAw uUblichen IT-Fachverfahren beim zkT bestehen.
Daher ist ab sofort darauf zu achten, dass alle erforderlichen Entscheidungen und
entscheidungsbegrindenden Unterlagen in den Leistungsakten abgelegt werden.

Der stichtagsbezogene Ubergabezeitpunkt ist darin begriindet, dass sich ggf. in den
Leistungsakten noch offene Bearbeitungsvorgange (mit und ohne unmittelbarer
Auswirkung auf den Leistungsbezug) befinden konnen, die nach dem Tragerwechsel
durch den zKT in eigener Zustandigkeit bearbeitet werden mussen. Zudem ist nur der
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neu zustandige Trager (zkT) zur Auskunft (auch fur zurickliegende Zeiten) berechtigt
und verpflichtet. Im Falle der Ubergangsweisen Weiterzahlung (siehe Punkt 4.1.1.1)
ist die BA lediglich berechtigt, zur Zahlung im engeren Sinne Auskunft zu geben (et-
wa: Zahlung ist angewiesen; nicht angewiesen). Eine zusatzliche Personalgestellung
fur evtl. Restabwicklungsarbeiten erfolgt von zentraler Seite nicht. Fur alle weiteren
Auskunfte (z. B. zur Berechnung der Zahlung) ist nur noch der neu zustandige Leis-
tungstrager berechtigt, da er als Rechts- und Funktionsnachfolger an die Stelle des
bisherigen Leistungstragers tritt (§ 76 Abs. 3 SGB II).

Um die Bearbeitung der Vorgange durch den zkT zu erleichtern, sollen Hinweisblatter
erstellt werden. Auf diesen sollen alle offenen Bearbeitungsvorgange des Leistungs-
falles listenmalig, moglichst unter Angabe der Blattnummer erfasst werden. Offene
Bearbeitungsvorgange sind auch bestehende Forderungen gegen den Kunden oder
Dritte (Beispiel: Checkliste zur Ubergabe der Leistungsfalle aus A2LL an zkT vgl. An-
lage 4 zu Punkt 4.1.1.1. Die Checkliste nach Anlage 4 ist zur Vermeidung unnaotiger
Aufwande an die Erfordernisse vor Ort anzupassen). Ob eine Erganzung der Uber-
gebenen Leistungsakten um diese Hinweisblatter erfolgen soll und welche Bearbei-
tungsvorgange aufgeflhrt werden sollen, ist mit dem kommunalen Trager vor Ort zu
klaren. Erganzend sollte auch ein Ubergabeprotokoll erstellt werden, aus dem her-
vorgeht, welche Daten dem zkT zu welchem Zeitpunkt GUbergeben wurden.

Verbindliche Absprachen sind auch hinsichtlich der Postannahme und —weiterleitung
nach dem Tragerwechsel zu treffen.

4.1.3.2. Widerspruchs- und Prozessakten

Alle Prozessakten zu Widerspruchs- und Klageverfahren (d. h. laufende Falle und
Altvorgange) werden zum Zeitpunkt des Tragerwechsels von der bisherigen
gE/AAgAw an den zKT zur weiteren Bearbeitung Ubergeben. Dies gilt auch fur Straf-
/OWi-Verfahren (d. h. laufende Falle und Altvorgange) und auch fur den Fall, dass
die BA die Zahlung der Leistung fiir eine Ubergangszeit libernimmt.

4.1.3.3. Ubergreifendes

Auch die ruhenden Akten der gE/AAgAw sind an den Rechtsnachfolger zkT zu uber-
geben. Die Ubergabe zu einem spateren Zeitpunkt kann zur Entzerrung der entste-
henden Aufwande gesondert zwischen den Leistungstragern vor Ort vereinbart wer-
den.

Fur die Bundesleistungen sind z. B. zu Prufzwecken keine Kopien der ubergebenen
Leistungsakten in der AA vorzuhalten. Bei Bedarf kann der zkT um Ubersendung der
Akten gebeten werden.

Sofern von Seiten der BA Kopien gefertigt werden mussen, ist dies mit dem derzeit
vorhandenen Personal sicherzustellen. Eine zusatzliche Personalgestellung erfolgt
von zentraler Seite nicht.

Zum Thema Forderungseinzug -FE- wird auf das Kapitel 6 Finanzen verwiesen.
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4.1.3.4. AktenlUbergabe besonderer Kundengruppen

Akten mit besonders schutzwurdigen Inhalten (z. B. bei Mitarbeitern, Bewohnerinnen
eines Frauenhauses) sind gesondert an den zkT zu ubergeben. Zur Sicherstellung
des besonderen Schutzinteresses sollte eine Vereinbarung zwischen der gE/AAgAw
und dem zKT zur Akteniibergabe getroffen werden. Die Ubergabe der Akten von Per-
sonen im Zeugenschutz ist im Vorfeld mit dem zustandigen Landeskriminalamt abzu-
stimmen.

4.1.4. Zusammenarbeitsregelungen mit dem kommunalen Trager

FuUr die Bearbeitung der zum Zeitpunkt des Tragerwechsels noch nicht bearbeiteten
oder nach der Uberflihrung der gE/AAgAw bekannt werdenden Sachverhalte, die
sich ggf. auch auf Zeiten vor der Uberfiihrung auswirken (z. B. Aufnahme einer Be-
schaftigung, Erzielung von Einkommen etc.), ist der zkT zustandig.

Es wird empfohlen, nach den &rtlichen Verhaltnissen eine Prognose anzustellen (Tag
X), ab welchem Zeitpunkt eingehende Vorgange voraussichtlich nicht mehr bis zum
Tag vor Eintritt der Rechtsnachfolge erledigt werden kénnen.

Anschlief3end sollen die Akten der gE/AAgAw in Abstimmung mit dem zKT in geeig-
neter Form nach folgenden Punkten erfasst/gekennzeichnet werden, um eine Wei-
terbearbeitung durch den zkT zu gewahrleisten:

o Neufélle (Falle in denen Bearbeitung noch nicht begonnen wurde)

e Falle in laufender Bearbeitung

e Wiedervorlagen (insbesondere fur die Wahrnehmung von Gerichtsterminen,
Stellungnahmen)

e Altfalle (zum Tag X abgeschlossen).

Um eine umgehende Bearbeitung sicherzustellen, ist zwischen der AA und dem zkT
ein Verfahren zu vereinbaren, mit dem eine rechtzeitige Information des zkT sicher-
gestellt wird. Uber den lesenden Zugriff auf A2LL (siehe Punkt 7.1.3.1) kann der zkT
die Historie des Leistungsfalles nachvollziehen und die sich aus der Anderung erge-
benden Auswirkungen in seinen IT-Verfahren verarbeiten. Soweit weitergehende L6-
sungen vereinbart werden kdnnen, werden diese gesondert mitgeteilt.

Es ist davon auszugehen, dass Zahlungsriicklaufe nach dem Uberfiihrungszeitpunkt
bei der auszahlenden Stelle (Zentralkasse) eingehen. Diese wird die AA, zu deren
Bezirk die fruhere gE/AAgAw gehorte, Uber den Zahlungsrucklauf informieren. Da
Ermittlungen zur Ursache des Zahlungsrucklaufes anzustellen sind, flr die der zkT
zustandig ist, ist der zkT durch die AA uber den Zahlungsrucklauf umgehend zu in-
formieren. Anhand der ihm vorliegenden Akte und Einsichthahme in A2LL kann der
Sachverhalt geklart werden. Zur Bearbeitung des Zahlungsriucklaufs in ERP durch
die AA siehe Ausflhrungen im Bearbeitungshinweis Anlage 4.

Die Prufung der Meldungen zur Sozialversicherung und der erbrachten Beitrage
durch die SV-Trager beim zkT erstreckt sich auch auf Zeiten, die vor dem Ubergang
liegen. Um die Prifung zu unterstitzen, erstellt die Zentrale der BA auf Anfrage des
zkT Monatszusammenstellungen fur die Zeiten, fiur die die geE/AAgAw die Meldungen
zur Sozialversicherung und die Abfuhrung entsprechender Beitrage durchgefuhrt hat.
Diese Vorgehensweise hat auch technische Griinde, da eine Uberspielung der ent-
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sprechenden Daten aus dem IT-Verfahren A2LL an den zkT unwirtschaftlich und da-
ruber hinaus nicht zeitgerecht zu realisieren ist. Aus Sicht der BA ist der beim jeweili-
gen Trager durch das geschilderte Verfahren entstehende Aufwand als abgegolten
zu betrachten.

Der Auftrag zur Generierung der Monatszusammenstellung erfolgt durch den zkT
und ist an das

BA-Service-Haus
- Zentralkasse 43 -
Regensburger Stralle 104
90478 Nurnberg

zu adressieren. Das bedeutet insbesondere, dass sich die Priufinstanzen nicht direkt
an das BA-Service-Haus wenden konnen. Der Auftrag des zkT muss Folgendes be-
inhalten:

e Name der Prifinstanz (= z. B. Name der Krankenkasse oder des Rentenversi-
cherungstragers).

e Zeitraum, flr den die Monatszusammenstellung erstellt werden soll.

e Name und Dienststellennummer der (ehemaligen) Grundsicherungsstelle, de-
ren Beitragszahlung gepruft werden soll.

e Auftrag, dass die Monatszusammenstellung auf elektronischem Weg direkt an
den anfragenden Sozialversicherungstrager Ubersandt wird.

Als Besonderheit bei den Prufungen durch die Rentenversicherung ist zu beachten:
Mit den Tragern der Rentenversicherung ist vereinbart, dass die Anfragen zur Erstel-
lung der Monatszusammenstellungen auf elektronischem Weg an die BA Ubersandt
werden. An diesem Verfahren wird auch nach dem rechtlichen Ubergang festgehal-
ten. Nachdem der zkT den entsprechenden Auftrag an die BA gesandt hat, kann die
Monatszusammenstellung flir den Rentenversicherungstrager auf elektronischem
Weg abgefragt werden.

Darlber hinaus wird den Prufinstanzen auf Antrag wie bisher ein lesender Zugriff auf
A2LL ermoglicht. Der Zugriff auf A2LL wird dabei in den Raumlichkeiten der Kommu-
ne zu gewahren sein. Daher erfolgt der technische Zugang zu A2LL nicht Uber das
Intranet der BA, sondern uber das Internet mit eigenen personengebundenen Soft-
warezertifikaten. Dies ist Uber den gleichen Prozess mdglich, wie auch die zkT Zugriff
erlangen (vgl. Anlage 6 — Prozessbeschreibung Software Zertifikate). Der Antrag fur
den A2LL-Zugriff ist beim zkT zu stellen und die Erforderlichkeit des Zugriffs ist durch
diesen zu bestatigen. Eingerichtet wird der Zugriff durch den jeweils zustandigen Re-
gionalen IT-Service der BA (vgl. dazu Kapitel 7.1.3.1 und die entsprechende Anlage).

Die AA informiert den zkT Uber das o. a. Verfahren.

Der zKkT ist an die Aufrechnungsentscheidung der geE/AAgAw gebunden. Diese Ent-
scheidung ergeht als Verwaltungsakt und wirkt somit bis zu seiner Aufhebung bzw.
der Tilgung der gegenstandlichen Forderung.
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Besonderheiten gelten hinsichtlich der Bearbeitung z. B. von Unterhalts- und Re-
gressfallen im Rechtskreis SGB |I. Hier sind insbesondere fristgebundene Bearbei-
tungsvorgange bis zum Ubergangszeitpunkt durch die ge/AAgAw durchzuflhren.

Es ist sicherzustellen, dass die Unterlagen vollstandig sind (z. B. bei Unterhalt: Bewil-
ligungsbescheide Alg II, Schriftverkehr mit Unterhaltsverpflichteten einschliellich
Rechtswahrungs- und Ubergangsanzeige, Zahlungsaufforderung, Schriftverkehr im
gerichtlichen Verfahren).

Zur |dentifikation bei An- und Abmeldung der Leistungsempfanger sowie zur Erbrin-
gung der maldgeblichen Sozialversicherungsbeitrage gegeniuber den Sozialversiche-
rungstragern benotigt der zkT eine spezifische Betriebsnummer als Trager der
Grundsicherung flr Arbeitsuchende. Diese Betriebsnummer wird durch den B e-
triebsnummernservice der BA in Saarbrucken auf Anfrage des zkT vergeben.

4.1.5. Antragsvordrucke

FUr die Ausgabe der Antragsvordrucke ist bis zum Tragerwechsel die gE/AAgAw zu-
standig. Ab dem Ubergangszeitpunkt muss der zkT die Ausgabe der Antragsvordru-
cke (Neu- und Weiterbewilligungen) in eigener Zustandigkeit sicherstellen. Eine Aus-
gabe der Antragsvordrucke fur den zkT (Beauftragung der AA) kommt - auch im
Ubergangszeitraum - nicht in Betracht. Insoweit miissen im Rahmen des etablierten
Erhebungs- und Anforderungsprozesses (BA-DiS) lediglich die erforderlichen An-
tragsvordrucke bis zum Ubergangszeitpunkt vorgehalten werden.

Der Versand des Beendigungsschreibens und damit der Versand der Weiterbewiilli-
gungsantrage muss ebenfalls unterdrickt werden

4.2.  Ubergang OWi (inkl. DALG Il

Die Daten der zum Zeitpunkt der Rechtsnachfolge noch offenen Uberschneidungs-
mitteilungen und OWi-Vorgange werden den zkT zentral zur Verfugung gestellt (vgl.
Kapitel IT).

Die Falle (OWi, DALG Il) sind bis zum Eintritt der Rechtsnachfolge weiterzubearbei-
ten.

Offene Forderungen aus BufR3geldbescheiden, die ARGEnN bis zum 31.12.2010 erlas-
sen haben, flieBen der Landeskasse (vgl. § 90 Abs. 2 OWIiG) zu. Offene Forderun-
gen aus Buligeldbescheiden, die gE/AAgAw bis zum Zeitpunkt der Rechtsnachfolge
erlassen haben, flieRen der Bundeskasse (vgl. § 64 Abs. 3 SGB Il) zu. Weiteres sie-
he Punkt 6.2 - Ubergang von Fallen mit offenen Forderungen.

Anlasslich der Ubergabe tragen die gE/AAgAw die Falle im Verfahren colLei PC
SGBIlI OWi mit dem Erledigungsgrund ,Abgabe an andere Behorde® aus. Unter ,Be-
merkungen® ist festzuhalten, dass die Abgabe zustandigkeitshalber an den zkT er-
folgte.

In Fallen, in denen mit der Bearbeitung einer Uberschneidungsmitteilung bereits be-
gonnen wurde, eine abschlieRende Erledigung bis zum Zeitpunkt der Rechtsnachfol-
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ge jedoch nicht mehr mdglich ist, weisen die gE/AAgAw im Rahmen der Aktenlber-
gabe auf diesen Sachverhalt einschlieRlich Wiedervorlagen hin (siehe auch 4.1.3).

Die technische Unterstutzung der Bereitstellung elektronisch vorgehaltener Daten
wird im Kapitel IT-Unterstutzung, Punkt 7.1.4.4 und Punkt 7.1.4.5 beschrieben.

4.3. Spezialfunktionen

4.3.1. Ubergabe Spezialfalle: Anspruchsiibergange nach § 33 SGB Il (insbe-
sondere Unterhalt), § 115 SGB X und nach § 116 SGB X (Regress)

4.3.1.1. Allgemeines

Die Falle nach § 33 SGB I, § 115 SGB X und § 116 SGB X sind bis zum Trager-
wechsel weiterzubearbeiten.

Eine Unterrichtung der Verfahrensbeteiligten (z. B. Unterhaltsverpflichtete, Prozess-
bevolimachtigte und Gerichte) Uber die Rechtsnachfolge ist seitens der gE/AAgAw
rechtlich nicht erforderlich. Die Unterrichtung der Verfahrensbeteiligten ist Aufgabe
des Rechtsnachfolgers.

Soweit die Akten in Bearbeitung sind und die Rechtsnachfolge bereits bekannt ist,
bietet es sich an, dass die gE/AAgAw im Rahmen der ohnehin zu fertigenden Schrei-
ben (z. B. Rechtswahrungsanzeigen, Schriftsatze in Klageverfahren) auf die bevor-
stehende Rechtsnachfolge hinweisen, da dies vor Ort zu keinem Mehraufwand fuhrt.
Siehe hierzu auch Punkt 8.3.

4.3.1.2. Besonderheiten Anspruchsibergange nach 8§ 33 SGB Il (Unterhalt)

Als noch nicht abgeschlossen gelten auch Falle, die auf Wiedervorlage liegen (z. B.
weil sich der Unterhalt nach der Dusseldorfer Tabelle und den ortlichen OLG-
Richtlinien richtet und an die aktuellen Tabellen anzupassen ist, der Unterhaltsver-
pflichtete voribergehend nicht leistungsfahig ist oder ein unter 25 jahriges Kind sich
derzeit nicht in Ausbildung befindet).

Zudem ist sicherzustellen, dass die Prufung, in welcher Hohe der Unterhaltspflichtige
seiner Zahlungspflicht in der Vergangenheit nicht nachgekommen und ein An-
spruchsubergang gem. Ziffer 1.2a der VI SGB Il vom 03.01.2011, Geschaftszeichen:
SP 11 22 — 1l - 5215/11-1315.2/ 11-3831/ 11-8400/ 11-4100, eingetreten ist, zum Zeitpunkt
der Rechtsnachfolge fur Zeiten bis zum Eintritt der Rechtsnachfolge abgeschlossen
ist.

Mit dem Rechtstibergang nach § 76 Abs. 3 SGB |l gehen kraft Gesetzes auch bereits
geltend gemachte und noch offene Forderungen an den zkT Uber. Die Weiterverfol-
gung erfolgt durch den zkT. Titelumschreibungen missen vom zkT als neuen Forde-
rungsinhaber veranlasst werden. Die bisherige Organisationsform Ubersendet die
Titel an den zKT.

Seite 40



Projektbiro Neuorganisation SGB Il Stand: 31.08.2011

Fur Unterhaltsfalle sind alle Akten (einschlieRlich evtl. Sonderakten) sowohl der noch
nicht abgeschlossen als auch der abgeschlossenen Falle zum Zeitpunkt des Trager-
wechsels von der gE/AAgAw an den zKT zu uUbergeben. Es ist sicherzustellen, dass
die Unterlagen vollstandig sind (z. B. bei Unterhalt: Bewilligungsbescheide Alg II,
Schriftverkehr mit Unterhaltsverpflichteten einschlieBlich Rechtswahrungs- und
Ubergangsanzeige, Zahlungsaufforderung, Schriftverkehr im gerichtlichen Verfah-
ren).

4.3.1.3. DatenlUbergang IT (ULLA)

Die Unterhaltsdatenbank ULLA dient der Erfassung und Verwaltung von Unterhalts-
fallen (Aktenzeichen, Verfahrensbeteiligte, UH-Titel etc.). Die in ULLA zum Zeitpunkt
des Tragerwechsels erfassten Daten werden dem zkT zentral zur Verfugung gestellt
(vgl. Kapitel IT). Die ge/AAgAw stellen sicher, dass die Daten aus ULLA vom IT-
Systemhaus am 30.12.2011 Gbernommen werden kénnen. Hierzu sind Eintragungen
in ULLA bis zum 29.12.2011 Dienstschluss abschlieRend vorzunehmen.

Die ULLA-Ablagenverwalter/innen mussen bis spatestens am 29.12.2011, 18.00 Uhr,
(Stichtagsregelung) unter ihrer 3-stelligen Dienststellennummer in der Ablage
\\n2053022\Unterhaltsdatenbank das ULLA-Backend als ,DSTNR5.mdb“ kopieren.
Es besteht nur einmal die Mdglichkeit, in das Verzeichnis eine Datei mit dem Namen
zu kopieren; Léschen, Andern, Umbenennen, Anzeigen etc. ist nicht méglich.

Die Nutzung der Unterhaltsdatenbank ULLA ist den gE/AAgAw allerdings freigestellt.
Uber ULLA hinaus bestehen daneben diverse lokale Einzelldsungen. Inwieweit aus
anderen im Einsatz befindlichen Unterhaltsdatenbanken elektronische Datensatze
generiert werden kénnen, ist vor Ort zu prifen. Die Form der Bereitstellung der Daten
muss daher in den Fallen, in denen ULLA von der gE/AAgAw nicht genutzt wird, vor
Ort geklart werden.

Die erforderlichen Kunden- und Leistungsdaten konnen zudem der Leistungsakte
und der ggf. existierenden Unterhaltsakte entnommen werden. Dies setzt voraus,
dass die Akten vollstandig sind. Der zkT kann diese Daten dann in einer eigenen Da-
tenbank erfassen, wenn er eine solche fur erforderlich halt.

4.3.1.4. Besonderheiten Regress nach § 116 SGB X

Eine technische Unterstutzung (z. B. durch coLeiPC Regress) zur Filterung des Da-
tenbestandes nach Fallen zum SGB Il /SGB Ill oder nach gemischten Fallen ist nicht
moglich.

Soweit die gE die Serviceleistung 11.13 ,Durchsetzung von Schadensersatzanspru-
chen nach §116 SGBX" (Regress) in Anspruch genommen haben, stellen die RDen
sicher, dass zum Zeitpunkt der Eintritt der Rechtsnachfolge alle SGB Il — Falle bzw.
Mischfalle SGB 1I/SGB Il identifiziert und eine vollstandige Aktenlibergabe maglich
ist (notfalls unter Durchsicht samtlicher Regressakten). Gleiches gilt fir die AAgAw,
fur die die RD stets die Bearbeitung der Regressfalle nach § 116 SGB X durchflhrt.

Die Akten in reinen SGB Il — Fallen Uberfuhrt die RD vollstandig direkt an den zkT
zum Zeitpunkt des Tragerwechsels. Auch die SGB Il - Akten aller abgeschlossenen
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Falle sind im Original an den zkT zu Ubergeben. Hiervon sind keine Kopien zu ferti-
gen. Unterlagen, die sowohl SGB Il als auch SGB Il betreffen, verbleiben im Original
bei der RD, soweit sie zur Bearbeitung erforderlich sind.

Der SGB Il — relevante Teil wird den zkT in Kopie zur Verfligung gestellt (unter
Schwarzung der nicht auf den Anspruchstbergang SGB Il bezogenen Angaben). Die
gE/AAgAw informiert die RD zeitnah, wenn sie von dem Zustandigkeitswechsel be-
troffen ist.

Die Gesprache zur Ubergabe der Akten an den zkT flhrt der VG der AA. Es wird da-
her empfohlen, dass sich der VG der AA mit der RD hinsichtlich der Ubergabe der
Akten im Vorfeld der Gesprache mit dem zkT abstimmt. Soweit die gE/AAgAw den
Regressfall noch nicht an die RD zur weiteren Bearbeitung abgegeben hat, weist sie
den zKT hierauf hin.

Soweit die gE die SL 11.13 ,Regress® nicht in Anspruch genommen haben, ergeben
sich keine Besonderheiten und es gelten die allgemeinen Ausfuhrungen zum Um-
gang mit Sondersachverhalten. Hinsichtlich der Forderungsibergangs und der Um-
schreibung des Titels wird auf die Ausfuhrungen zum ,Unterhalt” verwiesen.

4.3.2. Auflésung AD und Fallibergabe

Noch nicht abschlieend bearbeitete Auliendienstauftrage werden zum Zeitpunkt
des Tragerwechsels von der geE/AAgAw an den zkT zur weiteren Bearbeitung Uber-
geben.

Die AuRendienstauftrage sind bis zum Tragerwechsel weiterzubearbeiten.

Bearbeitungsrickstande sind in den geE/AAgAw maoglichst gering zu halten bzw. zu
vermeiden. Auf die Einleitung einer rechtzeitigen Ruckstandsbearbeitung und —
abbau sollte daher ein besonderer Fokus gelegt werden (siehe Punkt 4.1.2).

In Fallen, in denen ein Aufendienstauftrag bis zum Zeitpunkt der Rechtsnachfolge
nicht abgeschlossen werden konnte, weisen die ge/AAgAw im Rahmen der Akten-
ubergabe auf diesen Sachverhalt hin (siehe Punkt 4.1.3).
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5. Infrastruktur

Oberste Prioritat in der Infrastruktur hat ein geordneter Ubergang, damit ein nahtloser
Anschluss von einer in die andere Organisationsform zum Ubergangstermin moglich
ist.

Es wird eine frihzeitige Abstimmung beider Trager in allen infrastrukturellen Angele-
genheiten empfohlen.

Mit der HEGA 12/10 — 17 — wurde den IS Infrastruktur infrastrukturelle Handlungs-
empfehlungen im Zusammenhang mit der Neuorganisation SGB |l an die Hand ge-
geben.

5.1. Immobilienmanagement bei Ubergang gE in zkT

Ziel ist es weiterhin, eine trennscharfe Abgrenzung zwischen den vom SGB II- und
SGB lll-Bereich genutzten Flachen sicherzustellen. Grundsatzlich sind alle Verande-
rungen, die im Hinblick auf den Ubergangsprozess angestrebt werden, zwischen den
Beteiligten (Kommunaler Trager, BA, Vermieter etc.) abzustimmen. Hinsichtlich der
ubrigen Mietvertragsdaten ist im Innenverhaltnis insbesondere auf eine korrekte Zu-
ordnung zu den Rechtskreisen, die korrekte Festlegung des Vertragspartners (gE)
sowie auf die materielle Richtigkeit der den abgeschlossenen Haftungsverteilungen
zugrundeliegenden Flachenermittiung als Basis fur die Bestimmung des Mietgegen-
standes zu achten.

Ist die gE Mieter, geht das Mietverhaltnis kraft Gesetzes als Rechtsnachfolger auf
den zKT uber. Ungeachtet dessen sind die Modalitaten des Ubergangs zwischen den
Beteiligten entsprechend abzustimmen.

Die Weiternutzung von Liegenschaften ist zlgig bis spatestens Ende Juli 2011 zu
klaren. Die Trager sollen sich Uber den Umgang mit den Vertragen rechtzeitig infor-
mieren und verstandigen.

Erfolgt eine gemeinsame Nutzung der Rechtskreise SGB Il (zkT) und SGB Ill in einer
angemieteten Liegenschaft, sind grundsatzlich rechtskreisspezifische Mietvertrage
(also zwei Mietvertrage) abzuschliel3en.

Sollte dieses im Einzelfall (z. B. aufgrund der Gebaudestruktur) nicht umsetzbar sein,
wurden die Rechtskreise SGB Il (zkT) und SGB |Il gesamtschuldnerisch als Mieter im
Aulenverhaltnis auftreten und im Innenverhaltnis eine entsprechende Haftungsver-
teilung abschlielRen.

Sollte der zKT in einer BA-Liegenschaft (Eigentum) verbleiben wollen, ist ggf. die ent-
sprechende Nutzungsvereinbarung in einen Mietvertrag zu Uberflhren.

Soweit die BA Vertragspartner in infrastrukturellen Rahmen-/Leasingvertragen ist und
ausschliefRlich die BA Rechte hieraus in Anspruch nehmen kann, sind weitere Abrufe
nach dem Ubergang in die neue Organisationsform nicht méglich. Dies gilt auch fir
Leasingvertrage, deren Nutzung bisher u. a. auch durch die gE erfolgte.

Aufgrund mietvertraglicher Regelungen (z. B. Kindigungsmoglichkeit zum
31.12.2011, Verlangerungsoption Uber das Jahresende hinaus) im Rechtskreis SGB
Il besteht in einigen Fallen unmittelbarer Handlungsbedarf.
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FUr eine Entscheidung Uber die weitere mietvertragliche Vorgehensweise ist das
Spannungsverhaltnis zwischen Sicherstellung des Dienstbetriebes und Vermeidung
von Risiken fur die Versichertengemeinschaft zu berlcksichtigen. Die Infrastruktur ist
bestrebt, die Entscheidungsmoglichkeiten von kT, die in die Organisationsform zkT
Ubergehen, nicht durch vorgezogene Festlegungen in Immobilienfragen einzu-
schranken. Fur eine geordnete Ubergabe bedarf die BA jedoch verbindlicher Ent-
scheidungen der optierenden KT.

In den Fallen, in denen unmittelbarer Handlungsbedarf besteht, ist fur die hiervon
betroffenen Mietvertrage ein Anschreiben an die kT zu richten.

Mit diesem muss die verbindliche, vorbehaltslose Entscheidung der kT eingefordert
werden, ob die bestehenden Mietvertrage fortbestehen sollen. Wenn ja, muss sich
der KT verpflichten, sich bis zur nachsten Kiundigungsmaoglichkeit den mietvertragli-
chen Regelungen weiter zu unterwerfen.

Bei Mietvertragen mit gemeinsamer Nutzung SGB Ill und SGB Il sind - nach Gel-
tendmachung einer Kindigung bzw. Nichtgeltendmachung einer Verlangerungsopti-
on - Neuanmietungen fur die BA-Flachen einzuleiten.

5.2. Immobilienmanagement bei Ubergang AAgAw in zkT

Eine fruhzeitige Abstimmung (Ermittlung des Umfanges und der kunftig beabsichtig-
ten Unterbringung, um schnellstmoéglich Planungssicherheit zu erlangen) beider Tra-
ger in allen infrastrukturellen Angelegenheiten wird empfohlen. Die Weiternutzung
von Liegenschaften ist zlgig bis spatestens Ende Juli 2011 zu klaren.

Aufgrund mietvertraglicher Regelungen (z. B. Kindigungsmoglichkeit zum
31.12.2011, Verlangerungsoption Uber das Jahresende hinaus) sollten die Mietver-
trage fur den Bereich SGB |l unmittelbar nach Entscheidung Uber die Zulassung als
kT auf diesen umgestellt werden. Daflir muss der kT die verbindliche, vorbehaltlose
Entscheidung abgeben, dass sich der betroffene kT verpflichtet, bis zur nachsten
Kiandigungsmaoglichkeit den mietvertraglichen Regelungen weiter zu folgen.

Im Rahmen eines Anschreibens an den zkT ist der Sachverhalt und die konkrete
Handlungssituation vollumfanglich und ausschopfend darzulegen und sind alle fur
eine verbindliche Entscheidungsfindung des kT notwendigen Unterlagen beizuflgen,
insbesondere

vollumfangliche Information (ggf. durch Vorlage von Kopien) zum Mietvertrag bzw.
den Mietvertragen (Haupt- und Untermietvertrag),

Darstellung aller Aspekte, die das Einfordern einer verbindlichen Entscheidung des
KT im o. g. Sinne notwendig machen.

Fur die Entscheidungsfindung ist dem kT mit diesem Anschreiben daruber hinaus
eine Frist zu setzen und mit der Ankindigung zu versehen, dass nach fruchtlosem
Fristablauf bzw. nach (Teil-)Ablehnung der vorbehaltslosen Verpflichtung von der
vertraglichen Kindigungsmoglichkeit Gebrauch gemacht bzw. die Verlangerungsop-
tion nicht gezogen wird.

Sollte die o. g. Ankiuindigung zum Tragen kommen, ist der kT nach deren Vollzug hie-
ruber schriftlich zu informieren.
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Bei Mietvertragen mit gemeinsamer Nutzung SGB Ill und SGB Il sind - nach Gel-
tendmachung einer Kundigung bzw. Nichtgeltendmachung einer Verlangerungsopti-
on - Neuanmietungen flr die BA-Flachen einzuleiten.

5.3. Inventarmanagement

Der Bestand des in der gE/AAgAw eingesetzten Inventars ist zu erheben. Hierzu ist
bei Inanspruchnahme der SL 1.7 durch den jeweiligen IS Infrastruktur ein Abgleich
der Daten in Cobra.im mit dem tatsachlich vorhandenen Bestand Uber eine Inventur
vorzunehmen. Das Ergebnis ist in einem Protokoll bis 31.10.2011 zu dokumentieren
und von beiden Tragern (AA und kT) einvernehmlich zu unterzeichnen. Bestandteil
des Protokolls sind ein Datenexport und die Datenaufbereitung in Excel aus Cobra.im
sowie die Ubergabe eines Datentragers (z. B. CD). Sofern die SL Il .7 nicht in An-
spruch genommen wird, ist die Inventur einschlielich Dokumentation durch die gE
bzw. den kT vorzunehmen.

Da die zkT Eigentumer kraft Gesetzes werden, konnen diese die durch die
gE/AAgAw bereits angeschafften bzw. abgerufenen Guter und Dienstleistungen wei-
ter nutzen. Samtliche vertraglichen Rechte (z. B. Inanspruchnahme der Gewahrleis-
tung) und P flichten (z. B. Zahlungsverpflichtung) sind dem Verantwortungsbereich
der neuen Organisationsform zuzuordnen.

Die Nutzung und der Zugriff auf BA-Rahmenvertrage durch die zkT ist ausgeschlos-
sen.

5.4. Serviceleistungen der Infrastruktur

Das Service-.Portfolio der BA fur gE/AAgAw im Inventarmanagement (SL 1.7) um-
fasst Beschaffung, Einsatz, Instandhaltung und Aussonderung von infrastrukturellen
Gutern und Dienstleistungen (ohne Liegenschaften, Briefdienstleistungen, Dienst-
Kfz, IT und Arbeitsmarktdienstleistungen).

Mit Inanspruchnahme der verwaltungsbezogenen SL 1.8 wird den g E/AAgAw das
Gebaudemanagement, das auch die Versorgung mit FM-Dienstleistungen der inter-
nen Verwaltung einschliellich Erbringung von Leistungen durch den von der BA be-
auftragten Dienstleister umfasst, angeboten.

Die oben angebotenen Serviceleistungen werden, sofern sie von den g E/AAgAw
eingekauft werden, bis zum rechtlichen Ubergang der ge/AAgAw in zkT erbracht.

Uber die Ubergabe der infrastrukturellen Aufgaben an die zkT ist ein vollstandiges
Protokoll mit allen relevanten Sachverhalten und notwendigen Unterlagen (z. B. Ko-
pien der Mietvertrage, Inventarlisten und Wartungsvertrage) zu erstellen und von
beiden Tragern zu unterzeichnen.

Die Serviceangebote I1.7 und 11.8 sind von der BA sind auch kunftig nicht fur die zkT
vorgesehen.
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6. Finanzen

Der Gesetzgeber hat im Rahmen der Neuorganisation der Grundsicherung gem. § 76
Abs. 3S GB Il die Rechtsnachfolge fir den Ubergang von einem Tra-
ger/Organisationsform in die andere Organisationsform vorgesehen. Der Organisati-
onsnachfolger erwirbt im Zusammenhang mit der Nachfolge Eigentum kraft Gesetzes
(Ubergang aller Rechte und Pflichten). Die Wirkung der Rechtsnachfolge auf die BA
als Trager der bisherigen ge/AAgAw kann aber nur soweit gehen, dass ausschliel3-
lich vom SGB llI-Bereich finanzierte infrastrukturelle Guter auf den zkT Ubergehen.
Far von beiden Rechtskreisen beschaffte und finanzierte, dem SGB Il-Bereich gegen
Nutzungsentgelt zur Verfugung gestellte, oder von beiden Rechtskreisen finanzierte
infrastrukturelle Guter verbleibt das Eigentums- und das Nutzungsrecht bei der BA
(z.B. gemeinsam genutzte Kassenautomaten, gemeinsam genutzte Eingangszone).
Ausgehend von den geklarten Eigentums- und Nutzungsverhaltnissen sind weitere
vertragliche Vereinbarungen (z. B. Verkauf von Buromdbel) zulassig. Ein finanzieller
Ausgleich zwischen den Rechtskreisen SGB Il und SGB Ill ist vorzusehen.

Zur Ubergabe von Hardware sowie Informations- und Kommunikationsanlagen ein-
schlieBlich der Kostenfrage siehe Punkt 7.2.

Die Finanzierung des der gE/AAgAw entstehenden zusatzlichen Aufwandes im Zuge
der Abwicklung der bisherigen Organisationsform (Abwicklungskosten) wird aktuell
mit dem BMAS verhandelt; Hinweise zur Abrechnung erfolgen zeitnah, wenn die
konkreten Ubergangsbedingungen zwischen gE/AAgAw und k T insbesondere hin-
sichtlich der passiven Leistungen und der Immobiliennutzung gegentber dem BMAS
verbindlich mitgeteilt sind.

6.1. ERP-Stammdatenanderungen

Die in Folge des Ubergangs zu zkT erforderlichen Anderungen der ERP-Stammdaten
werden zentral vorgenommen.

Eine unterjahrige Anpassung der Stammdaten wird in ERP nicht erfolgen, weil eine
ordnungsgemale Mittelbewirtschaftung bis zum Haushaltsjahresende gewahrleistet
werden muss. Folgende Grunde sind dafur maf3geblich:

1. Bedingt durch die Ableitung Kostenstelle a P rofit-Center a F inanzstelle sind
samtliche Vorgangscodes in den Kontierungstabellen fur alle Vorverfahren auf
die neue Organisationsstruktur zu einem Stichtag umzustellen. Nur eine
stichtagsbezogene und zentrale Umstellung samtlicher Vorverfahren gewahr-
leistet eine ordnungsgemalie Rechnungslegung.

2. Wegen der Jahrlichkeit der Haushaltsmittelbewirtschaftung (Budgetplanung,
Mittelzuteilung) und den daraus resultierenden Berichtspflichten missen unter-
jahrige Strukturanpassungen auf ein Minimum beschrankt werden, um die not-
wendige Transparenz uUber die Haushaltsmittelbewirtschaftung gewahrleisten zu
konnen.
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6.2. Ubergabe von laufenden und beendeten Fallen mit offenen
Forderungen

Alle, in ERP erfassten, bestehenden Forderungen werden zum Jahreswechsel
2011/2012 an den zkT Ubergeben und in ERP auf 0,00 € reduziert. Naheres regelt
Anlage 3, die schnellstmoglich nachgereicht wird.

6.3. Ubergangsweise Weiterzahlung passiver Leistungen BA fir
laufende Féalle Gber Termin Aufgabenubergang hinaus

Siehe hierzu die Ausfuhrungen unter Punkt 4.1.1.

Bedingung flir die Ubergangsweise Weiterzahlung der auf den zkT Ubergehenden
Falle durch die BA ist weiterhin der taggleiche Abruf der verauslagten Mittel fur die
Alg-2-Bundesleistungen bei der Bundeskasse in Weiden. Der zkT ermachtigt die AA
in der Vereinbarung (Anlage 5) die erforderlichen Mittel in seinem Auftrag abzurufen.
Die Abwicklung wird zentral vorgenommen und erfolgt zwischen BA und Bund. Die
BA-Zentrale rechnet die Ausgaben nach Beendigung der Weiterzahlung gegenuber
dem BMAS nach Jobcentern in der Ublichen Ausgabenstruktur ab.

6.4. Angebot an Serviceleistungen an zkT (einschl. Anpassung
der SL-Beschreibung und SL-Kalkulation)

Den zukinftigen zkT werden seitens der BA keine Serviceleistungen angeboten.

Das Angebot zur Ubernahme der Ausbildungsvermittiung kann auf der Basis einer
Verwaltungsvereinbarung unterbreitet werden. Die Kostenerstattung erfolgt auf der
Grundlage der Beschreibung des operativen Angebots ,Ausbildungsvermittlung“ und
dem dazu geltenden Kostensatz. (vgl. hierzu auch Punkt 3.2 und 6 .4.1).

6.4.1. Ausbildungsvermittlung

Der zkT kann die Ausbildungsvermittlung an die AA Ubertragen. Der Einkauf der er-
forderlichen Teilnehmerplatze abH und BaE kann dann Uber die AA erfolgen. Der zkT
und die AA schlieRen eine Vereinbarung bzgl. der Ubertragung der Ausbildungsver-
mittlung inkl. Definition des Personenkreises ab. Gleichzeitig mit dieser Vereinbarung
kann der zkT die Serviceleistung des Einkaufs AMDL buchen. Die Ausschreibung der
erforderlichen Teilnehmerplatze erfolgt i. d. R. in einem Los, getrennt fir zkT und AA.
Die AA ist der alleinige Ansprechpartner fur das REZ und erhalt vom REZ die Aufstel-
lung der Kostenerstattung als Grundlage fur die Rechnungslegung.

Nach Erteilung des 1. Zuschlags meldet das REZ der AA folgende Kosten zur Rech-
nungslegung:

e - Grundbetragi. H. v. 2.600 € (einmalig)
e - Kosten fur das aktuelle Beschaffungsverfahren
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Sofern es zu keinen Zuschlag kommt und der Bedarf an dieser Mallnahme nicht
mehr besteht (zkT wlnscht keine Folgeausschreibung), ist der Grundbetrag zu die-
sem Zeitpunkt gesondert abzurechnen.

Fur jeden weiteren Zuschlag sind die Kosten fur das aktuelle Beschaffungsverfahren
in Rechnung zu stellen.

Die Abwicklung der Kosten erfolgt uber den zustandigen IS (Rechnungsstellung, An-
nahme-AQO, Buchung der Einnahmen).

6.5. Abrechnung Verwaltungskosten Vorjahr

Die Gesamtverwaltungskosten des Vorjahres sind unter Berlcksichtigung aller Kos-
ten und Erstattungen auf der Grundlage der Dezember-Ist-Daten durch den IS abzu-
rechnen, dessen Zustandigkeitsbereich die bisherige gE bzw. AAgAw zugeordnet
war. Die Abrechnung ist dem Bereich CF 2 g rundsatzlich bis zum Ende des
1.Quartals an das Postfach _BA-Zentrale-CF2 zu ubersenden. Nachzahlungen bzw.
Ruckzahlungen infolge der Abrechnung der Gesamtverwaltungskosten des Vorjahres
gehen zu Lasten bzw. zu Gunsten der Gesamtverwaltungskosten des Rechtsnach-
folgers 2012, da die Spitzabrechnung des Monats Dezember durch die BA nicht vor
Ende Januar des Folgejahres erfolgen kann. Gleiches gilt fir offene Rechnungen, die
erst nach Buchungsschluss des Vorjahres fallig werden.

6.6. Ubergabe der Bewirtschaftung von Eingliederungs -
leistungen an zkT

Gem. § 76 Abs. 3 SGB Il tritt der neu zugelassene zKkT in die Rechte und Pflichten
der gE/AAgAw ein (Universalrechtsnachfolge) s. a. Vorbemerkungen. Damit gehen
Zahlungsverpflichtungen aus von der ge/AAgAw bewilligten Leistungen auf den zkT
uber.

Im Sinne des friktionsfreien Ubergangs von der Organisationsform der gE/AAgAW in
die eines zkT muss die gE/AAgAw den zKT rechtzeitig noch in 2011 Uber Art und
Umfang der ubergehenden Verpflichtungen, fallig 2012 und spater, und g gf. nicht
mehr zur Auszahlung kommende Festlegungen aus 2011 aus Eingliederungsleistun-
gen informieren. Der zkT muss die Moglichkeit haben, in angemessener Zeit fallig
werdende Zahlungen zu realisieren. Die zentrale Vorgabe eines Ubergabezeitpunkts
von Unterlagen ist im Gesamtzusammenhang nicht ziel-fihrend, da nicht alle dezent-
ralen Besonderheiten mit ins Kalkul gezogen werden kénnen.

Um die eigentliche Ubergabe der Vorgdnge an den Rechtsnachfolger zkT durchzu-
fuhren, sind in der gE/AAgAw folgende Vorarbeiten notwendig:

e Vereinbarung eines Ubergabezeitpunkts mit dem zkT

e Abrechnung der falligen Zahlungen bis zum Ubergabezeitpunkt bzw. ggf. ab-
weichende Vereinbarung mit dem zkT

e Abarbeitung der laufenden Post bis Ubergabezeitpunkt bzw. ggf. abweichende
Vereinbarung mit dem zkT
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e Aktualisierung der Daten in ERP, insbesondere der Mittelvormerkungen bzw.
Verpflichtungen fur 2012 ff

e Information Uber Rechtsnachfolge an Arbeitgeber und Trager

e Abgabe von Malinahmeakten/zahlungsbegrindenden Unterlagen

6.7. Arbeitsmarkt-Dienstleistungen: Ubernahme von Vertragen -
Verfahren bei Mischlosen

Als Folge des Rechtslibergangs gem. § 76 Abs. 3 SGB Il tritt der zkT in die im Na-
men der gE/AAgAw geschlossenen Vertrage uUber Arbeitsmarktdienstleistungen ein.
Bei Mischlosen (gemeinsamer Einkauf AA und gE/AAgAw) Ubernimmt der zkT die die
gE/AAgAw betreffenden vertraglichen Rechte (u. a. Inanspruchnahme von Teilneh-
merplatzen/Teilnehmerleistungen) und Pflichten (u. a. Zahlungsverpflichtung).

Alle relevanten, fur die weitere Wahrnehmung der Rechte und Pflichten notwendigen
Informationen der betroffenen Vertrage sind rechtzeitig zur Verfligung zu stellen. Die
Daten werden vom zustandigen REZ zusammengestellt und dem jeweiligen IS zur
Weitergabe an den Rechtsnachfolger bereitgestellt. Der Rechtsnachfolger ist darauf
hinzuweisen, dass die vertraglichen Daten der Geheimhaltungspflicht unterliegen.

6.8. Ubergabe der Bewirtschaftung von Verwaltungskosten an
zkT

Die Bewirtschaftung der Verwaltungskosten geht gem. § 76 Abs. 3 SGB Il auf den
zkT Uber. Die Mittelzuteilung erfolgt entsprechend § 46 Abs. 1 und 2 SGB Il ab dem
Haushaltsjahr 2012 direkt vom BMAS an den zkT. Der zKT ist zeitlich angemessen
vor Organisationstbergang uUber die auf ihn Ubergehenden Rechte und Pflichten aus
Vertragen zu unterrichten.

Abwicklung Verwaltungsvereinbarung zur Reha-Sachbearbeitung (SL 111.2)

Die Abrechnungsmodalitat der SL 111.2 wurde dem langerfristigen Personalbedarf fur
die Abwicklung eines Reha-Falls angepasst. Endet eine Verwaltungsvereinbarung zu
SL Il 2 (aus welchen Grunden auch immer) gibt die AA die Akten etc. an den zust.
Trager Grundsicherung zur eigenen Abwicklung zurick. Die Restzahlung von 40 %
entfallt, da die AA nicht mehr tatig wird (vgl. Abrechnungseinheit laut Serviceportfolio:
je Reha-Fall).

Mit der Kostenerstattung sind auch die Kosten fur eine im Rahmen von Ruckforde-
rungen (von z. B. zu viel gezahlten Reisekosten) erforderliche Annahmeanordnung
(Serviceangebot Forderungseinzug) abgegolten.

Von den Kosten werden im laufenden Jahr 60 % berechnet.

6.9. Infrastrukturelle Guter u. SL: Ubernahme von Vertragen -
Verfahren bei Leasingvertragen

Auch hier entfaltet der Rechtsibergang nach § 76 Abs. 3 SGB Il die Wirkung, dass
alle von der gE/AAgAw geschlossenen Vertrage mit den sich daraus ergebenden
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Rechten und Pflichten auf den zkT Ubergehen. Noch von der gE/AAgAw aus Rah-
menvertragen bestellte und geleaste Guter (z. B. Kopierer) werden von dem zkT mit
allen Rechten (u. a. Wartung) und Pflichten (u. a. Pflicht zur Zahlung der Leasingra-
ten) Gbernommen. Ein neuer Abruf aus den Rahmenvertragen der BA durch den zkT
ist nicht maglich.

Als Dienst-Kfz ausschliellich fur die gE/AAgAw geleaste Fahrzeuge werden von den
zKT mit allen Rechten und Pflichten ibernommen. Es ist dezentral zu prufen, ob die
Versicherungen dieser PKW anzupassen sind.

6.10. Kassenautomaten

Samtliche Kassenautomaten befinden sich im Eigentum der BA. Die Automaten, die
ausschlieBlich in und von einer gE/AAgAw genutzt wurden, gehen kraft Gesetzes in
das Eigentum des zkT Uber.

Die BA verfugt derzeit Uber Vertrage zum Betrieb der Kassenautomaten, die zum
31.12.2011 enden.

Uber die Méglichkeit, den B etrieb der Kassenautomaten (Wartung, Befillung, Si-
cherheit) weiterhin durchfuhren zu lassen, mussen die zkT jeweils eigenstandig mit
dem bisherigen Vertragspartner der BA in Verhandlung treten.

6.11. Abwicklung laufender Verfahren bei Vermogensschaden /
Haftung

Laufende Verfahren bezuglich Vermdgensschaden an Bundesmitteln gehen auf den
Rechtsnachfolger Uber. Die fur die Bearbeitung zwingend erforderlichen Unterlagen
sind in geeigneter Form zu Ubergeben.

Wurden wahrend des Bestehens einer gE/AAgAw Vermogensschaden am BA-
Haushalt festgestellt und entsprechende Verfahren nach den Vorschriften zu Verfah-
ren bei festgestellten Vermdgensschaden (VfV) eingeleitet, so sind diese auch nach
Uberflhrung der gE/AAgAw in einen zKT von der BA weiter zu bearbeiten. Die Scha-
den am Vermdgen der BA sind allerdings privat-rechtlich gegentber dem Verursa-
cher geltend zu machen, weil die BA nicht mehr Arbeitgeber bzw. Dienstherr ist.

Werden Vermégensschaden am BA-Haushalt erst nach Uberfiihrung der gE/AAgAW
in einen zKT festgestellt, so ist seitens der BA ein Verfahren nach den V{V einzulei-
ten. Auch hier findet die Geltendmachung auf Basis des Privatrechts statt.

Diese Vorgehensweise gilt ebenso bei festgestellten strafbaren Handlungen.
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1. IT Unterstltzung

7.1. Software

7.1.1.  Nutzung der IT-Verfahren der BA durch zkT

Technisch konnen IT-Verfahren der BA ausschliefllich mit der derzeit vorhandenen
BA-IT-Infrastruktur betrieben werden. Der Betrieb der BA-IT-Verfahren auf einer an-
deren, kommunalen IT-Infrastruktur ist technisch nicht moglich.

Die BA-IT-Verfahren sind intern Uber Schnittstellen eng miteinander verknupft, so
dass eine isolierte Nutzung einzelner BA-IT-Verfahren durch zkT nicht moglich ist.
Damit ist auch eine isolierte Uberlassung von IT-Verfahren an zkT technisch ausge-
schlossen.

7.1.2.  Schreibender Zugriff auf IT-Verfahren der BA
Ein schreibender Zugriff auf IT-Verfahren der BA durch zKT ist nicht moglich.

Der Grund hierfur ist, dass die IT-Verfahren tief in die IT-Landschaft der BA einge-
bunden sind. Durch die bestehenden Schnittstellen mit anderen IT-Verfahren z6ge
der schreibende Zugriff z. B. auf A2LL die Nutzung weiterer IT-Verfahren der BA
(insb. Finanzverfahren ERP und Leistungsverfahren COLIBRI zur Abwicklung der
SV-Meldungen) zwingend nach sich. Aus Grunden der Kassensicherheit und des
Datenschutzes ist die vermischte Abwicklung von Geschaftsvorfallen der BA mit Ge-
schaftsvorfallen der zkT nicht moglich.

Hinzukommt, dass fur einen schreibenden Zugriff der zkT auf IT-Verfahren der BA
auch die rechtlichen Voraussetzungen nicht vorliegen.

7.1.3. Lesender Zugriff auf IT-Verfahren der BA

FUr den lesenden Zugriff auf IT-Verfahren der BA kommen ausschlieRlich die IT-
Verfahren A2LL und VerBIS in Betracht.

Far den Zugriff kommt die Rolle DQM in Frage (vgl. Berechtigungskonzept VerBIS).

Mit der Gewahrung eines lesenden Zugriffs des zkT auf die IT-Verfahren A2LL und
VerBIS kommt die BA ihrer gesetzlichen Verpflichtung zur Ubermittiung der erforder-
lichen Daten nach § 76 Abs. 3 SGB Il nach. Gleichwohl sind nach Ablauf einer an-
gemessenen Frist zur nachlaufenden Fallbearbeitung und Einsichtnahme die fir den
zKT bereitgestellten Daten auf den IT-Systemen der BA abzuschlie3en und nach Ab-
lauf der geregelten Aufbewahrungsfristen zu I6schen.
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7.1.3.1. AZ2LL (Leistungsverfahren)

Den neuen zKT kann ein zeitlich nicht befristeter lesender Zugriff auf die vorhande-
nen Daten aus A2LL ermoglicht werden. Anhand dieser kann der Verlauf der in seine
Zustandigkeit Ubergegangenen Leistungsfalle nachvollzogen werden.

Fir den lesenden Zugriff auf A2LL muss der zkT einen gesonderten Netzzugang
vorhalten (kommunaler DSL-Anschluss) sowie pro Nutzer fir den Datenzugriff ein
Zertifikat beantragen. Fur Kommunen, die Uber das Internet auf die Applikation zu-
greifen, gibt es eine Prozessbeschreibung, wie Zertifikate fur die kommunalen Mitar-
beiter erstellt und zuganglich gemacht werden (siehe Anlage 6 — Prozessbeschrei-
bung Software-Zertifikate fur A2LL).

Mit dem Zugriffszertifikat und der Vergabe einer Benutzerberechtigung kann auf die
im IT-Verfahren A2LL gespeicherten Daten lesend zugegriffen werden. Fur die Ver-
gabe der Zertifikate und Berechtigungen ist der dezentrale Administrator (i. d. R. das
ortliche RITS) zustandig.

FUr den Zugriff ist derzeit die Benutzerrolle ,ServiceCenter” fur die Mitarbeiter/innen
des zkT vorgesehen. Der Zugriff zu reinen Informationszwecken ist nicht gestattet;
vielmehr muss das zwingende Erfordernis aus der Aufgabenerledigung resultieren.
Besonderheit: Die Kennungen, die zu einem lesenden Zugriff berechtigen, missen
wegen der Nachvollziehbarkeit in der Benutzerverwaltung A2LL mit den Buchstaben
KT (z. B. ,kTMusterfrauG") vorangestellt angelegt werden.

Von den kommunalen Mitarbeitern/innen ist eine Datenschutzerklarung nach Muster
der Anlage 7 zu unterzeichnen. Mit der Erklarung wird der Nutzer/die Nutzerin insbe-
sondere darauf hingewiesen, dass er/sie nur auf den lokalen Datenbestand der
Dienststelle zugreifen darf, dessen Zustandigkeit er/sie Ubernimmt (Angabe der
Dienststellennummer).

Jeder Zugriff wird protokolliert und kann zurlckverfolgt werden. Damit kdnnen unbe-
rechtigte und fachlich nicht erforderliche Zugriffe festgestellt werden.

Voraussichtlich mit der IT-Programmversion P13 (November 2011) wird fir den le-
senden Zugriff der zkT auf A2LL eine besondere Benutzerrolle eingefuhrt. Die bis
dahin vergebenen Benutzerrollen sind dann anzupassen bzw. entsprechend neu zu
vergeben, sofern der Zugriff noch erforderlich ist.

7.1.3.2. VerBIS (Markt und Integration)

Fur einen lesenden Zugriff auf Daten in VerBIS kann den zkT flr ausgewahlte Mitar-
beiter/innen fiir einen Ubergangszeitraum zeitlich befristet bis zur abgeschlossenen
Ubernahme aller Kundendaten ein IT-Standardarbeitsplatz in der Arbeitsagentur bzw.
in einem Raum, dessen IT-Infrastruktur (noch) mit dem BA-Netz verbunden ist, zur
Verfligung gestellt werden.

Fiar die Verfahrensnutzung erhalten die Mitarbeiter/innen ein lesendes Zugriffsrecht
erteilt.

Seite 52



Projektbiro Neuorganisation SGB Il Stand: 31.08.2011

7.1.4. Datenbereitstellung aus IT-Verfahren der BA fur zkT

Die BA stellt im Rahmen der Zulassung weiterer KT bzw. bei einer Ausweitung der
regionalen Zustandigkeit der zkT (Gebietsreform) auf der Grundlage der bei der BA
betriebenen IT-Verfahren die fur den jeweiligen zkT zur Erfullung seiner gesetzlichen
Aufgaben vorliegenden Daten zur Verfugung. Es muss ein moglichst frihzeitiger Da-
tenexport zu den neuen zkT gewabhrleistet sein, damit dort die Bestandsdaten aufge-
baut werden kdnnen und Testlieferungen im Rahmen der Datenubermittiung nach §
51b SGB Il erfolgen kdnnen. Die Statistik wird den neuen zkT Zeitfenster fur Daten-
Ubermittlungstests mittels XSozial-BA-SGB |l anbieten. Hierfir sind ausreichende
Datenbestande bei den neuen zkT Voraussetzung.

Datenbereitstellung bedeutet: Es werden einer Kommune die Datensatze der zuge-
horigen gE/AAgAw in einem fur alle Kommunen einheitlichen, von der BA festgeleg-
ten Standardformat zur Verfligung gestellt. Die von der BA zur Verfugung gestellten
Datensatze sind anschlielend von den zKT in eigener Zustandigkeit in ihre jeweiligen
kommunalen Softwaresysteme zu Ubernehmen. Folgende Daten werden bereitge-
stellt:

e Kunden- und Bewerberdaten (VerBIS)

e Daten zur Leistungsgewahrung (A2LL / ,Datensatz Grundsicherungsdaten im
Ubergang zu zkT*)

Auszahlungsdaten (ERP)

Forderungsdaten (ERP)

Uberschneidungsmitteilungen (DALG )

Daten zu SGG und OWi (coLei-PC SGG Algll und SGBII OWi)
Daten zu Unterhaltsleistungen (ULLA)

Infrastrukturdaten

Daten aus Gruppenablagen

Personaldaten

Die Datenbereitstellung erfolgt bis auf die beschriebenen Ausnahmen auf einem so
genannten Download-Server der BA (Download-BA-SGBII). Fir die Abholung der
Daten erhalten die zkT Zertifikate fir den Zugriff auf diesen Server (siehe Anlage 8 —
Prozessbeschreibung Datentbermittiung).

Auf dem Download-Server ,Download-BA-SGBII“ stehen den zkT ebenfalls die
Merkmalskataloge der Datensatzbeschreibungen zur Verfuigung.

7.1.4.1. Bereitstellung von Kunden- und Bewerberdaten (VerBIS)

Fir den Ubergang der im BA-Fachverfahren VerBIS gefiihrten Kunden- und Bewer-
berdaten kann

e eine Ubermittlung von Einzeldatensatzen auf elektronischem Wege durch die
Nutzung des OWA-Exports (Outlook-Web-Access) erfolgen. Hierbei werden die
Bewerberdaten Uber einen elektronischen Transfer von manuell ausgewahlten
Einzeldatensatzen zur Verfugung gestellit.
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Hinweis: Soll mit dem OWA Datenexport die Uberleitung von Daten der BA zu
einem zKT vorbereitet werden ist zu beachten, dass der aus VerBIS abgesen-
dete OWA-Datensatz eine MS-Word-Datei ist, deren Inhalt manuell von dem
Empfanger (kommunaler Trager) in die kommunalen IT-Verfahren einzuarbeiten
ist.

Wirtschaftlicher ist es, die zum Ubergangszeitpunkt fiir die zkT geplante elekt-
ronische Bereitstellung aller Bewerberdatensatze aus VerBIS abzuwarten (s.
folgenden Punkt).

Dadurch wird die IT des zKT in die Lage versetzt, die VerBIS-Daten elektronisch
in seine IT-Verfahren zu importieren.

e zum Oktober 2011 die Bereitstellung aller Bewerberdaten im Umfang des OWA-
Datensatzexports bezogen auf die jeweilige gE/AAgAw erfolgen. Die Daten
werden in einer Datei im xml-Format zur Abholung auf einem Server bereitge-
stellt. Eine Abmeldung aus dem System der BA wird nicht vorgenommen.

e zum 31.12.2011 die Bereitstellung aller Bewerberdaten im Umfang des OWA-
Datensatzexports bezogen auf die jeweilige gE/AAgAw erfolgen. Dabei werden
die Kunden/innen mit Ausnahme von ,Aufstockern®, ,Reha-Falle (Erst- und
Wiedereingliederung)“ und Kunden/innen, die zur BB angemeldet sind (Uber-
tragung der Ausbildungsvermittlung), aus dem System der BA abgemeldet und
die Daten in einer Datei im xml-Format zur Abholung auf einem Server bereit-
gestellt. Die vorhandene Kennzeichnung fur besonders schutzwirdig eingestuf-
te Kundendatensatze (Sperrkennzeichen ,S%) wird im Rahmen des elektroni-
schen Massendatenexports Ubergeben, so dass der besondere Schutzbedarf
auch nach erfolgter Datentibernahme durch die zkT entsprechend berucksich-
tigt werden kann. Die AA weist den zkT darauf hin, dass Daten, die Ubermittelt
wurden, aber zum 01.01.2012 nicht benotigt werden, zu I6schen sind.

Zu diesen Daten gehoren in beiden Fallen u. a. personliche (Fach-)Daten, Daten zum
beruflichen Werdegang und die Informationen Uber berufliche Kenntnisse.

Sofern die zkT dartber hinaus weitere Daten bendétigen, mussen zusatzliche, vor Ort
zu erstellende Ausdrucke, Ubergeben werden.

7.1.4.2. Bereitstellung von Daten zur Leistungsgewahrung (A2LL / ,Datensatz
Grundsicherungsdaten im Ubergang zu zkT")

Eine elektronische Bereitstellung oder automatisierte Ubernahme des Gesamtdaten-
bestandes direkt aus A2LL in die von den neuen zkT genutzten Verfahren ist auf-
grund der Konzeption und Datenstruktur von A2LL nicht moglich. Die Neuerfassung
der Daten kann jedoch durch die Bereitstellung des ,Datensatzes Grundsicherungs-
daten im Ubergang zu zkT* unterstiitzt werden.

Dieser Datensatz kann den neuen zkT fiir die Unterstiitzung der Uberleitung auch vor
dem Tragerwechsel - fruhestens aber ab dem Zeitpunkt, ab dem Uber den Antrag auf
Zulassung positiv entschieden wurde und dem zkT entsprechende Zertifikate flr den
Zugriff auf Download-BA-SGBII durch die BA zur Verfugung gestellt wurden -zeitnah
elektronisch bereitgestellt werden. Einer gesonderten vertraglichen Vereinbarung mit
dem zKT zur Bereitstellung des Datensatzes bedarf es nicht. Auf das in der Anlage 8
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beschriebene Verfahren wird verwiesen. Die Datenbereitstellung kann im Uberlei-
tungszeitraum einmal monatlich erfolgen. Die Datensatze enthalten alle wichtigen
Informationen Uber die zu betreuenden Bedarfsgemeinschaften und deren Mitglieder,
wie z. B. die Stamm- und Leistungsdaten sowie vermittlungsrelevante Eintrage.

7.1.4.3. Bereitstellung von Auszahlungsdaten (ERP)

Die Daten der in den ehemaligen gE/AAgAw im Wege der Weitergewahrung Uber
den 01.01.2012 noch Uber die BA-Systeme ausgezahlten kommunalen Leistungen
(KdU und BuT) konnen den zKT in elektronischer Form bis auf Weiteres auf die je-
weilige gE/AAgAw bezogen zur Verfugung gestellt werden. Die Datenbereitstellung
erfolgt im Uberleitungszeitraum taglich auf einen Downloadserver.

7.1.4.4. Bereitstellung von Forderungseinzugsdaten

Die BA stellt dem zkT die Forderungsdaten (incl. der Stammdaten) im csv-Format zur
Verfugung. Die Datenbereitstellung erfolgt bis spatestens 31.01.2012 mit Datenstand
31.12.2011.

7.1.4.5. Bereitstellung von Uberschneidungsmitteilungen (DALG I1)

Die im IT-Verfahren DALG Il gespeicherten Datensatze, die bis zum Tragerwechsel
noch nicht abschlie®end bearbeitet wurden, sowie die nach dem Stichtag fur Zeiten
des Leistungsbezuges bei dem Dbisherigen Trager bereit zu stellenden
Abgleichsergebnisse werden elektronisch als csv-Datei bereitgestellt. Die Bereitstel-
lung der Abgleichsdaten erfolgt im Uberleitungszeitraum zu folgenden Terminen (die
Termine 1/2012 und 11/2012 nur fir den Fall der Weiterzahlugn durch die BA):

Abgleichsdaten | Datenbereitstel-
lung

[11/2010 bis | bis 15.01.2012
111/2011

IV/2011 bis 01.03.2012
1/2012 bis 01.06.2012
[1/2012 bis 01.09.2012
[11/2012 bis 01.12.2012
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7.1.4.6. colLei-PC SGG Algll und coLei-PC SGBII OWi

Die in den I T-Verfahren gespeicherten Daten werden den zkT im Format von csv-
Dateien zur Verfugung gestellt. Der auf den Ablagen vorhandene Schriftverkehr
(WORD-Dateien) zu SGG und OWi wird den zkT jeweils in einem ZIP-Verzeichnis
gebindelt bereitgestellt. Die Datenbereitstellung erfolgt im Uberleitungszeitraum
einmalig.

7.1.4.7. Bereitstellung von Daten zu Unterhaltsleistungen (ULLA)

Sofern bei den Grundsicherungsstellen ULLA eingesetzt wird, werden die gespei-
cherten Daten den zkT im Format von xml-Dateien zur Verfigung gestellt. Die Da-
tenbereitstellung erfolgt im Uberleitungszeitraum einmalig.

7.1.4.8. Bereitstellung von Infrastrukturdaten

Die BA stellt dem zkT die Daten uUber infrastrukturelle Guter dezentral anhand eines
optischen Datentragers zur Verfligung (siehe 5.3).

7.1.4.9. Bereitstellung von Daten aus Gruppenablagen

Es besteht die Option, die Gruppenablagen auf optische Datentrager sichern zu las-
sen. Dies ist Uber das zustandige RITS zu beantragen. Im Anschluss an die Beantra-
gung wird fur den/die Antragsteller/in ein zugriffsgeschutzter, personlicher Ordner
eingerichtet und dem/der Antragsteller/in per E-Mail bekannt gegeben. In diesen
Ordner legt der/die Antragsteller/in die zu sichernden Daten ab. Die dort abgelegten
Daten werden auf einen optischen Datentrager (CD/DVD) gesichert und per Post an
den/die Antragsteller/in versendet.

7.1.4.10. Bereitstellung von Personaldaten

Die Personaldaten werden den kT von den IS-Personal bereitgestellt. Die Abstim-
mung uUber den Inhalt und Umfang dieser Personaldaten erfolgt dezentral mit dem
jeweiligen kT (siehe 2.2.1).

7.2. Hardware

7.2.1. Gemeinsame Nutzung der BA-IT-Infrastruktur (Mischbetrieb)

Eine gemeinsame Nutzung der BA-IT-Infrastruktur durch die IT-Verfahren der zkT ist
nicht mdglich, da die Lauffahigkeit der .,kommunalen Software® von der BA nicht ge-
wahrleistet werden kann. Hinzu kommen Aspekte der IT-Sicherheit und des Daten-
schutzes, die ebenfalls zu massiven Restriktionen fuhren.
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7.2.2. Ubernahme der IT-Infrastruktur der BA durch zkT

Die BA hat als Trager der Grundsicherung ein hohes Interesse daran, den Ubergang
in neue zkT reibungslos und rechtskonform zu gestalten. Oberste Prioritat hat fur die
Ubergangsphase das operative Geschaft. Die Kunden/innen durfen keine Beein-
trachtigungen in der Qualitat inrer Betreuung erfahren. Zur Sicherstellung der Arbeits-
fahigkeit sind vor Ort entsprechende Regelungen zu vereinbaren.

Der zukunftige zkT kann zum 01.10.2011 bezogen auf die konkrete Dienststelle eine
Aufstockung von 30% der PC-Arbeitsplatze (Zusatzausstattung) erhalten.

Gemal § 76 Abs. 3 SGB Il Ubernimmt der zkT von der BA die PC-Arbeitsplatze, Dru-
cker und — soweit auch hierfur die vertragsrechtlichen Voraussetzungen bestehen -
die lokale Netz-Infrastruktur.

Sachguter, die seitens der BA finanziert, zur Verfugung gestellt und fur die Aufga-
benerledigung beider Rechtskreise SGB Il und SGB Il genutzt worden sind, z. B.
Softwarelizenzen, verbleiben im Eigentum der BA. Hinsichtlich der sonstigen Kosten
wird auf das Kapitel 6 Finanzen verwiesen.

Besonderheiten zu den Geraten sowie zur Netz-Infrastruktur werden im Folgenden
erlautert.

7.2.2.1. Ubergabe der Gerate

Die BA Ubergibt die Gerate zum vereinbarten Zeitpunkt an den zkT, Ubernimmt aber
in der Folge nicht die weitere Betreuung fur die Komponenten. Dementsprechend
werden zentrale IT-Dienstleistungen durch die BA fiir die zkT nach dem Ubergang
nicht mehr zur VerfUgung gestellt. Dazu gehort auch die zentrale Erstellung von
Druckstiicken. Die Nutzung des BA-Netzwerkes durch kommunale Hard- und Soft-
ware ist damit ebenfalls ausgeschlossen.

7.2.2.2. PC-Arbeitsplatz und SIE-Gerate

Bei IT-Arbeitsplatzen (PC mit Monitor, Tastatur, Maus) ist anzumerken, dass alle Da-
ten und Software-Produkte auf den P Cs geldscht werden mussen, d. h., die PCs,
MAPs und Tele-Arbeitsplatze werden ohne Software, ohne Betriebssystem und ohne
Anbindung an das BA-Netz ubergeben. Bei den MAPs werden zusatzlich die UMTS-
Karten deaktiviert (Vertragsleistung aus dem TK-Vertrag der BA), d. h. die MAPs sind
anschlie3end von den zkT als Notebook nutzbar.

Achtung: Ab dem Zeitraum der Loschung stehen die PC-Arbeitsplatze flr das opera-
tive Geschaft der gE/AAgAw nicht mehr zur Verfugung (daher PC-
Zusatzausstattung).

Auch die Uberlassung der CANS-Hardware-Ausstattung zur Unterstiitzung behinder-
ter Menschen (z. B. Braillezeile, Kopfhorer.) an den zkT ist gemaf § 76 Abs. 3 SGB I
maoglich. Sachguter, die seitens der BA zur Verfugung gestellt und fur die Aufgaben-
erledigung beider Rechtskreise SGB Il und SGB Il genutzt werden, z. B. Softwareli-
zenzen, verbleiben im Eigentum der BA. Somit ist die Weitergabe der speziellen
CANS-Software an den zkT nicht durch die vereinbarten Vertrage mit den Lieferan-
ten gedeckt. Aufgrund des zeitlichen Vorlaufs fur die Beschaffung neuer Hilfssoftware
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ist es besonders wichtig, dass im Falle betroffener Mitarbeiter/innen eine frihzeitige
Abstimmung zwischen der Agentur fur Arbeit und der Kommune stattfindet.

SIE-Gerate, die ausschliel3lich durch den SGB Il- Bereich genutzt werden, gehen
ohne die aufgespielte Software im Zuge des Rechtsubergangs auf den zkT Uber.

7.2.2.3. Netz-Infrastruktur

Die Gebaudeverkabelung ist i. d. R. Bestandteil des Mietgegenstandes. Sollte der
Vermieter extra eine Verkabelung fir die BA eingebaut haben, wird diese i. d. R. Uber
eine hohere Miete erstattet, verbleibt aber im Eigentum des Vermieters. In seltenen
Fallen hat die BA im Einvernehmen mit dem Vermieter die IT-Verkabelung selbst
eingebaut.

Eine Ubernahme von Netz-Infrastruktur (lokales Netz, Netzwerkkomponenten (Rou-
ter, Switche)) ist deshalb abhangig von

e den jeweiligen vertraglichen Gegebenheiten (Mietvertrag) vor Ort, da Rechte Drit-
ter (Vermieter) betroffen sein konnen, und
e der Art der Lokation (Gebaude).

Hierbei sind zwei Falle zu unterscheiden:

e Wird die Lokation derzeit als gE/AAgAw genutzt und soll kinftig vollstandig als
zKT genutzt werden, kann diese Lokation vom BA-Netzwerk getrennt werden und
vom zKT eigenstandig weiter genutzt werden.

e Wird die Lokation derzeit als eine gemischte Lokation aus Arbeitsagentur und
gE/AAgAw genutzt und soll diese kunftig in der Mischform Arbeitsagentur und zkT
genutzt werden, sind in den ITR- und Netzwerk-Raumen die Voraussetzungen zu
schaffen, dass die Datennetze physikalisch getrennt vom jeweiligen Trager zu be-
treiben sind.

Die Umsetzung der Ubernahme der Gebaudeverkabelung ist abhangig von den je-
weiligen vertraglichen Gegebenheiten (Mietvertrag) vor Ort, da Rechte Dritter (Ver-
mieter) betroffen sein kdnnen.

Die vorhandenen aktiven Netzwerkkomponenten und die Datenverkabelungsinfra-
struktur (Kabel, Verteiler, Netzwerkschranke, Klimagerate...) werden weiterhin von
der BA genutzt; die zkT muss diese Komponenten in eigener Zustandigkeit selbst
beschaffen und installieren.

Die physikalische Trennung wird von der BA-IT durchgefuhrt. Die Kosten hierfur wer-
den im Rahmen der Gesamtverwaltungskosten der zkT im Haushaltsjahr 2012 abge-
rechnet (vgl. 6.5).

Bei einer physikalischen Trennung der IT-Netze kann vorlibergehend die telefoni-
sche und E-Mail-Erreichbarkeit unterbrochen sein. Es gilt vor Ort entsprechende Vor-
kehrungen (z. B. Info der Kunden/innen und Mitarbeiter/innen) zu treffen.
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7.2.2.4. Telefone

Fir eine Ubernahme von Telefonapparaten/Headsets (Endgerate) kommen aus-
schliel3lich die Gerate der Firma Avaya in Frage, da die BA hieran Eigentum erwor-
ben hat. Gerate anderer Firmen sind gemietet und kénnen auf Grund der bestehen-
den Integration der TK-Anlagen in den AA-Verbund (s. u.) nicht der kunftigen zkT
Uberlassen werden.

Die Endgerate konnen ohne die TK-Anlagen von Avaya im Hintergrund nicht ver-
wendet werden. Aufgrund des Aufbaus und der Konfiguration der TK-Anlage kdame
nur die Abgabe der kompletten Anlage in Betracht. Da die TK-Anlagen jedoch in den
jeweiligen Verbund der Agentur fur Arbeit integriert sind, stehen alle fir den Betrieb
erforderlichen Datenbankserver bei der BA. Das bedeutet, dass die Ubernahme einer
vollstandigen TK-Anlage nur dann in Frage kommt, wenn diese nicht gemeinsam von
einer Agentur und gE/AAgAw genutzt wird und technisch aus dem Verbund mit der
Agentur fur Arbeit herausgel6st werden kann. Dies ist im Einzelfall zu prifen und zu
entscheiden.

Blackberrys und Diensthandys sind Sachguter, die seitens der BA fur die Aufgaben-
erledigung in beiden Rechtskreisen SGB Il und SGB Il zur Verfugung gestellt wer-
den; diese verbleiben im Eigentum der BA. Deshalb sind diese Gerate vollstandig an
den ortlich zustandigen RITS zurlckzugeben. Das gilt nicht fur entsprechende Sach-
guter, die von der gE beschafft wurden.

7.2.2.5. Server

Dem zKkT konnen nur die Geschaftsstellenfileserver (GFS) der bisherigen Serie
AWIS1513, Server IBM eServer xSeries 235 P4 Ubergeben werden. Die neu ausge-
rollten LCP+ Server fungieren als Local Cache Points zur Softwareversorgung, sind
Eigentum der BA und werden auch weiterhin bei der BA bendtigt.

Die Uberlassung der GFS kann bereits ab Mitte des Jahres 2011 erfolgen.

7.2.3.  Umzige, Neuausstattung von Lokationen
Grundsétzlich sind Standortéanderungen in der Ubergangszeit nicht vorgesehen.

Fur die bundesweite Koordination moglicherweise bis Jahresende 2011 doch unab-
dingbar erforderlicher Umzlge bzw. Neuausstattungen von Liegenschaften ist eine
Meldung mit einer Priorisierung bis 01.09.2011 erforderlich. Dem lokal zustandigen
RITS ist mitzuteilen, wie viele Anwender aus/in eine Liegenschaft ziehen. Die Umzu-
ge sind nach entsprechenden Prioritaten zu kennzeichnen. Bei Neuanmietungen ist
es zwingend erforderlich, dass bis 30.09.2011 die Fertigstellungstermine von evtl.
Baumalnahmen ubermittelt werden.

Nach Meldung der anstehenden Umzlge werden pro Lokation von der IT individuelle
Masterplane fur Umzuge/Neuausstattungen erstellt aus denen alle Aktivitaten ersicht-
lich sind.
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8. Ubergreifendes

8.1. Kommunikation

Die Kommunikation als ein wesentlicher Erfolgsfaktor im Umstellungsprozess soll
proaktiv, detailliert und laufend erfolgen. Im Rahmen der Neuorganisation ist ein
gE/AAgAw-bezogenes Kommunikationskonzept in Absprache mit der Agentur und
Kommune zu erstellen und nachzuhalten. Das Konzept soll die lokal unterschiedli-
chen Gegebenheiten aufgreifen und die verschiedenen Zeitachsen, Schnittstellen
und Zielgruppen bertcksichtigen.

8.2. Interne Kommunikation

Eine frihzeitige Information der Beschaftigten durch die jeweiligen Geschaftsleitun-
gen und Fuhrungskrafte ist erforderlich, um Transparenz zu schaffen. Die Beschaftig-
ten sind anhand der zur Verfigung stehenden Unterlagen umfassend Uber die Kon-
sequenzen der Neuorganisation im SGB |l - insbesondere die gesetzliche Personal-
zuweisung —zu informieren. Es werden Informationen/Arbeitsmittel (z. B. Beendi-
gungsschreiben, Flyer), insbesondere in Personal Online zentral zur Verfigung ge-
stellt

Die IS Personal unterbreiten in diesem Zusammenhang ein Beratungsangebot.
Rechtsauskunfte werden nur Uber Ansprliche erteilt, die sich aus einem Dienst- oder
Arbeitsverhaltnis mit der BA ergeben.

Im Rahmen der Neuorganisation SGB Il sind auch die Mitarbeiter im Rechtskreis
SGB Il (insbesondere die Bereiche AGS, U25, Reha /SB) regelmaflig zu informieren,
da ggf. neue Schnittstellen entstehen und Anpassungen vorgenommen werden mus-
sen.

8.3. Externe Kommunikation

o Die Kunden, Arbeitgeber, (Mallnahme-)Trager und externe Vertragspartner sind
frhzeitig Uber die Anderungen zu informieren. Die Offentlichkeit ist durch Pres-
semitteilungen entsprechend zu informieren.

e Abstimmung mit dem zkT Uber Form(en) der gegenseitigen Information z.B. bei
Beauftragung zum Zwecke der Betreuung besonderer Personengruppen.

e Durch die jeweiligen Geschaftsleitungen und Fuhrungskrafte sind die jeweiligen
Netzwerkpartner fruhzeitig und kompetent zu informieren. (z. B. Kammern, Ver-
bande, Politik).

o Die kommunalen Trager sind ebenfalls umfassend zu informieren, insbesondere
uber Ubergabe der Unterlagen und Akten.

e Die ortlich zustandigen SG, LSG und das BSG (soweit anhangige BSG-Verfahren
betroffen sind) sollen in Abstimmung mit dem kommunalen Trager durch die
gE/AAgAw rechtzeitig vor Ubergang schriftlich Gber die Rechtsnachfolge infor-
miert werden.

Seite 60



Projektbiro Neuorganisation SGB Il Stand: 31.08.2011

e Die ortlich zustandigen Hauptzollamter, Sozialversicherungstrager, Amtsgerichte
und Staatsanwaltschaften sollen in Abstimmung mit dem kommunalen Trager
durch die gE/AAgAw rechtzeitig vor dem Ubergang schriftlich ber die Rechts-
nachfolge informiert werden.

e Kommunikation des ggf. ,neuen“ telefonischen Zugangskanals bei Wegfall der
SC-Beauftragung.

8.4. Vertrauensvolle Zusammenarbeit mit den Gremien

Die Vorsitzenden der Geschaftsfuhrung sowie die weiteren Fuhrungskrafte der RD
und AA sind verantwortlich flr die regelmafige Unterrichtung und Einbindung der
ortlich und/oder regional zustandigen Gleichstellungsbeauftragten, der Personalver-
tretung und der Schwerbehindertenvertretung im Rahmen der vertrauensvollen Zu-
sammenarbeit.

Unabhangig hiervon ist eine ggf. erforderliche Beteiligung bei einzelnen erforderli-
chen MalRnahmen im Zusammenhang mit der Umorganisation gesondert zu prifen
und ggf. vorzunehmen.

Die Selbstverwaltung ist laufend zu unterrichten.

8.5. Auflésung bzw. Abberufung von Organen der gE

Die Tragerversammlung der gemeinsamen Einrichtung verliert mit der Auflésung der
gE ihre Funktion. Die von ihr gefassten Beschlisse im Rahmen der Aufgaben nach §
44c SGB I sind nur bis zum Ubergangszeitpunkt giiltig. Das gilt auch fiir die Bestel-
lung bzw. Berufung der Funktionstrager ,Geschaftsfihrer/in der gE* und ,Beauftrag-
te/r fur Chancengleichheit am Arbeitsmarkt” sowie fur die Mitglieder des ortlichen Bei-
rates.

Der/Die Geschéftsfiihrer/in der gE ist anlasslich des Ubergangs in die kommunale
Tragerschaft abzuberufen. Uber die Leitung der nach § 6a Abs. 5 SGB Il zu errich-
tenden besonderen Einrichtung entscheidet der kommunale Trager in eigener Zu-
standigkeit.

Zur Frage der Besetzung des ortlichen Beirates stimmen sich die Tragerversamm-
lung der gE und der zkT rechtzeitig vor dem Ubergangszeitpunkt ab. Ggf. kénnen fiir
die Berufung durch den zkT nach § 18d Satz 6 SGB Il dieselben Mitglieder vorgese-
hen werden.

Zur Frage der Besetzung des Dienstpostens ,Beauftragte/r fur Chancengleichheit am
Arbeitsmarkt® stimmen sich die Tragerversammlung der gE und der zKT rechtzeitig
vor dem Ubergangszeitpunkt ab. Ggf. kann furr die Bestellung durch den zkT nach §
18e Abs. 6i. V. m. § 18e Abs. 1 SGB Il der/dieselbe Beschaftigte vorgesehen wer-
den.
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8.6. Beschaftigtenvertretungen/Gleichstellungsbeauftragte der
gE

Mit der Auflosung der gE endet die Amtszeit der dort nach § 44h SGB Il gebildeten
Personalvertretung. Gleiches qilt fur die Amtszeit der Schwerbehindertenvertretung
sowie der Jugend- und Auszubildendenvertretung und die Bestellung der Gleichstel-
lungsbeauftragten nach § 44j SGB |lI.

8.7. Statistik: Sicherstellung der Datenlieferung durch die zkT
gem. 8§ 51b SGB I

Der zkT soll im Ubergabeprozess durch die gE/AAgAw oder AA darauf aufmerksam
gemacht werden, dass durch die Ubernahme der Tragerverantwortung SGB Il auch
eine Datenubermittlungspflicht nach § 51 b SGB Il entsteht. Die Bezeichnung des
Ubermittlungsstandards lautet XSozial-BA-SGB II.

Hierzu soll dem zkT die Dokumentationsbroschire ,Datenbereitstellung operativer
Daten der BA und Datenubermittlung nach dem Standard XSozial-BA-SGB II: Infor-
mationen flr neue z ugelassene kommunale Trager (siehe Anlage 8) Ubergeben
werden, in der die Grundlagen, das Verfahren und die Ansprechpartner benannt
werden; die Informationen zum Standard XSozial-BA-SGB |l werden auf3erdem in
einem eigenen Handbuch, das mehr Details und eine modifizierte Variante der Anla-
ge 8e nthalt, auf den Internetseiten der Statistik der BA verdffentlicht:
http://statistik.arbeitsagentur.de/Navigation/Statistik/Grundlagen/Datenstandard-
XSozial/Datenstandard-XSozial-Nav.html

Der zukunftige zkT wird um die Benennung eines/einer Ansprechpartners/in fur die
Belange der Datenubermittlung nach § 51b SGB Il gebeten. Der Name wird unter
Nennung des Tragers an folgendes Postfach Ubermittelt:

Zentrale.CF3-51b@arbeitsagentur.de

Der zkT wird durch die gE oder AA in die Lage versetzt, der Datenubermittlungsver-
pflichtung unter Berlcksichtigung der Vorgaben des § 51a SGB Il (Fortfihrung der
Kunden- und BG-Nummern) nachzukommen, indem die notwendigen Informationen
Ubergeben werden.

8.8. Controlling

8.8.1. SGB Il Planung und Zielvereinbarung 2012

Eine gE/AAgAw im Bezirk einer Kommune, die ab 01.01.2012 als zkT anerkannt
wird, nimmt nicht mehr am Planungsprozess der BA flr das Jahr 2012 teil. Mit dem
neuen zkKT wird eine Zielvereinbarung nach § 48b Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SGB |l durch
die zustandige Landesbehorde abgeschlossen.
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8.8.2.  Controllingcockpit SGB Il

Durch die Uberfiihrung einer gE/AAgAw in einen zkT entfallt die Notwendigkeit, diese
Einheit im SGB II-Cockpit abzubilden. Dies hat Auswirkungen auf die regionalen
Strukturen, die Aggregationen auf Ebenen Deutschland, Bundesland, RD, SGB II-
Typ und AA/IS, auf die darauf aufbauenden Berichte, auf Kartendarstellungen sowie
auf das Benchmarking. Die notwendigen Umstellungen im SGB Il Cockpit sowie in
den weiteren Planungswerkzeugen und in den unterschiedlichen Berichtsformaten
(Monatlicher Bericht zur Zielerreichung, Quartalsberichte...) werden zentral vorge-
nommen.

8.9. Fachdienste

Die Dienstleistungen der Fachdienste werden den zkT im Rahmen des Service-
Portfolios zukiinftig nicht mehr angeboten. Im Zusammenhang mit der Ubertragung
der Ausbildungsvermittlung auf die BA ist es moglich, die Fachdienste in Anspruch zu
nehmen. Es bestehen keine Ruckbauerfordernisse fur die ge/AAgAw, da die Verwal-
tungsvereinbarungen jeweils zum Jahreswechsel und damit zum Zeitpunkt des Tra-
gerwechsels auslaufen.

8.10. Wahrnehmung der Telefonie durch die Service-Center (SC)

8.10.1. Beendigung bestehender Vertrage

Die Serviceleistung Telefonie wird den zkT nicht angeboten. Sollte eine gE/AAgAw
die SL Telefonie in Anspruch genommen haben, so wird diese bis zum Tragerwech-
sel erbracht.

8.10.2. Ruckgabe von Stellen, Klarung Stellenverteilung (Planstellen/
Ermachtigungen/Mittel SGB I111/11)

Die Wahrnehmung der SGB II-Telefonie durch die SC konnte durch die gE/AAgAw
ab 2005 auf unterschiedliche Weisen finanziert werden:

1. Uberlassung von Stellen fiir Plankrafte und/oder
2. Uberlassung von Erméachtigungen zur befristeten Beschéftigung und/oder
3. Entrichtung der jahrlich neu bestimmten Kostenpauschale

Seite 63



Projektbiro Neuorganisation SGB Il Stand: 31.08.2011

Mit der Beendigung der Telefonie durch den Ubergang in die zkT ist wie folgt zu ver-
fahren:

Finanzie- Personalisie- | Rickabwicklung SfP Folgen fir MA
rungs- rung der SfP / Erméchtigung
variante oder Er-
machtigung
1 durch SfP wird rickverla- | MA wird an die gE/AAgAw zurutickversetzt

gE/AAGAW gert MA geht in das Ubernahmekontingent der

zkT ein
durch BA SfP wird rickverla- | MA wird im Zuge der Ausweitung der SGB |l
gert — Telefonie auf einer etatisierten Stelle im

Kap. 5 - Serviceleistungen Grundsicherung
oder auf einer aus einer ge/AAgAw im Zuge
der Ubertragung der SGB Il — Telefonie in
das SC verlagerte Stelle des Kap. 6 gefiihrt.

durch Erm. wird rickverla- | MA wird an die gE/AAgAw zurlickversetzt
gE/AAGAW gert MA geht in das Ubernahmekontingent der
ZKT ein
durch BA Erm. wird rlckverla- | MA wird im Zuge der SGB |l — Telefonie wei-
gert ter befristet beschaftigt, soweit Befristung
nicht mit Rickverlagerung endet (finanziert
aus Kap 5 Serviceleistungen Grundsiche-
rung)
3 durch BA entfallt Endet die befristete Beschaftigung nach dem

Ende der Telefonie, erfolgt eine befristete
Weiterbeschaftigung im Zuge der bestehen-
den SGB Il — Telefonie (finanziert aus Kap 5
Serviceleistungen Grundsicherung)

Aullerdem ist in der Telekommunikationsanlage eine Ansage uber den Zustandig-
keitswechsel und die Nennung der Rufnummer des zkT zu beauftragen, die ab dem
Zeitpunkt des Tragerwechsels geschaltet werden muss. Die Beauftragung muss un-
ter Berucksichtigung entsprechender Vorlaufzeiten (mindestens 1 Monat) rechtzeitig
erfolgen.
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.  Umsetzungsmonitoring

Die Uberfihrung in zkT zum 01.01.2012 wird begleitet von einem
Umsetzungsmonitoring (siehe Anlage 9). Dieses bildet die wichtigsten Punkte ab, die
aus geschaftspolitischer Sicht relevant sind und flir die Kommunikation mit dem
BMAS bendtigt werden.

Das Umsetzungsmonitoring beginnt am Montag, dem 18.07.2011, und endet mit dem
Abschluss des derzeitigen Projektes ,Neuorganisation SGB II“ zum 30.03.2012. Das
Umsetzungsmonitoring begleitet sowohl die Umstellung einer gE wie auch die Um-
stellung einer AAgAw in einen zKkT.
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lll.  Anlagen

Anlage 1 — Checkliste BMAS / BA / kommunale Spitzenverbande
Anlage 2 — Vereinbarung zur Ubertragung der Ausbildungsvermittiung
Anlage 3 — Ubertragung von Forderungen

Anlage 4 — Bearbeitungshinweise A2LL zur Weiterzahlung und Befristung inkl.
Checkliste fur die Fallibergabe

Anlage 5 — Mustervereinbarung, incl. Einzugsermachtigung
Anlage 6 — Prozessbeschreibung Software Zertifikate
Anlage 7 — Verpflichtungserklarung zur Wahrung des Sozial-Datengeheimnisses

Anlage 8 — Prozessbeschreibung Datenbereitstellung (Download-BA-SGB 1) und
Datenubermittlung (XSozial-BA-SGB Il)

Anlage 9 — Umsetzungsmonitoring
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Stand: 23. August 2011

Arbeitsgruppe des Bundesministeriums fur Arbeit und Soziales, der Bundesagentur fur Arbeit, Vertretern der Lander und der kommunalen Spit-
zenverbande zum Ubergangsprozess der zum 1. Januar 2012 zugelassenen kommunalen Trager (zkT)

Checkliste zur Gestaltung der Ubergangsprozesse gemeinsame Einrichtung (gE), Agenturen fiir Arbeit in getrennter Aufga-
benwahrnehmung (AAgAw) / zugelassene kommunale Trager (zkT)

Zum 1. Januar 2012 hat das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales (BMAS) durch die Zweite Verordnung zur Anderung der Kommunaltrager-
Zulassungsverordnung (BGBI. | S. 645) 41 weitere kommunale Trager zur alleinigen Wahrnehmung der Aufgaben der Grundsicherung fur Arbeit-
suchende zugelassen (zKT).

Um einen reibungslosen Ubergang der Amtsgeschéfte und eine nahtlose Leistungserbringung zu gewéhrleisten, haben sich das BMAS, die Bun-
desagentur fur Arbeit (BA), Vertreter der Lander und der kommunalen Spitzenverbande (komSpV) auf die folgende Checkliste verstandigt. Mit der
Checkliste werden den Akteuren vor Ort Rahmenhinweise und Antworten auf Fragen fiir den Ubergangsprozess aus der gE und der AAgAw in zkT
zur Verfigung gestellt.
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|. Personal

Offene Fragen zum Personaliibergang werden im Rahmen der bestehenden Zu-
standigkeiten geklart. Gegebenenfalls werden Rechts- und Auslegungsfragen
zwischen der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbande (VKA), der BA,
dem BMAS und den komSpV besprochen, um mdaglichst einheillige Auffassun-
gen zu entwickeln.

1. Ubergabe der Informationen zum Personal (Per-
§ona||isten und -stammdaten, anonymisierte
Ubersichten (Anzahl, Wertigkeiten, aktuelle Tatig-
keit)

e Listen des nach 8§ 6¢ SGB Il Ubergehenden Personals,

¢ Personalstammdaten

« anonymisierte Ubersicht des voraussichtlich iibergehenden Personals nach Anzahl,
Wertigkeiten und der aktuell ausgeibten Tatigkeit

Ubergabe (ab) Juni 2011 (erstmalige Lieferung bis spatestens August 2011) in Ab-
stimmung der Trager.

2. Ubergabe Personalakten

Ubergabe Personalakten erfolgt zum Jahresende in Abstimmung der Trager, mit Zu-
stimmung der Betroffenen ist eine frihere Einsicht in die Personalakte durch den
kommunalen Trager mdglich.

3. Uberstunden, Gleitzeit- und Langzeitkonten

(geandert gegeniiber Fassung vom 29. Juni 2011,
siehe Markierung)

In der gE anfallende Uberstunden werden 2011 aus dem Verwaltungskostenbudget
der gE abgegolten, Gleitzeitkonten kdnnen Ubertragen werden (maximal bis Kap-
pungsgrenze, bei BA 40 Stunden); Langzeitkonten kénnen ggf. bei Wunsch durch kT
Ubernommen werden, sonst interne Klarung durch BA.

Abweichungen sind im Einzelfall nach Vereinbarungen vor Ort méglich.

4. Definition Ausgleichszulage und -zahlung

Ausgleichszahlung bzw. Ausgleichszulage umfasst alle tariflichen Leistungen (Festge-
halt und Funktionsstufen) fiir BA-Beschéftigte und bericksichtigt unterschiedliche Be-
soldungssysteme in Bund und Landern.

Die Abrechenbarkeit dieser Kosten ist im FAQ-Katalog zur KoA-VV beschrieben (vgl.
Ziff. 6 Bst. g; Stand: April 2011 - siehe Anlage).

5. Klarung von Ubergangsfragen bei Zusatzversor-
gung der Arbeitnehmer

Nach Auskunft der VBL bestehen fir alle betroffenen Kommunen Vereinbarungen zur
gegenseitigen Anerkennung von Versicherungszeiten, die noch nicht zu einem Ver-
sorgungsanspruch gefihrt haben. Diese Anerkennung ist durch die betroffenen Ar-
beitnehmer zu beantragen. Die BA wird ihre Beschaftigten entsprechend informieren.
Gleiches gilt fir Zeiten, die dem Erwerb von ,Bonuspunkten” dienen.

6. Allgemeine Informationen zum Personaliibergang
nach 8 6¢ SGB Il

Die Regelung des Personalibergangs in 8 6¢ Abs. 1 S. 1 SGB Il knipft an die Aufga-
benzustandigkeit der BA im Gebiet des kommunalen Trégers an. Personal, das Auf-
gaben fur dieses Gebiet wahrnimmt, geht folglich Gber.
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Gesetzlicher Ubergang erfolgt immer auf kommunalen Trager, Weiteriibertragungen
(z.B. auf A6R, GmbH) richten sich nach Landesrecht.

7. Stichtagsregelung § 6¢ Absatz 1 SGB Il

Die fur tbergehende Beschaftigte erforderliche Tatigkeit von 24 Monaten muss in den
24 Monaten vor dem 31.12.2011 liegen. Urlaubs- und Krankheitszeiten, Beurlaubun-
gen, Elternzeit sowie Zeiten einer Abordnung und Fortbildung unterbrechen diese Zeit
nicht, soweit die Beschaftigten weiterhin auf einer Stelle des Rechtskreises SGB ||
gefuhrt werden und Zuweisungen zu einer gE nicht aufgehoben sind.

In-sich-Beurlaubungen (ISB)

Mitarbeiter geht mit Status vor der ISB uber.

©|©

Dispositionsrechte der zkT beim Ubergang des
Personals in eine AGR/GmbH

Nach landesrechtlichen Regelungen.

10. Rundungsregelungen (Ermittlung der 10 %-Quote
im Rahmen des Personaliibergangs)

Die ,10-Prozentquote” (8 6¢ Absatz 1 Satz 3 SGB Il) ist dem Wortlaut entsprechend
nach ganzen Zahlen zu berechnen. Dezimalstellen sind nach dem im Rechtsverkehr
Ublichen Rundungsregelungen auf- oder abzurunden. Dabei wird die letzte dargestellte
Ziffer um eins erhoht, wenn in der ersten Dezimalstelle eine der Ziffern 5 - 9 verbleiben
wirde. Entsprechendes gilt, wenn sich bei der Berechnung der ibergehenden Be-
schaftigten Dezimalstellen ergeben. Die gerundete 10-Prozentquote darf dadurch nicht
Uberschritten werden.

11. ,Leistungsorientierte Bezahlung”

Kein Bestandteil von Festgehalt oder Grundgehalt, spielt deshalb bei Berechnung der
Ausgleichszahlung/-zulage keine Rolle. Erfolgt im Regelfall fir ein Kalenderjahr und
nicht dartiber hinaus.

12. Anwendung "Versorgungslastenteilungsstaatsver-
trag"

Der Versorgungslastenteilungsstaatsvertrag ist seit dem 1. Januar 2011 in Kraft. Es
gelten die Regelungen des § 6¢ Absatz 3 Satz 5 und 6 SGB II.

Il. Umsetzung vor Ort

Es gilt der Grundsatz, dass die Leistungsfahigkeit der AAgGAwW/gE bis zum 31. Dezem-
ber 2011 gewahrleistet sein muss, um u.a. sicherzustellen, dass die Ubergabe mog-
lichst ohne Bearbeitungsriickstande erfolgen kann. Ggf. anfallende Abwicklungskosten
(z. B. Uberstunden, auch 1.3) sind Bestandteil der Gesamtverwaltungskosten der
gE/AAgAW.

Im Rahmen der Mdglichkeiten soll die AAgAw / gE unter Bericksichtigung der ge-
meinsamen Verantwortung fur den Ubergangsprozess dem kiinftigen zkT Unterstit-
zungsleistungen anbieten. Dies kann z. B. der befristete Einsatz einer begrenzten Zahl
von Mitarbeitern fiir Umstellungsarbeiten als Projektpersonal sein. Hierzu sind Verein-
barungen von der gE und dem KT zu treffen (Aufwand Projektpersonal fir zuktnftigen
zKT ist Teil der Errichtungskosten).

Seitens der Agentur fur Arbeit obliegt den Vorsitzenden der Geschéftsfiihrung die Ver-
antwortung fur die Vorbereitung der Umstellung vor Ort.
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Die Tragerversammlung ist bei den Ubergangsprozessen der gE zu beteiligen. Sowohl
die BA als auch der KT sind in diesem Gremium vertreten und kdnnen sich bezlglich
der Ubergangsprozesse abstimmen.

1. Mitwirkung der gE/AAgAwW

Schulungen der AAgAw / gE-Mitarbeiter im Einsatz der kommunalen Software im Jahr
2011 sollen ab 1. Oktober 2011 unter Beachtung der Gewahrleistung der Funktionsfa-
higkeit der AAgAw / gE ermdglicht werden (bei Notwendigkeit friiher, Vereinbarungen
vor Ort).

2. Verantwortung des zkT

Planung des Ubergangsprozesses insbesondere der Ubergangsszenarien fir die Mit-
arbeiter, der Ubernahme der Liegenschaften, der Beschaffung der IT-Software (unter
Berticksichtigung des Vergaberechts) und der Planung der Datentibernahme und des
Einsatzes der Mitarbeiter. Der zkT benennt die verantwortlichen Ansprechpartner ge-
genuber dem Vorsitzenden der Geschéftsfihrung der Agentur flr Arbeit.

Ill. Ubergang Sachmittel und Vertrage

Ubergabeplanung vor Ort, um moglichst reibungslosen Ubergang zu gewahrleisten.

1. Revision bestehender Vertrage (IT siehe IV. und
Liegenschaften siehe V.)

Bis Ende August 2011 Klarung tber bestehende Vertrage, Kindigungsmaoglichkeiten,
etc. (z.B. Leasingvertrage, etc.); bzw. vor Ende August 2011 bei friherem Ablauf von
Kindigungsfristen.

Keine unabgestimmte Kiindigung von Vertrédgen; Abstimmung, bzw. mindestens frih-
zeitige Information zwischen den Tragern Gber Umgang mit Vertragen.

Soweit Vertrage, beispielsweise fur Energielieferung, Gegenstand der Dienstleis-
tungspakete sind, wird die Mdglichkeit zur Ubernahme zwischen den Tragern bespro-
chen und geklart.

Hinweis: Die Verwaltungsvereinbarung zwischen der BA und der gE/AAgAw sieht vor,
dass diese fur den Einkauf der Serviceangebote und -aufgaben ohne ausdrickliche
Kindigung beim Ubergang in zkT endet.

2. Inventarisierung

Inventarisierung (Bestandslisten iiber Wertgrenze) mit Ubergabebescheinigung (vor-
laufige Inventarliste wird bis spatestens 31. Oktober 2011 tbergeben).

Bei Einkauf der Dienstleistung tber die BA erfolgt die Inventarisierung durch den In-
ternen Service der BA.

3. Rechtsnachfolge

Sachmittel und Vertrage (einschlieB3lich Leasingvertrage) gehen grundsatzlich im We-
ge der Rechtsnachfolge auf zkT tiber. Der Ubergang von Sachmitteln und Vertragen
ist auf solche begrenzt, die unmittelbar und allein der Umsetzung des SGB Il dienen.
Bei VerduRerung Ubergegangener Sachmittel sind Einnahmen als sonstige Einnah-
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men der besonderen Einrichtung gegeniber dem Bund abzurechnen.

IV. IT-Hardware (PC, Drucker, Telefone)

maglichst keine Beeintrachtigung vor Ort

1. Ubergabe der IT-Hardware der BA

BA Ubergibt Hardware (ohne Software und Daten) im Rahmen der Rechtsnachfolge.
Gdf. disponible Gerate werden genutzt, um Arbeitsfahigkeit der jeweiligen gE/AAgAW
bis Ende Dezember 2011 zu gewahrleisten. Der dafir entstehende Aufwand ist Tell
der Gesamtverwaltungskosten der gE/AAgAw.

BA ermdglicht bei gemeinsamer Nutzung von Liegenschaften in ihren Liegenschaften
Parallelinstallationen von Netzwerken und Telefonanlagen zur Vorbereitung der Um-
stellung (mdglichst ab November 2011, bei Notwendigkeit friher, frihzeitige Vereinba-
rungen vor Ort erforderlich).

KT muss neues Netzwerk bzw. Anbindung an sein Netzwerk (Telefon, IT-Server) auf-
bauen.

2. Verwendung der PC durch zkT

Siehe 11.2 und 111.3.

Der zKT tbernimmt vorhandene PC der AAgAwW/gE und Uberprift deren Verwen-
dungsmaoglichkeit. Bei Veraul3erung sind die Erlése zugunsten der besonderen Ein-
richtung des zKT zu vereinnahmen und gegentber dem Bund abzurechnen (auch
[.3).

V. Liegenschaften

Zugige Entscheidungsfindung der Weiternutzung/Aufgabe von Liegenschaften bis spéa-
testens Ende Juli 2011 (sowohl bei Mietvertrdgen mit Dritten als auch bei BA- und
kommunalen Immobilien). Die BA fihrt hierzu eine einmalige Sonderabfrage durch.

Keine unabgestimmte Kiindigung von Vertrédgen; Abstimmung, bzw. mindestens frih-
zeitige Information zwischen den Tragern Uber Umgang mit Vertragen.

VI. Finanzen/ Haushalt

1. Ubersicht tiber Mittelbindungen durch die BA

BA stellt Ubersicht tiber Mittelbindung zum 30. September 2011 zur Verfiigung (Soll
2011, Ausgaben und Mittelbindungen 2011, bestehende Verpflichtung 2011 und Vor-
jahre, fallig 2012 ff)

Die Bewirtschaftung des Eingliederungs- und Verwaltungsbudgets 2011 erfolgt im
haushaltsrechtlich zulassigen und vereinbarten Rahmen.

2. Umgang mit Einnahmen aus der Vergangenheit
(Ruckzahlungen und -forderungen)

Einnahmen aus Riickzahlungen bzw. -forderungen aus dem Zeitraum vor 2012, die
nach dem 1. Januar 2012 zuflieRBen, z. B. aus Ruckforderungsbescheiden oder der
Erstattung von Beziigen Gbergegangener Beschaftigter, flieRen dem Budget des ab 1.
Januar 2012 zustandigen zkT zu. Die Einnahmen erh6hen die verfigbaren Haus-
haltsmittel und sind in der Schlussrechung 2012 mit dem Bund abzurechnen.
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3. Sicherung der Weiterverfolgung von Forderungen
(Ubersicht der bestehenden Forderungen)

Sicherung der Weiterverfolgung von Forderungen und Zuordnung eingehender Geld-
betrage. Die Bearbeitung aller zum 31. Dezember 2011 bestehenden Forderungen ist
vom zKkT ab 1. Januar 2012 vollstandig zu tibernehmen.

Im Oktober 2011 teilt die BA mit, in welcher Gesamthdhe Forderungen bestehen und
mit wie vielen Datenséatzen zu rechnen ist.

Die detaillierten Forderungen mit Datenstand 31. Dezember 2011 werden im csv-
Format bis spatestens zum 31. Januar 2012 auf dem ,Download-BA-SGB-II“-Server
bereit gestellt.

4. Klarstellung der Bewirtschaftung und Jahresrech-
nung 2011

Jahresabschluss und Rechnungslegung der Bundesmittel 2011 durch die BA.

5. Offene Rechnungen der gE/AAgAW

Offene Rechnungen, die 2011 betreffen, aber insbesondere nach § 72 BHO im Haus-
halt 2011 nicht mehr zur Auszahlung kamen, sind durch den ab 1. Januar 2012 zu-
standigen zkT aus dem Budget 2012 zu leisten.

Die Rechnungen sind dem zkT unmittelbar nach Eingang zuzuleiten. Die gE/AAgAW

soll alle Bestellvorgange spatestens vom 1. November 2011 an listen und am 30. De-
zember 2011 die Liste der danach noch offenen Vorgénge der ab 1. Januar 2012 zu-
standigen Stelle Ubergeben.

Ggf. vorzunehmende Ausgleiche im Rahmen der Spitzabrechnung der Verwaltungs-
kosten 2011 im Januar/Februar 2012 gehen ebenfalls zu Lasten/Gunsten des Budgets
des ab 1. Januar 2012 zustandigen zKT.

6. Errichtungskosten

Die Beteiligung des Bundes an den Errichtungskosten des zkT erfolgt auf Grundlage
von Verwaltungsvereinbarungen durch eine Pauschale i.H.v. bis zu 75 Euro je Be-
darfsgemeinschaft zum Stand Dezember 2010.

VIl. Melde- und Beitragsversaumnisse bei der Sozial-
versicherung

Bestandteil der Rechtsnachfolge

Nach Auffassung des BMAS stellen SAumniszuschléage, die durch Melde- und Bei-
tragsversaumnisse bei der SV entstehen, keine Aufwendungen der Grundsicherung
fur Arbeitsuchende dar. Der Bund sieht grundsatzlich fur die im Zeitpunkt der Rechts-
nachfolge laufenden und vorhergehenden Bewilligungszeitraume von Rickforderun-
gen ab, wenn die Saumniszuschlage vom Rechtsvorganger verursacht und vom zkT
aus Bundesmitteln getragen wurden
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VIII. Datentibermittlung

Die BA wird die Daten im Internet auf dem Web Service ,Download-BA-SGB-II“ bereit
stellen.

Es werden Parameterdaten Uber globale Zahlungsempfanger sowie eine Auflistung
aller Krankenkassen, die durch die AAgAw / gE bedient werden, bendtigt.

1. Datenbereitstellung von Leistungsdaten aus A2LL

Datensatzbeschreibungen und Musterdatensétze sind bereits auf dem ,Download-BA-
SGB-II*-Server hinterlegt und konnen heruntergeladen werden. Die Zertifikate zur Nut-
zung des ,Download-BA-SGB-II*-Servers werden uber den jeweils zustandigen Statis-
tik-Service vergeben.

Datenbereitstellung der Echtdaten im csv-Format (Datensatz Grundsicherungsdaten
im Ubergang zu zkT), per Server (ab September 2011)

Beantragung von Zertifikaten notwendig (mdglich ab sofort).

2. VerBIS (Vermittlung)

Es erfolgt durch die BA eine elektronische Bereitstellung aller Bewerberdatensatze im
Satzumfang des OWA-Einzeldatensatzexports bezogen auf die jeweilige gE/AAgAW.
Dabei werden alle Daten im Satzformat des OWA-Exports in einer Datei zur Abholung
auf einem Server im Downloadportal der BA (XSozial) bereitgestellt. Diese Daten kon-
nen mit Stand 30. September 2011 im Oktober 2011 und dann noch mal mit Stand 31.
Dezember 2011 zur Verfiigung gestellt werden.

Ausnahmsweise kann fiir den Ubergang der Kunden- und Bewerberdaten im Vorfeld
der automatisierten Bereitstellung eine manuelle Ubermittlung von Einzeldatenséatzen
auf elektronischem Wege durch die Nutzung des OWA-Exports (Outlook-Web-Access)
erfolgen. Die dafur erforderlichen Postfacher werden ab August 2011 bereitstehen.

Beantragung von Zertifikaten notwendig (mdglich ab sofort).

3. OWIiG/SGG /DALG Il

Datenbereitstellung im csv-Format, per Server (ab November 2011).

Beantragung von Zertifikaten notwendig (ab sofort moglich).

4. SAP (Finanzen, Haushalt, Forderungen)

Fur den zkT relevante Zahldaten tber Webserver abrufbar

Beantragung von Zertifikaten notwendig (ab sofort Gber den regionalen Statistik-
Service moglich)

Ubergabe der Forderungsdaten durch BA im csv-Format; Ubergabe erfolgt spatestens
zum 31.01.2012 mit Datenstand 31.12.2011.
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5. CoSach (Malihahmen)

Ubergabe nur per Akte.

6. Ubergabe der offenen Forderungen

Siehe VI.3. und VIII.4.

IX. Leistungsgewdahrung

1. Ubergabe Leistungsakte (inklusive Archivierung)
und Prozessakten SGG

Eine Aktenlibergabe erfolgt fir alle Vorgange zum 31. Dezember 2011 (6rtliche Ver-
einbarungen Uber friiheren Aktentibergang zur Datenerfassung maglich, soweit die
Aufgabenwahrnehmung nicht beeintrachtigt wird); Absprachen vor Ort Gber Umset-
zung im Dezember 2011 bzw. bei Eintritt Leistungsanderung.

Die Trager vor Ort wirken friihzeitig darauf hin, dass die Akten die notwendigen Unter-
lagen enthalten.

2. Ubergang der Leistungsfalle

(geandert gegentiber Fassung vom 29. Juni 2011
in der Sitzung der Arbeitsgruppe vom 16. August
2011)

Die Parallelitdt der Leistungsgewahrung, Abfiihnrung der Sozialversicherungsbeitrage
und Durchfiihrung des SV-Meldeverfahrens muss bei den Tragern gewahrleistet sein.

Die Information der Kunden (und Dritter) zum Ubergang auf zkT ist dezentral zu orga-
nisieren. Eine automatisierte Information Gber den Tréagerwechsel im Bescheid tber
A2LL ist nicht mdglich.

Es bestehen folgende Varianten fur den Ubergang der Leistungsfalle:

Variante 1.) Weiterzahlung der Leistungen durch BA im Auftrag des zkT (bis ma-
ximal Ende Bewilligungszeitraum (BW2Z) auf Basis in 2011 erlassener Bescheide)

Weiterzahlung von Leistungen fur langstens %2 Jahr unter Beibehaltung des regularen
BWZ (Variante 1a). Die Weiterzahlung endet in dieser Variante, wenn

- eine rechtliche oder tatsachliche Anderung eine Neubescheidung durch den zkT not-
wendig macht, oder

- ein kirzerer Weiterzahlungszeitraum vereinbart wurde (Variante 1b).

Zwischen AA und zKT sind Vereinbarungen zur Umsetzung und Finanzierung der Wei-
terzahlung sowie der in 2012 erforderlichen Ubergabearbeiten abzuschlie3en.

Ist aufgrund einer Anderung im Leistungsfall die Einstellung der Leistungszahlung
durch die BA vor Ablauf des BWZ im Jahr 2012 erforderlich, Gbernimmt das Personal
des zKT die erforderlichen Einstellungsarbeiten in dem IT-System der BA. Die anfal-
lenden Sachkosten sind der BA durch den zkT zu erstatten.
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Variante 2.) Ubernahme der Zahlung durch zkT unter Beibehaltung des Bewilli-
gungsbescheides der ge/AAgAw zum 1. Februar 2012

Bewilligung und Bescheidung der Leistungen durch die gE/AAgAw fir den Regel-BWZ
von sechs Monaten in 2011 bei nachtraglicher Begrenzung der Auszahlung durch die

gE/AAgAW zum 31.01.2012. Der zKT Ubernimmt zum 1. Februar 2012 die Auszahlung
der Leistungen, Abfiihrung der SV-Beitrdge und Anmeldung zur Krankenversicherung.

Die Einstellung der Leistungszahlung in A2LL erfolgt noch im Dezember 2011 durch
die gE/AAgAw. Die Einstellung zur Abwicklung des Ubergangsprozesses erfolgt tech-
nisch durch eine verwaltungsinterne manuell in der g/AAgAw eingegebene Befristung
des BWZ in A2LL auf den 31.01.2012 ohne AuRRenwirkung. Zeitlich abzuwarten ist die
automatische Erstellung und Versendung der Anderungsbescheide aufgrund der Fort-
schreibung der Regelbedarfe zum 01.01.2012. Die Anderungsbescheide werden in
A2LL voraussichtlich am Wochenende 26./27.11.2011 erzeugt. Die technisch manuell
korrekte Einstellung in A2LL ist insbesondere zur Sicherstellung der Abmeldungen zur
Krankenversicherung zum 31.01.2012 von Bedeutung.

Sofern Anderungen nach Zahlungseinstellung noch in 2011 zu bescheiden sind, ist zu
beachten, dass der Anderungsbescheid die Restlaufzeit des BWZ umfasst und nicht
auf den 31.01.2012 befristet wird.

Diese Variante fuihrt zu erhdhtem Abstimmungsbedarf beim Personaleinsatz in der
gE/AAgAw (Freistellung fiir Schulungen, Leistung von Uberstunden, Urlaubsplanung,
Ruckstandsabbau, ggf. Dateneingabe). Dies ist vor allem bei dem Umfang der Unter-
stitzungsleistungen der ge/AAgAw (Punkt 1) zu beachten.

3. Begrenzung des BWZ durch geE/AAgAw bei den Varianten 1 und 2

Wenn gewuiinscht, ist bei den Varianten 1 und 2 die Bescheidung verktrzter Bewilli-
gungszeitrdume durch die ge/AAgAw in 2011 nach Absprache vor Ort mdglich. Hierbei
ist jedoch zu beachten, dass durch erhéhtes Widerspruchsaufkommen infolge der Be-
grenzung des BWZ, die erneute Antragstellung durch die Leistungsberechtigten und
die in jedem Fall notwendige Neubescheidungen durch den zkT mit einem erheblichen
Mehraufwand zu rechnen ist..

3. Rechtsbehelfsverfahren

Gemeinsame Verpflichtung zur méglichst riickstandsfreien Ubergabe; Ubersicht iiber
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offene Rechtsbehelfsverfahren wird von der BA im Dezember 2011 zur Verfligung
gestellt. Die BA wird erganzend vorab zum 1. November 2011 einen ersten Entwurf
einer Ubersicht zur Verfligung stellen.

4. historische Falle / Anderungen in Leistungsfallen
vor 2012

(geandert gegeniiber Fassung vom 29. Juni 2011,
siehe Markierung)

A2LL: Ein schreibender Zugriff der zkT zur Bearbeitung der historischen Féalle wird
angestrebt, die Realisierbarkeit wird noch im Ill. Quartal 2011 geklart.

Ubergangsweise wird ein lesender Zugriff fiir den zkT in dessen Raumen ermdglicht.

Der zkT muss einen gesonderten Netzzugang vorhalten (kommunaler DSL-Anschluss)
sowie pro Nutzer ein Zertifikat beantragen. Fir Kommunen, die Gber das Internet auf
die Applikation zugreifen, gibt es eine Prozessbeschreibung, wie Zertifikate fir die
kommunalen Mitarbeiter erstellt und zuganglich gemacht werden. Jeder Zugriff wird
protokolliert und kann zurtckverfolgt werden.

Ruckabwicklung von Meldungen und Beitragszahlungen zur Sozialversicherung der
Leistungsbezieher ist sicherzustellen (insbes. automatisierte Meldungen, Revisionsfa-
higkeit von Meldungen und Beitragen).

Verbis:
Ubergangsweise wird ein lesender Zugriff fiir den zkT eingerichtet

Hierzu kbnnen den zKT IT-Standardarbeitsplatze in der Arbeitsagentur bzw. in einem
Raum, dessen IT-Infrastruktur (noch) mit dem BA-Netz verbunden ist, zur Verfliigung
gestellt werden.

Entstehende Aufwéande fur den lesenden Zugriff A2LL/Verbis sind vom zkT zu erstat-
ten.

5. Sozialversicherung der Leistungsbezieher

siehe Anmerkungen zu VII, IX.2 und IX.4.

Zur Frage, wie eine Zuordnung und maschinelle Uberprifbarkeit von Berichtigungs-
meldungen bei der Krankenkasse und dem Rentenversicherungstrager gewahrleistet
werden kann (Meldung unter welcher Betriebsnummer), stehen noch weitere Gespra-
che, insbesondere mit BA und SV-Tragern, aus.

6. Meldungen fir Zeiten der Arbeitslosigkeit fiir unter
25-Jahrige

Zusétzliche Meldungen fir Zeiten der Arbeitslosigkeit 2011 fir unter 25-Jahrige nach 8
58 Absatz 1 Satz Nummer 3 SGB VI:

Die Meldungen sind erst nach dem Rechtsiibergang fallig (§8 38/39 DEUV) und fallen
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in den Zustandigkeitsbereich der zkT. Eine Ausfihrung der Meldungen durch die BA
misste vom jeweiligen zkT mit der BA vereinbart werden.

Die BA stellt dem zkT Namenslisten mit den Bezugszeiten der unter 25Jahrigen zur
Verfigung (Jahresmeldung 2011, Beendigungsmeldungen Dezember 2011 sowie aus
Zeiten der noch Uber die BA erfolgten Auszahlungen in 2012), die durch den zkT hin-
sichtlich des Vorliegens von Arbeitslosigkeit bewertet werden missen.

X. Datenschutz

KT darf vor dem 1. Januar 2012 Daten in sein System eingeben und Akten einsehen.

Personalstammdaten, Gber das vom Ubergang betroffene Personal, durfen Gbermittelt
werden.







BMAS - Anlage 8. Juni 2011

Auszug aus Fragen und Antworten zur Kommunaltrager-Abrechnungsverwaltungsvorschrift
KoA-VV

Stand: April 2011

g) Wie ist bei einem Personallibergang anlasslich der Zulassung weiterer kommunaler
Trager bzw. bei Beendigung der Tragerschaft die Ausgleichszulage nach § 6¢ Abs. 4 SGB I

bzw. die Ausgleichszahlung nach 8§ 6¢ Abs. 5 SGB Il abzurechnen?

Wird beim Personaliibergang von BA auf zkT einem Mitarbeiter oder einer Mitarbeiterin
ein Amt mit geringerem Grundgehalt Gibertragen und verringert sich dadurch der
Gesamtbetrag von Grundgehalt, allgemeiner Stellenzulage oder entsprechender
Besoldungsbestandteile und anteiliger Sonderzahlung (auszugleichende Dienstbeziige),
ist gemal’ 8§ 6¢ Abs. 4 SGB Il eine Ausgleichzulage zu gewéhren. Entsprechendes gilt
fiir Arbeitnehmer nach § 6¢ Abs. 5 SGB Il bei Ubertragung einer tarifrechtlich geringer
bewerteten Tatigkeit und Verringerung des Arbeitsentgelts (Ausgleichszahlung). Eine
Ausgleichszulage oder Ausgleichzahlung ist auch zu leisten, wenn sich die genannten
Dienstbezlige oder Arbeitsentgelte auf Grund der unterschiedlichen Besoldungs- oder

Tarifstrukturen verringern.

Die Ausgleichszahlung umfasst alle tariflichen Leistungen (Festgehalt und
Funktionsstufen) fir BA-Beschaftigte. Erfasst sind auch die so genannten
tatigkeitsunabhangigen Funktionsstufen. In die Berechnung der Ausgleichszahlung fur
Arbeitnehmer sind weiterhin individuelle Ubergangsbetrage nach § 7 TVU-BA sowie die
Leistungen nach § 10 TVU-BA (Kinderzuschlag) mit einzubeziehen, da es sich um
Gehaltsbestandteile handelt. Fiir Beamte ist der Familienzuschlag nach § 39 BBesG
nicht in die Ausgleichzulage einzuberechnen, da dieser nicht im Rahmen des § 6¢

Abs. 4 SGB Il explizit aufgezahlt wird; dort werden ,lediglich* das Grundgehalt, die
allgemeine Stellenzulage oder entsprechende Besoldungsbestandteile sowie die

anteilige Sonderzahlung genannt.

Insgesamt fallen Ausgleichszulage und -zahlung als Teil der Besoldung bzw. der
Vergltung unter den Begriff der Beziige nach 8§ 10 KoA-VV. Damit sind sie als
Personalkosten nach 8§ 19 KoA-VV spitz abrechenbar.
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Anlage 2a
)Verwaltungsvereinbarung 

zur Durchführung der Ausbildungsvermittlung 

ausbildungsuchender erwerbsfähiger leistungsberechtigter junger Menschen 

zwischen 

dem Träger der Grundsicherung …..(Auftraggeber) 

vertreten durch ….. 

und 

der Agentur für Arbeit …… (Auftragnehmerin) 

vertreten durch den/die Vorsitzende/n der Geschäftsführung 







§ 1 Gegenstand der Beauftragung 

(1) Der Auftraggeber beauftragt die Auftragnehmerin gemäß § 16 Abs. 4 Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II) i.V.m. § 22 Abs. 4 Sozialgesetzbuch Drittes Buch (SGB III) mit der Ausbildungsvermittlung ausbildungsuchender erwerbsfähiger leistungsberechtigter junger Menschen. Das schließt die erforderlichen Aktivitäten im Rahmen der Nachvermittlung des Ausbildungspaktes bis Bekanntwerden der Einmündung des jungen Menschen ein. Art und Umfang der Vermittlungsaktivitäten der Auftragnehmerin richten sich nach den §§ 35 ff. Sozialgesetzbuch Drittes Buch (SGB III). 



(2) Die Auftragnehmerin führt diese Vereinbarung im Namen und für Rechnung des Auftraggebers durch. 



(3) Die Durchführung der Ausbildungsvermittlung durch die Auftragnehmerin entbindet den Auftraggeber nicht von der Verantwortung für die Wahrnehmung der ihm gesetzlich übertragenen Aufgaben für erwerbsfähige leistungsberechtigte Personen. 



(4) Der Auftraggeber übermittelt der Auftragnehmerin die Sozialdaten Ausbildungsuchender, soweit diese zur Ausführung des Auftrags nach Absatz 1 erforderlich sind. 



§ 2 Erstattung von Aufwendungen 

(1) Erbringt die Auftragnehmerin im Benehmen mit der Auftraggeberin Sozialleistungen im Sinne des § 11 SGB I (z. B. Bewerbungskosten) für den Auftraggeber, ist dieser zur Erstattung verpflichtet. 



(2) Die der Auftragnehmerin bei der Ausführung des Auftrags entstehenden Kosten sind ihr zu erstatten. Zur Erstattung dieser Kosten erhält die Auftragnehmerin für jeden zugewiesenen eLb einen monatlichen Pauschalbetrag gem. § 1 der Verordnung über die Erstattung von pauschalierten Aufwendungen bei Ausführung der Ausbildungsvermittlung (AusbErstV). Der Pauschalbetrag wird jährlich aktualisiert gem. § 2 AusbErstV aktualisiert und mit der Beschreibung der Serviceleistung „Ausbildungsvermittlung“ veröffentlicht. (aktuelle Kostensätze).



(3) Eine Erstattungspflicht des Auftraggebers besteht nicht, soweit Sozialleistungen zu Unrecht erbracht worden sind und die Auftragnehmerin hierfür Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit trifft. 







§ 3 Abrechnung 

(1) Die Abrechnung erfolgt monatlich nachträglich.



(2) Die Aufwendungserstattung nach § 2 Abs. 1 wird vier Wochen nach Eingang geeigneter Nachweise bei dem Auftraggeber fällig. Die Kostenpauschale im Sinn des § 2 Abs. 2 wird erstmalig für den Monat fällig, in dem der zugewiesene junge Mensch Bewerberstatus hat bzw. erhält. 



§ 4 Haftung 

Etwaige Haftungsansprüche des Auftraggebers aufgrund der Mitwirkung der Auftragnehmerin bei der Durchführung dieser Vereinbarung können nur insoweit geltend gemacht werden, als die Bundesagentur für Arbeit aufgrund ihrer eigenen Bestimmungen eine Haftung gegenüber Bediensteten ausspricht. 



§ 5 Beschwerden/ Rechtsbehelfe 

(1) Beschwerden über oder Rechtsbehelfe gegen Entscheidungen können sowohl beim Auftraggeber als auch bei der Auftragnehmerin eingelegt werden. 



(2) Wird eine Beschwerde oder ein Widerspruch bei der Auftragnehmerin eingelegt, hat diese die Befugnis, der Beschwerde oder dem Widerspruch abzuhelfen. 



(3) Will die Auftragnehmerin der Beschwerde oder dem Widerspruch nicht abhelfen, hat sie die Angelegenheit an den Auftraggeber abzugeben. 



§ 6 Dauer, Kündigung, Schlussbestimmungen 

	(1) Diese Vereinbarung tritt mit Unterzeichnung in Kraft. 



(2) Sie kann jeweils zum 31. März und zum 30. September eines Jahres gekündigt werden. Die Kündigung muss schriftlich bis zum 31. Dezember bzw. 30. Juni des Jahres gegenüber der anderen Vertragspartei erklärt werden.



      (3) Änderungen der Vereinbarung und Nebenabreden bedürfen der Schriftform.









 

		Ort, Datum 

		Ort, Datum 



		











……………………………………

Vorsitzende/r der Geschäftsführung der Agentur für Arbeit 

		











………………………………………



		








Bundesagentur für Arbeit 

Agentur für Arbeit Musterstadt

GZ: 6013 (11)/3313/6400							Musterstadt, den XXXX 



 (
Anlage 2
b
)Muster 



Verwaltungsvereinbarung 

zur Durchführung der Beschaffung von Arbeitsmarktdienstleistungen für

ausbildungsuchende erwerbsfähige leistungsberechtigte junger Menschen 

zwischen 

dem Jobcenter des zugelassenen kommunalen Trägers (zkT) Musterstadt (Auftraggeber) 

vertreten durch den Geschäftsführer

und 

der Agentur für Arbeit Musterstadt (Auftragnehmerin) 

vertreten durch den/die Vorsitzende/n der Geschäftsführung 





§ 1 Gegenstand der Beauftragung 

(1) Diese Vereinbarung regelt die Beauftragung der Beschaffung von Teilnehmerplätzen zur Berufsausbildung in außerbetrieblichen Einrichtungen (BaE) nach § 242 SGB III und für ausbildungsbegleitende Hilfen (abH) nach § 241 SGB III auf der Grundlage des § 88 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) für den Auftraggeber Musterland. 

Der Leistungsumfang der  Auftragnehmerin für  den Auftraggeber entspricht den Anlagen zu dieser Vereinbarung.

(2) Die Beauftragung erfolgt ausschließlich für kommunale Jobcenter, die die Übertragung der Ausbildungsvermittlung auf der Grundlage von § 16 Abs. 4 Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II) in Verbindung mit der Ersten Verordnung über die Erstattung von pauschalierten Aufwendungen bei Ausführung der Ausbildungsvermittlung (AusbErstV) mit der Agentur für Arbeit abgeschlossen haben.

(3) Die Auftragnehmerin führt diese Vereinbarung im Namen und für Rechnung des Auftraggebers durch. 



§ 2 Umfang der Aufgabenübernahme 

Die Auftragnehmerin verpflichtet sich, ihre Aufgabenübernahme entsprechend der Beschreibung vollständig für den Zeitraum der Vereinbarung zu erbringen. Ein Herauslösen einzelner Aktivitäten aus dem Leistungsumfang (vgl. Anlage x) ist nicht möglich. Dies gilt ebenso für die Aufnahme zusätzlicher Aktivitäten. 



§ 3 Erstattung von Aufwendungen 

(1) Die der Auftragnehmerin bei der Ausführung des Auftrags entstehenden Kosten sind ihr zu erstatten. 

(2) Die Abrechnungssätze sind für die Abrechnung der im Haushaltsjahr 2011 erbrachten Leistungen zentral festgelegt. Sie werden für die Dauer der Vereinbarung jährlich auf der Grundlage der dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) vorgelegten Kalkulationen angepasst. Die Abrechnungssätze werden mit dem Produktsteckbrief jährlich veröffentlicht.

(3) Die Bekanntgabe neuer Kostensätze hat so zu erfolgen, dass der Auftraggeber von dem eingeräumten Sonderkündigungsrecht Gebrauch machen kann.

§ 4 Abrechnung 

(1) Die im Rahmen der vereinbarten Leistungen anfallenden und vom  Auftraggeber zu tragenden Aufwendungen werden durch die  Auftragnehmerin in Rechnung gestellt.

(2) Die Abrechnung erfolgt monatlich nachträglich auf der Grundlage des Ist-Nachweises der in der Beschreibung aufgeführten Zähleinheiten für die jeweilige Aufgabe bzw. den  jeweiligen  Leistungsumfang (vgl. Anlage x).

Grundlage für die Abrechnung sind die Kosten, die in der Beschreibung des Leistungsumfangs enthalten sind.

(3) Die Aufwendungserstattung nach § 3 Abs. 1 wird vier Wochen nach Eingang geeigneter Nachweise bei dem Auftraggeber fällig. 



§ 5 Haftung 

Etwaige Haftungsansprüche des Auftraggebers aufgrund der Mitwirkung der Auftragnehmerin bei der Durchführung dieser Vereinbarung können nur insoweit geltend gemacht werden, als die Bundesagentur für Arbeit oder Auftragnehmerin aufgrund ihrer eigenen Bestimmungen eine Haftung gegenüber Bediensteten ausspricht. 



§ 6 Beschwerden/Rechtsbehelfe 

(1) Beschwerden über oder Rechtsbehelfe gegen Entscheidungen können sowohl beim Auftraggeber als auch bei der Auftragnehmerin eingelegt werden. 

(2) Wird eine Beschwerde oder ein Widerspruch bei der Auftragnehmerin eingelegt, hat diese die Befugnis, der Beschwerde oder dem Widerspruch abzuhelfen. 

(3) Will die Auftragnehmerin der Beschwerde oder dem Widerspruch nicht abhelfen, hat sie die Angelegenheit an den Auftraggeber abzugeben. 



§ 7 Dauer, Kündigung, Schlussbestimmungen 

(1) Diese Vereinbarung tritt mit Unterzeichnung in Kraft. 

(2) Sie kann jeweils zum 31. Dezember eines Jahres gekündigt werden. Die Kündigung muss schriftlich bis zum 30. September des Jahres gegenüber der anderen Vertragspartei erklärt werden.

(3) Die Vereinbarung endet automatisch mit Ablauf der Vereinbarung nach § 1 Abs. 2

(4) Änderungen der Vereinbarung und Nebenabreden bedürfen der Schriftform.





		Ort, Datum 

		Ort, Datum 



		









Vorsitzende/r der Geschäftsführung 
der Agentur für Arbeit Musterstadt

		









Geschäftsführer des Jobcenters Musterstadt








Ubertragung von Forderungen an

den zugelassenen kommunalen
Trager (zkT)

Prozesshandbuch Inkasso

Bundesagentur
fiir Arbeit
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BA-SH, SE 423 — 3450 (517)

1. technische Umsetzung

Ab 01.01.2012 gehen bundesweit 46 gemeinsame Einrichtungen (gE) bzw. AAgAw in 41 zugelassene
kommunale Trager (zkT) Uber.

Damit die BA der gesetzlichen Verpflichtung gemaf? § 76 (3) SGB Il gerecht wird (,...erforderlichen
Sozialdaten in automatisierter und standardisierter Form tbermitteln.”), werden die Forderungsdaten
einschliellich der dazugehdrigen Geschéftspartner der betroffenen Dienststellen aus dem ERP-
System selektiert.

Diese Selektion erfolgt nach Verarbeitung des letzten Kontoauszuges fur das Jahr 2011 am
02.01.2012. Anhangige Vollstreckungsanordnungen werden einen Tag zuvor maschinell zurtickge-
nommen. Die selektierten werden den 41 zKT bis spatestens Ende Januar 2012 im Dateiformat ,csv*
auf dem Web-Service ,Download-BA-SGBII* bereitgestellt. Die zu den selektierten Fallen zugehdrigen
Einziehungsakten werden im PDF-Format mit dem gleichen Bearbeitungsstand auf dem vorgenannten
Server bereitgestellt. Sie enthalten eine Abschlussinformation "An zkT <zkT-Nummer> nach § 76 Abs.
3 SGB Il am 01.01.2012 abgegeben”. Die Zuordnung der Einziehungsakte zu den konkreten Einzie-
hungsféllen erfolgt Gber die zum Geschéaftspartner angelegten Vertragsgegenstande; Zuordnungskri-
terium ist die einheitliche Benennung (Vertragsgegenstandsnummer).

Unmittelbar nach der Selektion werden die Forderungen im ERP-System ausgebucht. Damit ist si-
chergestellt, dass nach der Selektion keine neuen Annahme-Anordnungen zu den selektierten Einzie-
hungsfallen gebucht werden kénnen.

Damit die zkT geeignete Importroutinen beauftragen kdnnen, werden im Vorfeld eine Datensatzbe-
schreibung und ein Musterdatensatz am Portal Download-BA-SGB Il bereitgestellt.

Des Weiteren erfolgt im November 2011 eine Selektion des Forderungsbestandes, damit sich die zkT
daruber informieren kdnnen, in welcher Gesamthéhe Forderungen bestehen und mit wie vielen Da-
tensétzen zu rechnen ist. Den Datensatzen kann neben den Geschaftspartnerdaten, die zur Informati-
on an den Schuldner Uber die Rechtsnachfolge benétigt werden, auch enthommen werden, ob ein
Schuldner am Lastschriftverfahren teilnimmt (Zahlweg ,G").

Die Bereitstellung erfolgt am Portal Download-BA-SGB II.

2. fachliche Umsetzung
2.1 Sachbearbeitung Inkasso

Haushaltsrechtliche Entscheidungen

Diese sind hinsichtlich der vom Ubergang betroffenen gE bzw. AAgAw ab Oktober 2011 auf einen
Zeitraum von 6 Monaten zu befristen. Es sei denn, im Rahmen der stattfindenden Informationsgespra-
che werden andere Regelungen getroffen, die es mdglich machen, den Geldfluss an den Ubernehmer
ab dem 01.01.2012 zu steuern (manueller Bescheid mit Hinweis auf Zahldaten des zkT).

Post weiterleiten
Die nach dem 01.01.2012 eingehenden Poststiicke sind mit der Vertragsgegenstandsnummer zu
kennzeichnen und an den zkT weiterzuleiten. An den Kunden wird keine Abgabenachricht erteilt.

Bearbeitungsriickstande )
Es ist sicherzustellen, dass bis zum Zeitpunkt der Ubergabe (Selektion — 02.01.2012) keine Bearbei-
tungsriickstande fur die abzugebenden Einziehungsfalle bestehen.

Titellbergabe

Aufgrund der unterschiedlichen Ablagen der Originale (Vollstreckungstitel, Abtretungserklarungen,
etc.) kann keine einheitliche Vorgehensweise vorgegeben werden. Jeder Stutzpunkt hat eigenverant-
wortlich sicherzustellen, dass die entsprechenden Dokumente an den Rechtsnachfolger bis spéates-
tens Ende Januar 2012 Ubergeben werden.

Zivilrechtliche Mahnverfahren/Beitreibungsmaf3nahmen
Es erfolgt keine Ricknahme der zivilrechtlichen Mahnverfahren bzw. BeitreibungsmafRnahmen. Vom
Gericht eingehende Titel werden dem zkT nachgesandt. Wenn der Vorgang vom Gerichtsvollzieher an
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die BA zurlickgesandt wird, werden diese Unterlagen (mit Kostenrechnung) durch das Geschéftsbiro
dem zKT nachgesandt. Die Kosten (It. Kostenrechnung) tragt der zkT.

2.2 Geschaftsbhiro

Es ist sicherzustellen, dass zum Zeitpunkt der Ubergabe (Selektion — 02.01.2012) keine ungescannten
Bearbeitungsvorgange vorliegen, um vollstandige Einziehungsakten zu gewéhrleisten.

3. Informationsgesprache mit betroffenen ge/AAgAw bzw. zkT

Folgende Punkte sind im Rahmen von Informationsgesprdchen mit den jeweiligen betroffenen
gE/AAgAW bzw. zKT zu klaren.

haushaltsrechtliche Entscheidungen

Die Absicht des Bereiches Inkasso, haushaltsrechtliche Entscheidungen hinsichtlich der vom Uber-
gang betroffenen gE/AAgAw bzw. zkT ab Oktober 2011 auf einen Zeitraum von 6 Monaten zu befris-
ten, ist mit den betroffenen gE/AAgAw bzw. zkT nach Mdglichkeit abzustimmen. Hierdurch sollen un-
notige Fehliberweisungen an die BA nach Eintritt des Rechtsiibergangs vermieden werden. Gegebe-
nenfalls konnen in Absprache mit den ge/AAgAw und dem zkT andere Regelungen getroffen werden,
die es moglich machen, den Geldfluss an den Ubernehmer ab dem 01.01.2012 zu steuern (manueller
Bescheid mit Hinweis auf Zahldaten des zkT; dies sind insbesondere Bankverbindung, Adresse, Tel.-
Nr., Ansprechpartner fur Mitarbeiter des Bereiches Inkasso und den Schuldner).

Informationen an Schuldner und sonstige Dritte

Die Information Uber die gesetzliche Rechtsnachfolge obliegt dem jeweiligen zkT, da nur dieser den
Schuldnern und sonstigen Dritten (z.B. um Verrechnung gem. § 52 SGB | ersuchte Sozialleistungstra-
ger, Insolvenzverwalter, Treuhdnder, etc.) mitteilen kann, wohin und unter welcher Verwendungs-
zweckangabe Zahlungen zu leisten sind.

Aufrechnung

Werden aus der laufenden Leistungszahlung aufgrund bestehender Forderungen Betrdge an die Zent-
ralkasse der BA Uberwiesen (BA-SH-Zentralkasse als Drittzahlungsempfanger), kdme es fir Zahlun-
gen ab 01.01.2012 daher zu sog. Verwahrungen. Um diese Verwahrungen zu vermeiden, ist mit dem
Anlegen von Bewilligungszeitrdumen ab 01.08.2011 in A2LL fur die Zahlungen ab 01.01.2012 bereits
die Bankverbindung des zkT zu erfassen.

(siehe auch Punkt 4.1.1 ,Passive Leistungen fiir laufende Falle durch die BA tiber den Ubergangszeit-
punkt hinaus®)

Unbefristet niedergeschlagene Forderungen

In den zu Ubermittelnden Datensatzen kdnnen nur unbefristete Niederschlagungen von Neuforderun-
gen (ab 2011) selektiert werden. Aus den Altverfahren wurden nur offene Forderungen nach ERP
migriert. Niederschlagungen im Altverfahren sind aus ERP nicht zu ermitteln. Zu Forderungen, die vor
dem 31.12.2010 unbefristet niedergeschlagen worden sind, kann lediglich die Einziehungsakte an den
zustandigen zkT Ubergeben werden. Dem in der Einziehungsakte befindlichen Kontoauszug kénnen
alle forderungsrelevanten Daten enthommen werden; gegebenenfalls sind diese Forderungen von
dem zKT neu zu erfassen. Zudem wird im Frihjahr 2012 eine Liste tUibergeben, die die Daten der un-
befristet niedergeschlagenen Forderungen zusammenfasst. Diese Liste wird die Kundennummer, die
BG-Nummer, die Hohe der Forderung, das Datum der Niederschlagung und die Verjahrungsfrist ent-
halten.

Lastschriftverfahren

Der Rechtsnachfolger wird informiert, dass Lastschriften letztmalig zum 15.12.2011 abgebucht wer-
den. Die Lastschriftteilnehmer kdnnen den Datensatzen entnommen werden, die im November 2011
bereitgestellt werden.
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Einziehungsakte

Erlauterungen zum Aufbau der lbergebenen Einziehungsakte kdnnen, sofern vom Rechtsnachfolger
gewlnscht, in weiteren Gesprachen durch Mitarbeiter des Bereiches Inkasso gegeben werden (Falle
ohne Akte, Abkurzungsverzeichnis / Aktenbenennung)

Die Zuordnung der Einziehungsakte zu den konkreten Einziehungsféllen erfolgt Uber die zum Ge-

schéaftspartner angelegten Vertragsgegensténde; Zuordnungskriterium ist die einheitliche Benennung
(Vertragsgegenstandsnummer).

Ansprechpartner des Bereiches Inkasso kénnen im gegenseitigen Einvernehmen benannt werden.






Anlage 4a zum Prozesshandbuch zum Ubergang in zkT

Bearbeitungshilfe 4a zum Abschluss der Leistungsfalle in A2LL

- PHB Abschnitt 4.1.1.1 - Variante 1a -
Weiterzahlung bis 30.06.2012 -

Form der Uberleitung:

Die Weiterzahlung der passiven Leistungen erfolgt tiber A2LL, bis eine Anderung im Leis-
tungsfall eintritt, Iangstens jedoch bis 30.06.2012.

Bearbeitungshinweis:

Bei der Anlage eines Leistungsfalles ab 01.09.2011 ist in A2LL der reguléare BWZ von 6 Mo-
naten zu erfassen. Die Weiterzahlung wird dadurch erreicht, dass der Leistungsfall erst dann
in A2LL beendet und an den zKT Ubergeben wird, wenn aufgrund eines Kundenanliegens
oder eines Bearbeitungsvorganges der A2LL-Datensatz im Jahr 2012 geandert werden
muss. Tritt im Leistungsfall keine Anderung ein, endet die Weiterzahlung mit dem Auslaufen
des in A2LL gespeicherten BWZ.

Jede Anderung des A2LL-Datensatzes im Jahr 2012, wie z. B. die Anderung
der Kontonummer, Beantragung eines Gutscheins, die Anzeige eines Ein-
kommens oder die Erstellung eines Druckstiickes, fiuhrt zur Einstellung des
Leistungsfalles zum Ende des zuletzt ausgezahlten Monates!

Folgende Bearbeitungsschritte sind dabei zu beachten:

1. Eine Beendigung des Leistungsfalles zur Ubergabe an den zkT ist jeweils zum Ende des
zuletzt ausgezahlten Monates vorzunehmen. Mal3geblich sind die Anzeigen in A2LL in
den Masken ,Ausgezahlte Buchungen“ (MID 28) bzw. ,Berechnungstbersicht* (MID 24).
Ob die Zahlung bereits an ERP Ubergeben wurde, ist irrelevant.

Beispiel:

Ein Leistungsempfanger zeigt am 15.03.2012 die Aufnahme einer Tatigkeit zum
01.02.2012 an. Er legt eine Einkommensbescheinigung vor, nach der das Einkommen
im Februar zugeflossen ist. Die Leistungen sind bereits bis 31.03.2012 ausgezabhilt.

Der Leistungsfall ist in A2LL zum 31.03.2012 ohne Einarbeitung der Anderung zu been-
den.

Die Anderung darf in A2LL nicht mehr eingegeben werden, damit keine Uberzahlungen
(Minusbuchungen) bzw. Nachzahlungen angezeigt werden. Auch weitere Eingaben
(z. B. die Beendigung von Aufrechnungsplanen) sind nicht vorzunehmen, da die
Anderung der Daten aufgrund des Tragerwechsels nicht mehr zuldssig ist. Dem zkT soll
bei lesendem Zugriff auf den Leistungsfall ein umfassender Uberblick (iber den
Sachstand im Leistungsfall méglich sein.

2.  Zur Beendigung des Leistungsfalles wird der laufende Bewilligungszeitraum in der Mas-
ke "Fallhistorie” auf den letzten Tag des zuletzt ausgezahlten Monats begrenzt. Durch
diesen Zeitraumsplitt wird ein weiterer Bewilligungszeitraum fur die Dauer nach der vor-
genommenen Begrenzung bis Ende des urspriinglichen Bewilligungszeitraumes ange-
zeigt. Dieser zweite Zeitraum muss geldscht werden. Die anschlie3ende Sicherheitsab-
frage ist mit "Ja" zu bestétigen.

Um den Leistungsfall zu beenden, ist ausnahmsweise die Einstellung des
Personenstatus entbehrlich.
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Die Abmeldung zur Sozialversicherung wird somit automatisch mit dem Beendigungs-
grund 82 (Ablauf des Bewilligungsabschnitts) tbermittelt.

Die Checkbox "Kein Beendigungsschreiben/Fortzahlungsantrag versenden" ist bereits
beim Anlegen des BWZ, spétestens jedoch mit der Beendigung des Leistungsfalls in der
Maske ,Fallhistorie” zu aktivieren.

Der Leistungsfall muss dann erneut berechnet werden. Anschlie3end ist die ,Vollstandi-
ge Ansicht" der Maske ,Berechnung” aufzurufen und alle offenen Buchungen (Umbu-
chungen) anzuordnen.

der Leistungsfall nicht neu berechnet wird, bleiben angeordnete Buchungen
trotz geldoschter Fallhistorie angeordnet und werden ausgezahilt.

f} Dies ist die wichtigste Aktion bei der beschriebenen Vorgehensweise. Sofern

In dem zu tberfiihrenden Leistungsfall sind offene Wiedervorlagen zu uberpriifen. Uber
die Schaltflache "WVL" in der Maske "Fallhistorie" wird die Liste der offenen Wiedervor-
lagen angezeigt. Sofern die offenen Wiedervorlagen fir den zkT relevant sind, sind die-
se auszudrucken und mit evtl. erforderlicher Ergénzung des Wiedervorlagetextes an den
ZKT zu Ubergeben.

Der zKT ist in jedem Fall Gber die Beendigung der Weiterzahlung und den zuletzt ausge-
zahlten Monat zu informieren. Darlber hinaus kann die in der Anlage beigefugte Check-
liste verwendet werden, um dem zkT malgebliche Auskiinfte zum Leistungsfall zu
ubermitteln. Als Ubersicht tiber die in der Bedarfsgemeinschaft vorhandenen Personen
sollte ein Ausdruck der Personenibersicht inkl. Personengrunddaten (wg. Identifikati-
onsmerkmal Kundennummer) beigefiigt werden. Das Verfahren ist vor Ort zu klaren.

Bei Vorlage eines Zahlungsricklaufes ist dieser zur weiteren Veranlassung (Entschei-
dung Uber die weitere Behandlung des Rucklaufers) an den zkT zu Ubergeben. Da der
Zahlungsrtcklauf im ERP-System zu einer offenen Verbindlichkeit auf der Geschéfts-
partnerebene fiihrt, muss eine Auszahlungs-Absetzungsanordnung in Hohe des Zah-
lungsricklaufs erteilt werden. Damit wird das Risiko minimiert, dass es im ERP-System
zu einer erneuten Auszahlung kommt.

Checkliste bei Uberleitung von Leistungsfallen aus A2LL

Sofern dies mit dem zkT vereinbart ist, sollen parallel zur Beendigung des Leistungsfalles in
A2LL folgende Fallgestaltungen mittels der Checkliste erfasst werden:

Ein in dem Leistungsfall eingetragenes BWZ-Kennzeichen aufgrund eines offenen Wi-
derspruches oder einer offener Klage soll mit dem Aktenzeichen angegeben werden.

Liegt eine vorldufige Zahlungseinstellung des Falles vor, wird dies in der Maske "Fallhis-
torie" mit einer Hinweisplausibilitdt angezeigt. Der Zeitraum der vorlaufigen Zahlungsein-
stellung soll dem zkT bekanntgegeben werden.

Ist der zu Uberfihrende Leistungsfall in A2LL mit dem Kennzeichen "Leistungen als
Darlehen gewahren" oder "Leistungen als Vorschuss gewahren” in der Fallhistorie mar-
kiert, so sind die Kennzeichen zu belassen und der zkT soll Gber die Hohe des jeweili-
gen Darlehens bzw. Vorschusses, die Tilgungsrate und bestehende Restforderung in-
formiert werden. Ebenso soll verfahren werden, wenn Darlehens- oder Vorschusszah-
lungen flr ggf. folgende Monatslaufe unter ,Ausgezahlte Buchungen® in A2LL hinterlegt
sind.

Seite 2 von 4





Anlage 4a zum Prozesshandbuch zum Ubergang in zkT

o Erfolgte in dem Leistungsfall eine vorlaufige Bewilligung gem. § 40 SGB Il'i. V. m. § 328
SGB lll, so ist eine endglltige Festsetzung der Leistung durch den zkT zu prifen und
damit ebenfalls ein Vermerk in der Checkliste sinnvoll.

e Sind in dem Leistungsfall evtl. Personen in der Haushaltsgemeinschaft beriicksichtigt,
soll diese Information an den zkT weitergegeben werden. Die Anzahl der Personen in
der Haushaltsgemeinschaft ist der MID 119 (Zusatzliche Personen in Haushaltsge-
meinschaft) zu entnehmen. Aufgerufen wird diese Eingabemaske Uber die Personen-
grunddaten in der Personenibersicht.

e Sind in dem Leistungsfall Personen mit einem Ausschlussgrund gekennzeichnet, soll
hieriiber in der Checkliste an den zkT eine Information ggf. unter Namensangabe der
ausgeschlossenen Person erfolgen.

e Liegen in dem Leistungsfall Sanktionen vor, sollen diese dem zkT mit der Unterschei-
dung

a. beendete innerhalb einer Zahlwirkung und
b. Uber das BWZ-Ende hinaus laufende

mit Angabe der sanktionierten Person, des Sanktionszeitraums, der Rechtsgrundlage,
der Jahresfrist und der Sanktionshohe angezeigt werden.

e Dem zKkT sollen laufende Aufrechnungen und Verrechnungen unter Angabe der Zah-
lungsempfangerdaten sowie der jeweiligen Rate mitgeteilt werden.

Hinweis: Alle bestehenden Forderungen werden zum Jahreswechsel 2011/2012 an den
zKT Ubergeben und im Finanzsystem der BA auf 0,00 € reduziert. Werden aus der lau-
fenden Leistungszahlung aufgrund bestehender Forderungen Betrdge an den Forde-
rungseinzug tberwiesen (Forderungseinzug als Drittzahlungsempféanger), kommt es da-
her zu sog. Verwahrungen. Diese werden grundsatzlich zentral an die zkT tberwiesen.
Sofern ein Leistungsfall noch in 2011 bearbeitet wird, soll zur Reduzierung des
Aufwands bereits bei Aufrechnungen aus den Leistungen ab Januar 2012 die
Bankverbindung des zkT erfasst werden.

Bestehende Abzweigungen und Pfdndungen sollen dem zkT mit den erforderlichen Zah-
lungsempfangerdaten sowie der Rate angegeben werden.

o Werden in dem Leistungsfall Drittzahlungsempfénger bertcksichtigt, sollen diese dem
zkT mit den Zahlungsempféangerdaten und der Betragshthe angezeigt werden.

e Offene bzw. nicht abgerechnete Gutscheine sind zu Uberprifen und sollen - falls erfor-
derlich - dem zkT unter Angabe des Gutscheinbetrages, Grund und Zeitraum mitgeteilt
werden. Der zKT ist dartber hinaus ggf. zu informieren, in welcher Hohe ein Anspruch
auf Gutscheine fir einen evtl. weiterhin bestehenden Sanktionszeitraum vorliegt.

o Existieren in dem Leistungsfall in den Masken ,,Be_(echnungsUbersicht“ oder ,Ausgezahl-
ten Buchungen“ gesperrte Buchungen, muss vor Ubergabe an den zKkT eine Prifung er-
folgen, ob diese Buchungen auch weiterhin nicht auszuzahlen sind.

e Bestehen in dem Leistungsfall in den Masken ,Berechnungstibersicht* oder “Ausgezahl-
ten Buchungen“ Buchungen mit dem Status ,In-Prifung“ oder ,nicht auszahlen - ge-
sperrt®, muss vor Ubergabe an den zkT eine Prifung erfolgen, wie mit diesen Buchun-
gen weiter verfahren werden soll. Es ist ggf. zu prifen, ob der Status ,In-Prifung* oder
»nicht auszahlen - gesperrt* aufgrund der Anwendung eines Anwenderhinweises gesetzt
wurde.

e Nach erfolgter Durchrechnung des Leistungsfalles sind die offenen Buchungen (Nach-
zahlungen oder Uberzahlungen) in der Maske ,Berechnung” zu lberprifen. Die Betrage
sind dem zKkT zur Bearbeitung anzuzeigen.
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o Evtl. vorhandene offene oder festgestellte Umbuchungen in der ,Vollstandigen Ansicht"
der Maske ,Berechnung" sind zu prifen und anzuordnen.

e Bei den Einstellungsarbeiten auftauchende offene Plausibilititsmeldungen sind hinsicht-
lich ihrer Relevanz fur den zkT zu prifen und ggf. dem zKT mitzuteilen.

e Uber das "Druckprotokoll" in der Unternavigation der "Druckausgabe" sind evtl. offene
Druckauftrage zu Gberprifen. Folgendes Statusanzeigen sind moglich:

» gedruckt > keine weitere Veranlassung

» verzigert, wartet - der Bescheid ist zu stornieren und dem zkT mitzuteilen

> zentral zu drucken wartet = wenn der Bescheid aus 2011 ist (z. B. der Anderungsbe-
scheid zur Regelbedarfsanpassung), dann darf er zentral gedruckt werden - wenn der
Bescheid aus 2012 ist, dann muss er storniert werden und dem zkT zur weiteren
Veranlassung tbergeben werden
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Anlage 4b zum Prozesshandbuch zum Ubergang in zkT

Bearbeitungshilfe 4b zum Abschluss der Leistungsfalle in A2LL

- PHB Abschnitt 4.1.1.1 - Variante 1b - Weiterzahlung mit Stichtag -

Form der Uberleitung:

Ubergabe der Leistungsfalle an den zkT bei Inanspruchnahme des Angebotes zur Weiter-
zahlung bis zu einem bestimmten Stichtag (z. B. 30.04.2012).

Bearbeitungshinweis:

Bei der Anlage eines Leistungsfalles ab 01.09.2011 ist in A2LL der regulare BWZ von 6 Mo-
naten zu erfassen. Die Weiterzahlung der passiven Leistungen Uber A2LL ist mdglich bis
eine Anderung im Leistungsfall eintritt, langstens jedoch bis zu dem zwischen der BA und
dem zKT vereinbarten Stichtag. Die Weiterzahlung wird dadurch erreicht, dass der Leistungs-
fall erst dann in A2LL beendet und an den zkT Ubergeben wird, wenn aufgrund eines Kun-
denanliegens oder eines Bearbeitungsvorganges der A2LL-Datensatz im Jahr 2012 geéndert
werden muss bzw. der BWZ aufgrund des vereinbarten Stichtags endet.

I. Befristung auf vereinbarten Stichtag:

Die Befristung der Leistungszahlung in A2LL auf den vereinbarten Stichtag erfolgt bis Ende
Dezember 2011 durch die gE/AAgAw. Hierfiir muss die Regelbedarfsanpassung 01.01.2012
(voraussichtlich am Wochenende 26./27.11.2011) abgewartet werden, um den regularen
BWZ auch in den Anderungsbescheiden auszuweisen.

Nach der Regelbedarfsanpassung sind alle noch laufenden Leistungsfalle
aufzugreifen und auf den vereinbarten Stichtag zu befristen.

1. Eine Befristung des Leistungsfalles ist jeweils zum vereinbarten Stichtag (z. B.
30.04.2012) vorzunehmen.

Beispiel:
Der Leistungsfall ,Max Mustermann® ist ab 01.12.2011 neu bewilligt worden. Der Leis-
tungsfall wurde zunéchst in A2LL bis 31.05.2012 angelegt und bewilligt.

2. Zur Beendigung des Leistungsfalles wird der Bewilligungszeitraum in der Maske "Fallhis-
torie" auf den vereinbarten Stichtag (z. B. 30.04.2012) begrenzt. Durch diesen Zeitraum-
splitt wird ein weiterer Bewilligungszeitraum fir die Dauer nach der vorgenommenen Be-
grenzung bis Ende des urspriinglichen Bewilligungszeitraumes angezeigt. Dieser zweite
Zeitraum muss gel6scht werden. Die anschlieRende Sicherheitsabfrage ist mit "Ja" zu
bestétigen.

Um den Leistungsfall zu beenden, ist ausnahmsweise die Einstellung des Personensta-
tus entbehrlich.

Die Abmeldung zur Sozialversicherung wird somit automatisch mit dem Beendigungs-
grund 82 (Ablauf des Bewilligungsabschnitts) Gbermittelt.

3. Die Checkbox "Kein Beendigungsschreiben/Fortzahlungsantrag versenden" ist bereits

beim Anlegen des BWZ, spatestens jedoch mit der Beendigung des Leistungsfalls in der
Maske ,Fallhistorie* zu aktivieren.
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4. Der Leistungsfall muss dann erneut berechnet werden. AnschlieRend ist die ,Vollstandi-
ge Ansicht* der Maske ,Berechnung” aufzurufen und alle offenen Buchungen (Umbu-
chungen) anzuordnen.

Dies ist die wichtigste Aktion bei der beschriebenen Vorgehensweise. Sofern
der Leistungsfall nicht neu berechnet wird, bleiben angeordnete Buchungen

trotz geldschter Fallhistorie angeordnet und werden ausgezahlt.

Il. Folgende Bearbeitungsschritte sind beim Eintritt einer Anderung im Jahr 2012 zu
beachten:

Jede Anderung des A2LL-Datensatzes im Jahr 2012, wie z. B. die Anderung
der Kontonummer, Beantragung eines Gutscheins, die Anzeige eines Ein-
kommens oder die Erstellung eines Druckstiickes, fihrt zur Einstellung des
Leistungsfalles zum Ende des zuletzt ausgezahlten Monates!

1. Eine Beendigung des Leistungsfalles zur Ubergabe an den zKT ist jeweils zum Ende des
zuletzt ausgezahlten Monates vorzunehmen. MafRgeblich sind die Anzeigen in A2LL in
den Masken ,Ausgezahlte Buchungen® (MID 28) bzw. ,Berechnungsibersicht* (MID 24).
Ob die Zahlung bereits an ERP Ubergeben wurde, ist irrelevant.

Beispiel:

Ein Leistungsempfanger zeigt am 15.02.2012 die Aufnahme einer Tatigkeit zum
01.01.2012 an. Er legt eine Einkommensbescheinigung vor, nach dem das erste Ein-
kommen im Februar zugeflossen ist. Die Leistungen sind bereits bis 29.02.2012 ausge-
zahlt.

Der Leistungsfall ist in A2LL zum 29.02.2012 ohne Einarbeitung der Anderung zu been-
den.

Die Anderung darf in A2LL nicht mehr eingegeben werden, damit keine Uberzahlungen
(Minusbuchungen) bzw. Nachzahlungen angezeigt werden. Auch weitere Eingaben (z. B.
die Beendigung von Aufrechnungsplanen) sind nicht vorzunehmen, da die Anderung der
Daten aufgrund des Trégerwechsels nicht mehr zuldssiqg ist. Dem zkT soll bei lesendem
Zugriff auf den Leistungsfall ein umfassender Uberblick iber den Sachstand im Leis-
tungsfall méglich sein.

2. Zur Beendigung des Leistungsfalles wird der laufende Bewilligungszeitraum in der Maske
"Fallhistorie" auf den letzten Tag des zuletzt ausgezahlten Monats begrenzt. Durch die-
sen Zeitraumsplitt wird ein weiterer Bewilligungszeitraum fir die Dauer nach der vorge-
nommenen Begrenzung bis Ende des urspringlichen Bewilligungszeitraumes angezeigt.
Dieser zweite Zeitraum muss geldscht werden. Die anschlieRende Sicherheitsabfrage ist
mit "Ja" zu bestatigen.

Um den Leistungsfall zu beenden, ist ausnahmsweise die Einstellung des
Personenstatus entbehrlich.

Die Abmeldung zur Sozialversicherung wird somit automatisch mit dem Beendigungs-
grund 82 (Ablauf des Bewilligungsabschnitts) Gbermittelt.

3. Die Checkbox "Kein Beendigungsschreiben/Fortzahlungsantrag versenden" ist bereits

beim Anlegen des BWZ, spatestens jedoch mit der Beendigung des Leistungsfalls in der
Maske ,Fallhistorie” zu aktivieren.
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4. Der Leistungsfall muss dann erneut berechnet werden. Anschliel3end ist die ,Vollstandige

Ansicht* der Maske ,Berechnung* aufzurufen und alle offenen Buchungen (Umbuchun-
gen) anzuordnen.

der Leistungsfall nicht neu berechnet wird, bleiben angeordnete Buchungen
trotz geloschter Fallhistorie angeordnet und werden ausgezabhilt.

e Dies ist die wichtigste Aktion bei der beschriebenen Vorgehensweise. Sofern

In dem zu lberfiihrenden Leistungsfall sind offene Wiedervorlagen zu berpriifen. Uber
die Schaltflache "WVL" in der Maske "Fallhistorie” wird die Liste der offenen Wiedervor-
lagen angezeigt. Sofern die offenen Wiedervorlagen fur den zkT relevant sind, sind diese
auszudrucken und mit evtl. erforderlicher Ergédnzung des Wiedervorlagetextes an den
ZKT zu Ubergeben.

Der zKT ist in jedem Fall Gber die Beendigung der Weiterzahlung und den zuletzt ausge-
zahlten Monat zu informieren. Darlber hinaus kann die in der Anlage beigefligte Check-
liste verwendet werden, um dem zkT maRgebliche Auskiinfte zum Leistungsfall zu tber-
mitteln. Als Ubersicht tiber die in der Bedarfsgemeinschaft vorhandenen Personen sollte
ein Ausdruck der Personenibersicht inkl. Personengrunddaten (wg. Identifikationsmerk-
mal Kundennummer) beigefigt werden. Das Verfahren ist vor Ort zu klaren.

Bei Vorlage eines Zahlungsricklaufes ist dieser zur weiteren Veranlassung (Entschei-
dung Uber die weitere Behandlung des Riicklaufers) an den zkT zu tbergeben. Da der
Zahlungsrucklauf im ERP-System zu einer offenen Verbindlichkeit auf der Geschéfts-
partnerebene fihrt, muss eine Auszahlungs-Absetzungsanordnung in Hohe des Zah-
lungsrucklaufs erteilt werden. Damit wird das Risiko minimiert, dass es im ERP-System
zu einer erneuten Auszahlung kommt.

Checkliste bei Uberleitung von Leistungsfallen aus A2LL

Sofern dies mit dem zkT vereinbart ist, sollen parallel zur Beendigung des Leistungsfalles in
A2LL folgende Fallgestaltungen mittels der Checkliste erfasst werden:

Ein in dem Leistungsfall eingetragenes BWZ-Kennzeichen aufgrund eines offenen Wi-
derspruches oder einer offener Klage soll mit dem Aktenzeichen angegeben werden.

Liegt eine vorldufige Zahlungseinstellung des Falles vor, wird dies in der Maske "Fallhis-
torie” mit einer Hinweisplausibilitdt angezeigt. Der Zeitraum der vorlaufigen Zahlungsein-
stellung soll dem zkT bekanntgegeben werden.

Ist der zu Uberfihrende Leistungsfall in A2LL mit dem Kennzeichen "Leistungen als
Darlehen gewahren" oder "Leistungen als Vorschuss gewahren” in der Fallhistorie mar-
kiert, so sind die Kennzeichen zu belassen und der zkT soll iiber die Hohe des jeweili-
gen Darlehens bzw. Vorschusses, die Tilgungsrate und bestehende Restforderung in-
formiert werden. Ebenso soll verfahren werden, wenn Darlehens- oder Vorschusszah-
lungen fir ggf. folgende Monatslaufe unter ,Ausgezahlte Buchungen® in A2LL hinterlegt
sind.

Erfolgte in dem Leistungsfall eine vorlaufige Bewilligung gem. § 40 SGB Il i. V. m. § 328
SGB lll, so ist eine endgliltige Festsetzung der Leistung durch den zkT zu prifen und
damit ebenfalls ein Vermerk in der Checkliste sinnvoll.

Sind in dem Leistungsfall evtl. Personen in_der Haushaltsgemeinschaft beriicksichtigt,
soll diese Information an den zkT weitergegeben werden. Die Anzahl der Personen in
der Haushaltsgemeinschaft ist der MID 119 (Zuséatzliche Personen in Haushaltsge-
meinschaft) zu entnehmen. Aufgerufen wird diese Eingabemaske Uber die Personen-
grunddaten in der Personenibersicht.

Seite 3von 5





Anlage 4b zum Prozesshandbuch zum Ubergang in zkT

e Sind in dem Leistungsfall Personen mit einem Ausschlussgrund gekennzeichnet, soll
hieriiber in der Checkliste an den zkT eine Information ggf. unter Namensangabe der
ausgeschlossenen Person erfolgen.

o Liegen in dem Leistungsfall Sanktionen vor, sollen diese dem zkT mit der Unterschei-
dung

a. beendete innerhalb einer Zahlwirkung und
b. Uber das BWZ-Ende hinaus laufende

mit Angabe der sanktionierten Person, des Sanktionszeitraums, der Rechtsgrundlage,
der Jahresfrist und der Sanktionshohe angezeigt werden.

e Dem zKkT sollen laufende Aufrechnungen und Verrechnungen unter Angabe der Zah-
lungsempfangerdaten sowie der jeweiligen Rate mitgeteilt werden.

Hinweis: Alle bestehenden Forderungen werden zum Jahreswechsel 2011/2012 an den
zKT ubergeben und im Finanzsystem der BA auf 0,00 € reduziert. Werden aus der lau-
fenden Leistungszahlung aufgrund bestehender Forderungen Betrdge an den Forde-
rungseinzug tberwiesen (Forderungseinzug als Drittzahlungsempféanger), kommt es da-
her zu sog. Verwahrungen. Diese werden grundsatzlich zentral an die zkT tberwiesen.
Sofern ein Leistungsfall noch in 2011 bearbeitet wird, soll zur Reduzierung des
Aufwands bereits bei Aufrechnungen aus den Leistungen ab Januar 2012 die
Bankverbindung des zkT erfasst werden.

Bestehende Abzweigungen und Pfandungen sollen dem zkT mit den erforderlichen Zah-
lungsempfangerdaten sowie der Rate angegeben werden.

o Werden in dem Leistungsfall Drittzahlungsempfénger bertcksichtigt, sollen diese dem
zkT mit den Zahlungsempféangerdaten und der Betragshthe angezeigt werden.

e Offene bzw. nicht abgerechnete Gutscheine sind zu Uberprifen und sollen - falls erfor-
derlich - dem zKkT unter Angabe des Gutscheinbetrages, Grund und Zeitraum mitgeteilt
werden. Der zKT ist dartber hinaus ggf. zu informieren, in welcher Hohe ein Anspruch
auf Gutscheine fir einen evtl. weiterhin bestehenden Sanktionszeitraum vorliegt.

o Existieren in dem Leistungsfall in den Masken ,,Be_(echnungs[]bersicht“ oder ,Ausgezahl-
ten Buchungen“ gesperrte Buchungen, muss vor Ubergabe an den zKkT eine Prifung er-
folgen, ob diese Buchungen auch weiterhin nicht auszuzahlen sind.

e Bestehen in dem Leistungsfall in den Masken ,Berechnungstibersicht” oder “Ausgezahl-
ten Buchungen“ Buchungen mit dem Status ,In-Prifung® oder ,nicht auszahlen - ge-
sperrt®, muss vor Ubergabe an den zkT eine Prifung erfolgen, wie mit diesen Buchun-
gen weiter verfahren werden soll. Es ist ggf. zu prifen, ob der Status ,In-Prifung* oder
»nicht auszahlen - gesperrt* aufgrund der Anwendung eines Anwenderhinweises gesetzt
wurde.

* Nach erfolgter Durchrechnung des Leistungsfalles sind die offenen Buchungen (Nach-
zahlungen oder Uberzahlungen) zu Uberprifen. Die Betrage sind dem zkT zur Bearbei-
tung anzuzeigen.

o Evtl. vorhandene offene oder festgestellte Umbuchungen in der ,Vollstandigen Ansicht"
der Maske ,Berechnung* sind zu prufen und anzuordnen.

e Bei den Einstellungsarbeiten auftauchende offene Plausibilititsmeldungen sind hinsicht-
lich ihrer Relevanz fur den zkT zu prifen und ggf. dem zkT mitzuteilen.

e Uber das "Druckprotokoll" in der Unternavigation der "Druckausgabe" sind evtl. offene
Druckauftrage zu Gberprifen. Folgendes Statusanzeigen sind maglich:

» gedruckt > keine weitere Veranlassung
» verzogert, wartet = der Bescheid ist zu stornieren und dem zkT mitzuteilen
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> zentral zu drucken wartet = wenn der Bescheid aus 2011 ist (z. B. der Anderungsbe-
scheid zur Regelbedarfsanpassung), dann darf er zentral gedruckt werden - wenn der
Bescheid aus 2012 ist, dann muss er storniert werden und dem zKT zur weiteren

Veranlassung tbergeben werden
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Bearbeitungshilfe 4c zum Abschluss der Leistungsfalle in A2LL

- PHB Abschnitt 4.1.1.2 - Variante 2 - Ubergabe zum 01.02.2012 -

Form der Uberleitung:

Mit dem zukiinftig zustandigen zkT wurde keine Weiterzahlung der passiven Leistungen in
A2LL vereinbart. Die Auszahlungen durch die BA sind daher auf den 31.01.2012 befristet.
Der zkT muss dann alle Leistungsfalle ab 01.02.2012 Gibernehmen und die Auszahlung si-
cherstellen.

Bearbeitungshinweis:

Bei der Anlage eines Leistungsfalles ab 01.09.2011 ist in A2LL der regulare BWZ von 6 Mo-
naten zu erfassen. Die Befristung der Leistungszahlung in A2LL auf den 31.01.2012 erfolgt
bis Ende Dezember 2011 durch die gE/AAgAw. Hierfir muss die Regelbedarfsanpassung
zum 01.01.2012 (voraussichtlich am Wochenende 26./27.11.2011) abgewartet werden, um

den regularen BWZ auch in den Anderungsbescheiden auszuweisen.

Folgende Bearbeitungsschritte sind fir die Befristung der Auszahlung zum 31.01.2012 zu

beachten:

1. Eine Befristung des Leistungsfalles zur Ubergabe an den zKT ist jeweils zum 31.01.2012

vorzunehmen.

Beispiel:

Der Leistungsfall ,Max Mustermann“ ist ab 01.10.2011 neu bewilligt worden. Der Leis-
tungsfall wurde zunachst in A2LL bis 31.03.2012 angelegt. Auch der Bewilligungsbe-

scheid wurde damit automatisch bis 31.03.2012 erstellt.

2. Zur Beendigung des Leistungsfalles wird der Bewilligungszeitraum in der Maske "Fallhis-
torie” auf den 31.01.2012 begrenzt. Durch diesen Zeitraumsplitt wird ein weiterer Bewilli-
gungszeitraum fir die Dauer nach der vorgenommenen Begrenzung bis Ende des ur-
sprunglichen Bewilligungszeitraumes angezeigt. Dieser zweite Zeitraum muss geldscht

werden. Die anschlie3ende Sicherheitsabfrage ist mit "Ja" zu bestatigen.

Um den Leistungsfall zu beenden, ist ausnahmsweise die Einstellung des Personensta-

tus entbehrlich.

Die Abmeldung zur Sozialversicherung wird somit automatisch mit dem Beendigungs-

grund 82 (Ablauf des Bewilligungsabschnitts) Gbermittelt.

3. Die Checkbox "Kein Beendigungsschreiben/Fortzahlungsantrag versenden" ist bereits
beim Anlegen des BWZ, spétestens jedoch mit der Beendigung des Leistungsfalls in der

Maske ,Fallhistorie* zu aktivieren.

4. Der Leistungsfall muss abschlieRend erneut berechnet werden. AnschlieBend ist die
LVollstdndige Ansicht* der Maske ,Berechnung“ aufzurufen und die offenen Buchungen

(Umbuchungen) angeordnet werden. Eine Bescheiderteilung ist nicht anzustol3en.

Dies ist die wichtigste Aktion bei der beschriebenen Vorgehensweise. Sofern
der Leistungsfall nicht neu berechnet wird, bleiben angeordnete Buchungen

trotz geloschter Fallhistorie angeordnet und werden ausgezabhilt.
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Checkliste bei Uberleitung von Leistungsfallen aus A2LL

Sofern dies mit dem zkT vereinbart ist, sollen parallel zur folgende Fallgestaltungen mittels
der Checkliste erfasst werden:

In dem zu Uberfiihrenden Leistungsfall sind offene Wiedervorlagen zu tiberprifen. Uber
die Schaltflache "WVL" in der Maske "Fallhistorie" wird die Liste der offenen Wiedervor-
lagen angezeigt. Sofern die offenen Wiedervorlagen fur den zkT relevant sind, sind diese
auszudrucken und mit evtl. erforderlicher Erganzung des Wiedervorlagetextes an den
zKT zu Ubergeben.

Ein in dem Leistungsfall eingetragenes BWZ-Kennzeichen aufgrund eines offenen Wi-
derspruches oder einer offener Klage soll mit dem Aktenzeichen angegeben werden.

Liegt eine vorldufige Zahlungseinstellung des Falles vor, wird dies in der Maske "Fallhis-
torie” mit einer Hinweisplausibilitdt angezeigt. Der Zeitraum der vorlaufigen Zahlungsein-
stellung soll dem zkT bekanntgegeben werden.

Ist der zu Uberfihrende Leistungsfall in A2LL mit dem Kennzeichen "Leistungen als
Darlehen gewahren" oder "Leistungen als Vorschuss gewahren” in der Fallhistorie mar-
kiert, so sind die Kennzeichen zu belassen und der zkT soll iiber die Hohe des jeweili-
gen Darlehens bzw. Vorschusses, die Tilgungsrate und bestehende Restforderung in-
formiert werden. Ebenso soll verfahren werden, wenn Darlehens- oder Vorschusszah-
lungen fir ggf. folgende Monatslaufe unter ,Ausgezahlte Buchungen® in A2LL hinterlegt
sind.

Erfolgte in dem Leistungsfall eine vorlaufige Bewilligung gem. § 40 SGB Il i. V. m. § 328
SGB lll, so ist eine endgliltige Festsetzung der Leistung durch den zkT zu prifen und
damit ebenfalls ein Vermerk in der Checkliste sinnvoll.

Sind in dem Leistungsfall evtl. Personen in_der Haushaltsgemeinschaft beriicksichtigt,
soll diese Information an den zkT weitergegeben werden. Die Anzahl der Personen in
der Haushaltsgemeinschaft ist der MID 119 (Zuséatzliche Personen in Haushaltsge-
meinschaft) zu entnehmen. Aufgerufen wird diese Eingabemaske Uber die Personen-
grunddaten in der Personenibersicht.

Sind in dem Leistungsfall Personen mit einem Ausschlussgrund gekennzeichnet, soll
hieriiber in der Checkliste an den zkT eine Information ggf. unter Namensangabe der
ausgeschlossenen Person erfolgen.

Liegen in dem Leistungsfall Sanktionen vor, sollen diese dem zkT mit der Unterschei-
dung

a. beendete innerhalb einer Zahlwirkung und
b. Uber das BWZ-Ende hinaus laufende

mit Angabe der sanktionierten Person, des Sanktionszeitraums, der Rechtsgrundlage,
der Jahresfrist und der Sanktionshohe angezeigt werden.

Dem zKkT sollen laufende Aufrechnungen und Verrechnungen unter Angabe der Zah-
lungsempfangerdaten sowie der jeweiligen Rate mitgeteilt werden.

Hinweis: Alle bestehenden Forderungen werden zum Jahreswechsel 2011/2012 an den
ZKT Ubergeben und im Finanzsystem der BA auf 0,00 € reduziert. Werden aus der lau-
fenden Leistungszahlung aufgrund bestehender Forderungen Betrdge an den Forde-
rungseinzug tberwiesen (Forderungseinzug als Drittzahlungsempfénger), kommt es da-
her zu sog. Verwahrungen. Diese werden grundsatzlich zentral an die zkT tberwiesen.
Sofern ein Leistungsfall noch in 2011 bearbeitet wird, soll zur Reduzierung des
Aufwands bereits bei Aufrechnungen aus den Leistungen ab Januar 2012 die
Bankverbindung des zkT erfasst werden.
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Bestehende Abzweigungen und Pfandungen sollen dem zkT mit den erforderlichen Zah-
lungsempfangerdaten sowie der Rate angegeben werden.

e Werden in dem Leistungsfall Drittzahlungsempfénger bertcksichtigt, sollen diese dem
zkT mit den Zahlungsempféangerdaten und der Betragshthe angezeigt werden.

o Offene bzw. nicht abgerechnete Gutscheine sind zu Uberprifen und sollen - falls erfor-
derlich - dem zkT unter Angabe des Gutscheinbetrages, Grund und Zeitraum mitgeteilt
werden. Der zKT ist dartber hinaus ggf. zu informieren, in welcher Hohe ein Anspruch
auf Gutscheine fir einen evtl. weiterhin bestehenden Sanktionszeitraum vorliegt.

e Existieren in dem Leistungsfall in den Masken ,Berechnungsubersicht* oder ,Ausgezahl-
ten Buchungen“ gesperrte Buchungen, muss vor Ubergabe an den zKkT eine Prifung er-
folgen, ob diese Buchungen auch weiterhin nicht auszuzahlen sind.

o Bestehen in dem Leistungsfall in den Masken ,Berechnungstbersicht* oder “Ausgezahl-
ten Buchungen“ Buchungen mit dem Status ,In-Prifung“ oder ,nicht auszahlen - ge-
sperrt®, muss vor Ubergabe an den zkT eine Priifung erfolgen, wie mit diesen Buchun-
gen weiter verfahren werden soll. Es ist ggf. zu prifen, ob der Status ,In-Prifung* oder
,nicht auszahlen - gesperrt* aufgrund der Anwendung eines Anwenderhinweises gesetzt
wurde.

e Nach erfolgter Durchrechnung des Leistungsfalles sind die offenen Buchungen (Nach-
zahlungen oder Uberzahlungen) zu tiberpriifen. Die Betrage sind dem zkT zur Bearbei-
tung anzuzeigen.

e Bei den Einstellungsarbeiten auftauchende offene Plausibilititsmeldungen sind hinsicht-
lich ihrer Relevanz fir den zkT zu prifen und ggf. dem zkT mitzuteilen.

e Uber das "Druckprotokoll" in der Unternavigation der "Druckausgabe" sind evtl. offene
Druckauftrage zu Gberprifen. Folgendes Statusanzeigen sind moglich:

» gedruckt > keine weitere Veranlassung

» verzOgert, wartet > der Bescheid ist zu stornieren und dem zkT mitzuteilen

> zentral zu drucken wartet = wenn der Bescheid aus 2011 ist (z. B. der Anderungsbe-
scheid zur Regelbedarfsanpassung), dann darf er zentral gedruckt werden - wenn der
Bescheid aus 2012 ist, dann muss er storniert werden und dem zkT zur weiteren
Veranlassung tbergeben werden
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Bearbeitungshilfe 4d zum Abschluss der Leistungsfalle in A2LL

- PHB Abschnitt 4.1.1.3 - Variante 3a - Weiterzahlung mit Stichtag
und Befristung gegentiber dem Kunden -

Form der Uberleitung:

Ubergabe der Leistungsfalle an den zkT bei Inanspruchnahme des Angebotes zur Weiter-
zahlung durch die BA bis zu einem bestimmten Stichtag (z. B. 30.04.2012). Die Bescheide
und Auszahlungen durch die BA sind daher auf einen bestimmten Stichtag befristet.

Bearbeitungshinweis:

Mit dem Anlegen des Leistungsfalles ab 01.09.2011 ist der BWZ in A2LL immer, sofern der
festgelegte Stichtag innerhalb der nachsten 6 Monate liegt, auf den vereinbarten Stichtag
(z. B. 30.04.2012) zu befristen. Damit ist sichergestellt, dass danach keine Auszahlungen
Uber A2LL mehr erfolgen. Der zkT muss alle Leistungsfalle flr die Zeit nach dem Stichtag
tbernehmen und die Bescheidung und Auszahlung sicherstellen. Da fiir die Zeit nach der
Befristung eine Antragstellung beim zkT erforderlich ist, sollte ein entsprechender Hinweis in
die Bescheide aufgenommen werden. Die Weiterzahlung der passiven Leistungen Uber
A2LL ist moglich bis eine Anderung im Leistungsfall eintritt, langstens jedoch bis zu dem
zwischen der BA und dem zKT vereinbarten Stichtag. Die Weiterzahlung wird dadurch er-
reicht, dass der Leistungsfall erst dann in A2LL beendet und an den zkT Ubergeben wird,
wenn aufgrund eines Kundenanliegens oder eines Bearbeitungsvorganges der AZ2LL-
Datensatz im Jahr 2012 geandert werden muss bzw. der BWZ aufgrund des vereinbarten
Stichtags endet.

der Kontonummer, Beantragung eines Gutscheins, die Anzeige eines Ein-
kommens oder die Erstellung eines Druckstiickes, fuhrt zur Einstellung des

2 Jede Anderung des A2LL-Datensatzes im Jahr 2012, wie z. B. die Anderung
Leistungsfalles zum Ende des zuletzt ausgezahlten Monates!

Folgende Bearbeitungsschritte sind dabei zu beachten:

1. Eine Beendigung des Leistungsfalles zur Ubergabe an den zkT ist jeweils zum Ende des
zuletzt ausgezahlten Monates vorzunehmen. MafRgeblich sind die Anzeigen in A2LL in
den Masken ,Ausgezahlte Buchungen® (MID 28) bzw. ,Berechnungsibersicht* (MID 24).
Ob die Zahlung bereits an ERP Ubergeben wurde, ist irrelevant.

Beispiel:

Ein Leistungsempfanger zeigt am 15.02.2012 die Aufnahme einer Tatigkeit zum
01.01.2012 an. Er legt eine Einkommensbescheinigung vor, nach dem das erste Ein-
kommen im Februar zugeflossen ist. Die Leistungen sind bereits bis 29.02.2012 ausge-
zahlt.

Der Leistungsfall ist in A2LL zum 29.02.2012 ohne Einarbeitung der Anderung zu been-
den.

Die Anderung darf in A2LL nicht mehr eingegeben werden, damit keine Uberzahlungen
(Minusbuchungen) bzw. Nachzahlungen angezeigt werden. Auch weitere Eingaben (z. B.
die Beendigung von Aufrechnungsplanen) sind nicht vorzunehmen, da die Anderung der
Daten aufgrund des Trégerwechsels nicht mehr zuldssiqg ist. Dem zKkT soll bei lesendem
Zugriff auf den Leistungsfall ein umfassender Uberblick iber den Sachstand im Leis-
tungsfall méglich sein.
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2.

Zur Beendigung des Leistungsfalles wird der laufende Bewilligungszeitraum in der Maske
"Fallhistorie" auf den letzten Tag des zuletzt ausgezahlten Monats begrenzt. Durch die-
sen Zeitraumsplitt wird ein weiterer Bewilligungszeitraum fur die Dauer nach der vorge-
nommenen Begrenzung bis Ende des urspringlichen Bewilligungszeitraumes angezeigt.
Dieser zweite Zeitraum muss geléscht werden. Die anschlieBende Sicherheitsabfrage ist
mit "Ja" zu bestatigen.

Um den Leistungsfall zu beenden, ist ausnahmsweise die Einstellung des
Personenstatus entbehrlich.

Die Abmeldung zur Sozialversicherung wird somit automatisch mit dem Beendigungs-
grund 82 (Ablauf des Bewilligungsabschnitts) tbermittelt.

Die Checkbox "Kein Beendigungsschreiben/Fortzahlungsantrag versenden" ist bereits
beim Anlegen des BWZ, spatestens jedoch mit der Beendigung des Leistungsfalls in der
Maske ,Fallhistorie* zu aktivieren.

Der Leistungsfall muss dann erneut berechnet werden. AnschlieBend ist die ,Vollstandi-
ge Ansicht* der Maske ,Berechnung“ aufzurufen und alle offenen Buchungen (Umbu-
chungen) anzuordnen.

Dies ist die wichtigste Aktion bei der beschriebenen Vorgehensweise. Sofern
der Leistungsfall nicht neu berechnet wird, bleiben angeordnete Buchungen
trotz geldschter Fallhistorie angeordnet und werden ausgezahlt.

In dem zu Uberfiihrenden Leistungsfall sind offene Wiedervorlagen zu berpriifen. Uber
die Schaltflache "WVL" in der Maske "Fallhistorie” wird die Liste der offenen Wiedervor-
lagen angezeigt. Sofern die offenen Wiedervorlagen fur den zkT relevant sind, sind diese
auszudrucken und mit evtl. erforderlicher Erganzung des Wiedervorlagetextes an den
ZKT zu Ubergeben.

Der zKT ist in jedem Fall Gber die Beendigung der Weiterzahlung und den zuletzt ausge-
zahlten Monat zu informieren. Darlber hinaus kann die in der Anlage beigefligte Check-
liste verwendet werden, um dem zkT maRgebliche Auskiinfte zum Leistungsfall zu tber-
mitteln. Als Ubersicht tiber die in der Bedarfsgemeinschaft vorhandenen Personen sollte
ein Ausdruck der Personenibersicht inkl. Personengrunddaten (wg. Identifikationsmerk-
mal Kundennummer) beigeflgt werden. Das Verfahren ist vor Ort zu klaren.

Bei Vorlage eines Zahlungsricklaufes ist dieser zur weiteren Veranlassung (Entschei-
dung Uber die weitere Behandlung des Riicklaufers) an den zkT zu tbergeben. Da der
Zahlungsrucklauf im ERP-System zu einer offenen Verbindlichkeit auf der Geschéfts-
partnerebene fihrt, muss eine Auszahlungs-Absetzungsanordnung in Hohe des Zah-
lungsrucklaufs erteilt werden. Damit wird das Risiko minimiert, dass es im ERP-System
zu einer erneuten Auszahlung kommt.

Checkliste bei Uberleitung von Leistungsfallen aus A2LL

Sofern dies mit dem zKkT vereinbart ist, sollen parallel zur Beendigung des Leistungsfalles in
A2LL folgende Fallgestaltungen mittels der Checkliste erfasst werden:

Ein in dem Leistungsfall eingetragenes BWZ-Kennzeichen aufgrund eines offenen Wi-
derspruches oder einer offener Klage soll mit dem Aktenzeichen angegeben werden.

Liegt eine vorldufige Zahlungseinstellung des Falles vor, wird dies in der Maske "Fallhis-
torie" mit einer Hinweisplausibilitdt angezeigt. Der Zeitraum der vorlaufigen Zahlungsein-
stellung soll dem zkT bekanntgegeben werden.
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o Ist der zu uUberfuhrende Leistungsfall in A2LL mit dem Kennzeichen "Leistungen als
Darlehen gewahren" oder "Leistungen als Vorschuss gewahren” in der Fallhistorie mar-
kiert, so sind die Kennzeichen zu belassen und der zkT soll Giber die Hohe des jeweili-
gen Darlehens bzw. Vorschusses, die Tilgungsrate und bestehende Restforderung in-
formiert werden. Ebenso soll verfahren werden, wenn Darlehens- oder Vorschusszah-
lungen fir ggf. folgende Monatslaufe unter ,Ausgezahlte Buchungen“ in A2LL hinterlegt
sind.

o Erfolgte in dem Leistungsfall eine vorlaufige Bewilligung gem. § 40 SGB Il'i. V. m. § 328
SGB lll, so ist eine endgliltige Festsetzung der Leistung durch den zkT zu prifen und
damit ebenfalls ein Vermerk in der Checkliste sinnvoll.

e Sind in dem Leistungsfall evtl. Personen in_der Haushaltsgemeinschaft beriicksichtigt,
soll diese Information an den zkT weitergegeben werden. Die Anzahl der Personen in
der Haushaltsgemeinschaft ist der MID 119 (Zuséatzliche Personen in Haushaltsge-
meinschaft) zu entnehmen. Aufgerufen wird diese Eingabemaske Uber die Personen-
grunddaten in der Personenibersicht.

e Sind in dem Leistungsfall Personen mit einem Ausschlussgrund gekennzeichnet, soll
hierliber in der Checkliste an den zKkT eine Information ggf. unter Namensangabe der
ausgeschlossenen Person erfolgen.

e Liegen in dem Leistungsfall Sanktionen vor, sollen diese dem zkT mit der Unterschei-
dung

a. beendete innerhalb einer Zahlwirkung und
b. Uber das BWZ-Ende hinaus laufende

mit Angabe der sanktionierten Person, des Sanktionszeitraums, der Rechtsgrundlage,
der Jahresfrist und der Sanktionshohe angezeigt werden.

o Dem zKkT sollen laufende Aufrechnungen und Verrechnungen unter Angabe der Zah-
lungsempfangerdaten sowie der jeweiligen Rate mitgeteilt werden.

Hinweis: Alle bestehenden Forderungen werden zum Jahreswechsel 2011/2012 an den
ZKT Ubergeben und im Finanzsystem der BA auf 0,00 € reduziert. Werden aus der lau-
fenden Leistungszahlung aufgrund bestehender Forderungen Betrdge an den Forde-
rungseinzug tberwiesen (Forderungseinzug als Drittzahlungsempfénger), kommt es da-
her zu sog. Verwahrungen. Diese werden grundsatzlich zentral an die zkT tberwiesen.
Sofern ein Leistungsfall noch in 2011 bearbeitet wird, soll zur Reduzierung des
Aufwands bereits bei Aufrechnungen aus den Leistungen ab Januar 2012 die
Bankverbindung des zkT erfasst werden.

Bestehende Abzweigungen und Pfandungen sollen dem zkT mit den erforderlichen Zah-
lungsempfangerdaten sowie der Rate angegeben werden.

e Werden in dem Leistungsfall Drittzahlungsempfénger bertcksichtigt, sollen diese dem
zkT mit den Zahlungsempféangerdaten und der Betragshthe angezeigt werden.

o Offene bzw. nicht abgerechnete Gutscheine sind zu Uberprifen und sollen - falls erfor-
derlich - dem zkT unter Angabe des Gutscheinbetrages, Grund und Zeitraum mitgeteilt
werden. Der zKT ist dartber hinaus ggf. zu informieren, in welcher Hohe ein Anspruch
auf Gutscheine fur einen evtl. weiterhin bestehenden Sanktionszeitraum vorliegt.

e Existieren in dem Leistungsfall in den Masken ,Berechnungsubersicht* oder ,Ausgezahl-
ten Buchungen® gesperrte Buchungen, muss vor Ubergabe an den zkT eine Prifung er-
folgen, ob diese Buchungen auch weiterhin nicht auszuzahlen sind.

¢ Bestehen in dem Leistungsfall in den Masken ,Berechnungstbersicht* oder “Ausgezahl-
ten Buchungen“ Buchungen mit dem Status ,In-Prifung“ oder ,nicht auszahlen - ge-
sperrt®, muss vor Ubergabe an den zkT eine Priifung erfolgen, wie mit diesen Buchun-
gen weiter verfahren werden soll. Es ist ggf. zu prifen, ob der Status ,In-Prifung* oder
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»nicht auszahlen - gesperrt* aufgrund der Anwendung eines Anwenderhinweises gesetzt
wurde.

* Nach erfolgter Durchrechnung des Leistungsfalles sind die offenen Buchungen (Nach-
zahlungen oder Uberzahlungen) zu Uberprifen. Die Betrage sind dem zkT zur Bearbei-
tung anzuzeigen.

e Bei den Einstellungsarbeiten auftauchende offene Plausibilititsmeldungen sind hinsicht-
lich ihrer Relevanz fur den zkT zu prifen und ggf. dem zkT mitzuteilen.

e Uber das "Druckprotokoll" in der Unternavigation der "Druckausgabe" sind evtl. offene
Druckauftrage zu tberprifen. Folgendes Statusanzeigen sind moglich:

» gedruckt > keine weitere Veranlassung

» verzogert, wartet = der Bescheid ist zu stornieren und dem zkT mitzuteilen

> zentral zu drucken wartet = wenn der Bescheid aus 2011 ist (z. B. der Anderungsbe-
scheid zur Regelbedarfsanpassung), dann darf er zentral gedruckt werden - wenn der
Bescheid aus 2012 ist, dann muss er storniert werden und dem zkT zur weiteren
Veranlassung tbergeben werden
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Bearbeitungshilfe 4e zum Abschluss der Leistungsfalle in A2LL

- PHB Abschnitt 4.1.1.3 - Variante 3b - Ubergabe zum 01.02.2012 und
Befristung gegeniber dem Kunden -

Form der Uberleitung:

Mit dem zukiinftig zustandigen zkT wurde keine Weiterzahlung der passiven Leistungen in
A2LL vereinbart. Die Bescheide und Auszahlungen durch die BA sind daher auf den
31.01.2012 befristet. Der zkT muss dann alle Leistungsfalle ab 01.02.2012 ibernehmen und
die Bescheidung und Auszahlung sicherstellen.

Bearbeitungshinweis:

Mit dem Anlegen des Leistungsfalles ab 01.09.2011 ist der BWZ in A2LL immer auf den
31.01.2012 zu befristen. Damit ist sichergestellt, dass keine Auszahlungen Uber A2LL ab
Februar 2012 mehr erfolgen.

Folgende Bearbeitungsschritte sind dabei zu beachten:

1. Eine Befristung des Leistungsfalles zur Ubergabe an den zKT ist jeweils zum 31.01.2012
vorzunehmen.

Beispiel:

Der Leistungsfall ,Max Mustermann® soll ab 01.10.2011 neu bewilligt werden. Der Leis-
tungsfall wird in A2LL auf den 31.01.2012 befristet (abweichend vom 31.03.2012). Auch
der Bewilligungsbescheid wird somit nur bis 31.01.2012 erstellt.

fall eingearbeitet werden koénnen, sind vorzunehmen. Anderungsbescheide

f} Alle eintretenden Anderungen, welche noch bis 31.12.2011 in den Leistungs-
umfassen dann auch nur den Zeitraum bis 31.01.2012.

2. Zur Beendigung des Leistungsfalles wird der Bewilligungszeitraum bereits beim Anlegen
in der Maske "Fallhistorie” auf den 31.01.2012 begrenzt.

Die Abmeldung zur Sozialversicherung wird somit automatisch mit dem Beendigungs-
grund 82 (Ablauf des Bewilligungsabschnitts) tbermittelt.

3. Da fir die Zeit nach dem 01.02.2012 eine Antragstellung beim zkT erforderlich ist, sollte
ein entsprechender Hinweis in die Bescheide aufgenommen werden.
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Checkliste bei Uberleitung von Leistungsfallen aus A2LL

Sofern dies mit dem zkT vereinbart ist, sollen parallel zur folgende Fallgestaltungen mittels
der Checkliste erfasst werden:

In dem zu tberfiihrenden Leistungsfall sind offene Wiedervorlagen zu uberpriifen. Uber
die Schaltflache "WVL" in der Maske "Fallhistorie” wird die Liste der offenen Wiedervor-
lagen angezeigt. Sofern die offenen Wiedervorlagen fur den zkT relevant sind, sind die-
se auszudrucken und mit evtl. erforderlicher Ergénzung des Wiedervorlagetextes an den
ZKT zu Ubergeben.

Ein in dem Leistungsfall eingetragenes BWZ-Kennzeichen aufgrund eines offenen Wi-
derspruches oder einer offener Klage soll mit dem Aktenzeichen angegeben werden.

Liegt eine vorlaufige Zahlungseinstellung des Falles vor, wird dies in der Maske "Fallhis-
torie" mit einer Hinweisplausibilitdt angezeigt. Der Zeitraum der vorlaufigen Zahlungsein-
stellung soll dem zkT bekanntgegeben werden.

Ist der zu Uberfihrende Leistungsfall in A2LL mit dem Kennzeichen "Leistungen als Dar-
lehen gewahren" oder "Leistungen als Vorschuss gewéhren" in der Fallhistorie markiert,
so sind die Kennzeichen zu belassen und der zkT soll Uber die Hohe des jeweiligen Dar-
lehens bzw. Vorschusses, die Tilgungsrate und bestehende Restforderung informiert
werden. Ebenso soll verfahren werden, wenn Darlehens- oder Vorschusszahlungen fir
gof. folgende Monatslaufe unter ,Ausgezahlte Buchungen” in A2LL hinterlegt sind.

Erfolgte in dem Leistungsfall eine vorlaufige Bewilligung gem. § 40 SGB Il'i. V. m. § 328
SGB lll, so ist eine endglltige Festsetzung der Leistung durch den zkT zu prifen und
damit ebenfalls ein Vermerk in der Checkliste sinnvoll.

Sind in dem Leistungsfall evtl. Personen in_der Haushaltsgemeinschaft beriicksichtigt,
soll diese Information an den zkT weitergegeben werden. Die Anzahl der Personen in
der Haushaltsgemeinschaft ist der MID 119 (Zuséatzliche Personen in Haushaltsge-
meinschaft) zu entnehmen. Aufgerufen wird diese Eingabemaske Uber die Personen-
grunddaten in der Personenibersicht.

Sind in dem Leistungsfall Personen mit_einem Ausschlussgrund gekennzeichnet, soll
hierliber in der Checkliste an den zKkT eine Information ggf. unter Namensangabe der
ausgeschlossenen Person erfolgen.

Liegen in dem Leistungsfall Sanktionen vor, sollen diese dem zkT mit der Unterschei-
dung

a. beendete innerhalb einer Zahlwirkung und
b. Uber das BWZ-Ende hinaus laufende

mit Angabe der sanktionierten Person, des Sanktionszeitraums, der Rechtsgrundlage,
der Jahresfrist und der Sanktionshéhe angezeigt werden.

Dem zkT sollen laufende Aufrechnungen und Verrechnungen unter Angabe der Zah-
lungsempfangerdaten sowie der jeweiligen Rate mitgeteilt werden.

Hinweis: Alle bestehenden Forderungen werden zum Jahreswechsel 2011/2012 an den
ZKT Ubergeben und im Finanzsystem der BA auf 0,00 € reduziert. Werden aus der lau-
fenden Leistungszahlung aufgrund bestehender Forderungen Betrdge an den Forde-
rungseinzug tberwiesen (Forderungseinzug als Drittzahlungsempfénger), kommt es da-
her zu sog. Verwahrungen. Diese werden grundsatzlich zentral an die zkT lUberwiesen.
Sofern ein Leistungsfall noch in 2011 bearbeitet wird, soll zur Reduzierung des
Aufwands bereits bei Aufrechnungen aus den Leistungen ab Januar 2012 die
Bankverbindung des zkT erfasst werden.
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Bestehende Abzweigungen und Pfandungen sollen dem zkT mit den erforderlichen Zah-
lungsempfangerdaten sowie der Rate angegeben werden.

o Werden in dem Leistungsfall Drittzahlungsempfanger bertcksichtigt, sollen diese dem
zkT mit den Zahlungsempféangerdaten und der Betragshthe angezeigt werden.

o Offene bzw. nicht abgerechnete Gutscheine sind zu Uberprifen und sollen - falls erfor-
derlich - dem zKkT unter Angabe des Gutscheinbetrages, Grund und Zeitraum mitgeteilt
werden. Der zKT ist dartiber hinaus ggf. zu informieren, in welcher Hohe ein Anspruch
auf Gutscheine fir einen evtl. weiterhin bestehenden Sanktionszeitraum vorliegt.

e Existieren in dem Leistungsfall in den Masken ,Berechnungsubersicht* oder ,Ausgezahl-
ten Buchungen“ gesperrte Buchungen, muss vor Ubergabe an den zkT eine Prifung er-
folgen, ob diese Buchungen auch weiterhin nicht auszuzahlen sind.

e Bestehen in dem Leistungsfall in den Masken ,Berechnungstbersicht* oder “Ausgezahl-
ten Buchungen“ Buchungen mit dem Status ,In-Prifung“ oder ,nicht auszahlen - ge-
sperrt®, muss vor Ubergabe an den zkT eine Priifung erfolgen, wie mit diesen Buchun-
gen weiter verfahren werden soll. Es ist ggf. zu prifen, ob der Status ,In-Prifung” oder
,nicht auszahlen - gesperrt* aufgrund der Anwendung eines Anwenderhinweises gesetzt
wurde.

o Nach erfolgter Durchrechnung des Leistungsfalles sind die offenen Buchungen (Nach-
zahlungen oder Uberzahlungen) zu lberpriifen. Die Betrage sind dem zkT zur Bearbei-
tung anzuzeigen.

e Bei den Einstellungsarbeiten auftauchende offene Plausibilitdtsmeldungen sind hinsicht-
lich ihrer Relevanz fur den zkT zu prifen und ggf. dem zKT mitzuteilen.

e Uber das "Druckprotokoll" in der Unternavigation der "Druckausgabe" sind evtl. offene
Druckauftrage zu Gberprifen. Folgendes Statusanzeigen sind moglich:

» gedruckt - keine weitere Veranlassung

» verzOgert, wartet > der Bescheid ist zu stornieren und dem zkT mitzuteilen

> zentral zu drucken wartet = wenn der Bescheid aus 2011 ist (z. B. der Anderungsbe-
scheid zur Regelbedarfsanpassung), dann darf er zentral gedruckt werden - wenn der
Bescheid aus 2012 ist, dann muss er storniert werden und dem zkT zur weiteren
Veranlassung Ubergeben werden
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Vereinbarung zur

Inanspruchnahme des Angebotes zur übergangsweisen Weiterzahlung der

Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts



zwischen

der Agentur für Arbeit…..

vertreten durch die/den Vorsitzende/n der Geschäftsführung



und

des Landkreises /der kreisfreien Stadt ……

vertreten durch ………

…….. 



Präambel

Mit dem Übergang der gemeinsamen Einrichtung/Agentur für Arbeit in getrennter Aufgabenwahrnehmung …..  in zugelassene kommunale Trägerschaft übernimmt ab 01.01.2012 der Landkreis/die kreisfreie Stadt ….. die Aufgaben nach dem SGB II in alleiniger Verantwortung. Gemeinsames Ziel ist, eine im Interesse der Leistungsberechtigten problemlose Überführung der Leistungsfälle im Hinblick auf die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts. 



§ 1

Der Landkreis/die kreisfreie Stadt ….. beauftragt die Agentur für Arbeit ….. , die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts auf Grundlage der im Jahr 2011 durch die gemeinsame Einrichtung/Agentur für Arbeit mit getrennter Aufgabenwahrnehmung …… getroffenen Bewilligungsentscheidung über den 31.01.2012 hinaus bis längstens ......2012 (Anmerkung: spätester Zeitpunkt 30.06.2012) auszuzahlen.



Es gelten die Regelungen des Auftragsrechts nach §§ 88ff SGB X.



Die übergangsweise Weiterzahlung der Leistungen durch die Bundesagentur für Arbeit umfasst auch die Beiträge und Meldungen zur Sozialversicherung. Die Erhebung und Übermittlung der Leistungsdaten nach § 51b SGB II wird ebenfalls für den Zeitraum der Weiterzahlung gewährleistet.

Davon unabhängig ist die generelle Verpflichtung zur Datenerhebung und -übermittlung nach § 51b SGB II bei Antragstellungen ab dem 01.01.2012.

§ 2

Die Weiterzahlung endet, wenn nach dem 31.12.2011 eine Änderung im Leistungsfall eintritt.



Die Bearbeitung einer Änderung sowie die Bescheiderstellung können ab 01.01.2012 nur durch den zugelassenen kommunalen Träger erfolgen.



Das Verfahren zur Einstellung der Leistungen durch die Agentur für Arbeit in dem IT-Verfahren A2LL und die Aufnahme der Leistungszahlung durch den Landkreis/ die kreisfreie Stadt……wird zwischen den Vertragspartnern abgestimmt. Dies gilt u.a. für die Festlegung der Dauer des Bewilligungszeitraumes sowie auch für das Verfahren beim Eintritt bzw. der Bearbeitung einer Änderung ab dem 01.01.2012. Das Verfahren wird zur Vermeidung von Überzahlungen im Einzelfall verbindlich geregelt und schriftlich dokumentiert. 



§ 3

Der Landkreis/ die kreisfreie Stadt …. stellt der Agentur für Arbeit….. für die Einstellung der Leistungen in dem IT-Verfahren A2LL qualifiziertes Personal für den Zeitraum der Weiterzahlung der Leistungen zur Verfügung. Das Personal ist für die Dauer der Weiterzahlung zur Agentur für Arbeit …... abzuordnen (Beamtinnen und Beamte) bzw. nach den einschlägigen tariflichen Regelungen zuzuweisen (Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer). 



Bei der Erhebung des Personalbedarfs werden für die Einstellung einer Bedarfsgemeinschaft in dem IT-Verfahren A2LL durchschnittlich 6 Minuten und für die Ermittlung der sonstigen leistungserheblichen Daten ein durchschnittlicher Zeitaufwand von ….. (Anmerkung: bis zu 16 Minuten) zugrunde gelegt.  



Die im Rahmen der Weiterzahlung in der Agentur für Arbeit ……. anfallenden Aufgaben werden in den Räumlichkeiten der Agentur erledigt.



Die Anzahl des abgeordneten bzw. zugewiesenen Personals wird gesondert schriftlich vereinbart. (Hinweis: Umfang und Dauer des Personalbedarfs orientiert sich an der gegebenen Änderungsquote auf Seite der Kunden - geschätzt 20 bis 30 v. H.). 



	





§ 4

Dem Landkreis/ der kreisfreien Stadt ….. wird täglich ein Einzelnachweis über die erfolgten Auszahlungen und Einnahmen der kommunalen Leistungen über den ihm bekannten Zugang zum Webserver finasload zur Verfügung gestellt. 



Die taggleiche Erstattung der kommunalen Leistungen erfolgt mittels Lastschrift-Einzugsverfahren, Einzelüberweisung oder per Abschlagszahlung. Der Landkreis/ die kreisfreie Stadt …. widerruft seine Einzugsermächtigung erst, wenn keine Leistungen durch die Bundesagentur für Arbeit mehr ausgezahlt werden. 



Die Einzugsermächtigung ist als Anlage beigefügt.



Eine Erstattung der passiven Bundesleistungen erfolgt nicht. Diese werden unmittelbar zwischen der BA und dem Bund abgerechnet.





§ 5

(1) Die durch die Weiterzahlung der Agentur für Arbeit in 2012 entstehenden Sachkosten sind durch den Landkreis/die kreisfreie Stadt zu erstatten. 

Die Abrechnung der Sachkosten erfolgt nach Dauer und Anzahl der eingesetzten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (MA). Je MA wird eine Sachkostenpauschale von 948,58 EUR mtl. fällig. Teilmonate werden entsprechend anteilig berechnet.



(2) Die Kosten für die durch die Agentur für Arbeit sicher zu stellende Dienstaufsicht sind zu erstatten und setzen sich aus anteiligen Personal- und Sachkosten zusammen. Sie belaufen sich auf 10% der Kosten, die monatlich für einen/eine Mitarbeiter/in der Tätigkeitsstufe III (Teamleitung) entstehen. Dieser Betrag entspricht 736,45 €/Monat.



§ 6

Es gelten die haftungsrechtlichen Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches.

Im Außenverhältnis haftet der Arbeitgeber/Dienstherr des Beschäftigten, der einen Vermögensschaden verursacht hat. Im Innenverhältnis zwischen Arbeitgeber/Dienstherr und Beschäftigter kann nach den jeweils geltenden Regelungen Regress genommen werden.



§ 7

Sollten sich einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise als unwirksam oder undurchführbar erweisen oder infolge Änderungen der Gesetzgebung nach Abschluss der Vereinbarung unwirksam oder undurchführbar werden, bleiben die übrigen Vereinbarungsbestimmungen hiervon unberührt. 



An die Stelle der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung soll die wirksame und durchführbare Bestimmung treten, die dem Sinn und Zweck der nichtigen Bestimmung möglichst nahe kommt. 



<Ort>, den <Datum>

Agentur für Arbeit……				Landkreis…….
Anlage

Teilnahmeerklärung zum Lastschrifteneinzug

(Einzugsermächtigung)





Name und Anschrift der erklärenden Stelle



_____________________________________



_____________________________________



_____________________________________



Hiermit wird die Zentralkasse der Bundesagentur für Arbeit (BA),

Regensburger Str. 104, 90478 Nürnberg



widerruflich ermächtigt



die für mich als finanziellem Träger der Leistungen zur 

Grundsicherung von Arbeitsuchenden

gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 2 SGB II erbrachten Leistungen 

zum vereinbarten Tag* von meinem unten angegebenen Konto 

einzuziehen.



		Bankleitzahl





		Kontonummer







		Kreditinstitut







		Ort, Datum                                                        Unterschrift Verfügungsberechtige/r











* Tag, an dem die BA mit den Auszahlungen an die Empfängerinnen / Empfänger belastet wird.

Seite 4 von 5






Anlage 6

Prozesshandbuch fir den Ubergang von gE und AAgAw in
zkT

Kapitel 4.1.4 Zusammenarbeit mit dem kommunalen Tréger
Kapitel 7.1.3.1 Lesender Zugriff auf A2LL
Kapitel 7.1.4 Datenbereitstellung

Prozessbeschreibung
Zertifikate fur A2LL fur die kommunalen Mitarbeiter

Die nachfolgenden Ausfihrungen betreffen die Zuteilung von Softwarezertifikaten fir den
lesenden Zugriff auf A2LL.

Es ist das erklarte Interesse der BA, dass die zukunftigen zKT moglichst zugig ihre Arbeit
aufnehmen koénnen. Hierfir soll die IT der BA die technisch machbaren Mdglichkeiten
realisieren, damit der kiinftige zkT mdglichst viele Daten aus der ehemaligen gE/AAgAwW
Ubernehmen kann. Zusatzlich soll den zkT ein lesender Zugriff auf A2LL eingerdumt werden,
um in Einzelfallen die Daten in den kommunalen IT-Systemen validieren zu kdnnen.

Zugriff auf A2LL
Der zugriff auf A2LL wird Uber jeweils eigene personengebundene Softwarezertifikate
gesteuert.

Das Zertifikat berechtigt zum lesenden Aufruf des IT-Verfahrens A2LL.





Nutzerkreis

Der Nutzerkreis sind ausschliel3lich Mitarbeiter/-innen aus dem Bereich der Grundsicherung,
d.h. for den hier vorgesehenen Zweck Mitarbeiter der zkT. Das einzelne Zertifikat wird
deshalb ausschlieRRlich fir Mitarbeiter / Mitarbeiterinnen aus dem Bereich der
Grundsicherung erteilt. Das Zertifikat ist personenbezogen und kann nicht Gibertragen
werden.

Die Anzahl der Zertifikatsberechtigten einer Grundsicherungsstelle richtet sich nach der
Erforderlichkeit. und ist begrenzt in Abhéngigkeit zur Gro3e der Dienststelle. Der Zugriff zu
reinen Informationszwecken ist nicht gestattet; vielmehr muss das Erfordernis aus der
Aufgabenerledigung resultieren.

Die Verteilung der Zertifikate auf die Dienststellen kann der beigefiigten Ubersicht
entnommen werden.

Bereits vorhandene und mehrere Zertifikate
Sollten Sie bereits Uber Zertifikate fur A2LL verfigen, so behalten diese Zertifikate weiterhin
ihre Glltigkeit.

Zertifikatsanmeldung/-abmeldung - Allgemeines

Die Beantragung der Zertifikate kann ab dem 01.09.2011 erfolgen.

Fur die Beantragung eines Zertifikates sind die zustandigen Fuhrungskrafte verantwortlich.
Die Fuhrungskrafte haben zu bertcksichtigen, dass nur die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
Zertifikate erhalten, die den Zugriff auf die bereitgestellten Informationen fiir die Erfullung
ihrer Aufgaben nachweislich bendétigen. Beim Umgang mit personenbezogenen Daten bzw.
Sozialdaten sind die Grundsatze der Erforderlichkeit und Verhaltnismafigkeit zu beachten.
Personelle Veranderungen, die eine Anderung der Zugriffsberechtigungen auf die
bereitgestellten Informationen bzw. das Ldschen der Zertifikate mit sich bringen, missen
zeitnah bekannt gegeben werden, damit die Zugriffsberechtigungen auf aktuellem Stand
gehalten werden kénnen.

Zertifikatsanmeldung/-abmeldung A2LL

Fur den Internetzugriff auf das Verfahren A2LL benétigen kommunale Mitarbeiter ein
Authentisierungszertifikat.

Die Beantragung dieses Zertifikats lauft organisatorisch Gber den zustandigen Administrator
der kommunalen IT. Dies kann im Falle der Kommunen ein eigener Mitarbeiter oder auch ein
IT-Dienstleister sein. Dieser wendet sich an den fir die ehemalige ARGE zustandigen RITS
der BA und beantragt das Zertifikat.

Das Zertifikat wird in Absprache mit dem jeweils zustandigen RITS per E-Mail und parallel
schriftlich (in Papierform) mit Begrindung und Unterschrift der Fiihrungskraft beantragt bzw.
verlangert. Der Eingang des schriftlichen Antrags (Papierform) ist vom zustandigen RITS der
BA nachzuhalten.

Der RITS hat Zugriff auf die Benutzerverwaltung (BVW) von A2LL. Hier wahlt der RITS den
Benutzer aus und beantragt das Zertifikat fir einen ,Mitarbeiter der zkT“ tber die Oberflache.
Das Attribut ,Mitarbeiter der zkT* ist in der BVW von A2LL an geeigneter Stelle einzutragen.





Die Zertifikate werden per Batchjob als .p12 Datei generiert und als Download Link in die
BVW eingestellt. Die .p12 Datei ist liber eine vergebene PIN vor dem unberechtigten Offnen
und Verarbeiten durch Dritte geschutzt. Die PIN sendet der RITS der BA in Form eines PIN-
Briefs an die Adresse des Anwenders.

Der RITS ladt die .p12 Datei herunter und speichert diese auf einem Datentrager. Diesen
Datentrager tbergibt der RITS an den Administrator der kommunalen IT. Der Administrator
der kommunalen IT installiert mit dem kommunalen Anwender das Zertifikat, der Anwender
steuert hierzu die PIN zum Offnen der .p12 Datei bei.

Dartber hinaus ist fur die einzelnen Anwender des zKT jeweils ein Benutzerkonto in A2LL
durch das RITS anzulegen und von dort zu verwalten (siehe auch Prozesshandbuch, Punkt
7.1.3.1).

Import der Zertifikate in den Internet Browser

Mit der Zuteilung des Zertifikats wird eine Anleitung Ubermittelt, die beschreibt, wie das
Zertifikat in den Internet Browser auf dem PC des Zertifikatseigners importiert werden kann.
Das Zertifikat ist personenbezogen und kann nicht tbertragen werden. Ein Wechsel des PC
ist ohne weiteres moglich, da das Zertifikat in das Windows-Profil des Zertifikatseigners
eingetragen wird.





Ubersicht uiber zur Verfiigung stehenden Zertifikatskontingente

amtlicher Kreisname

Ostalbkreis
Ludwigsburg
Enzkreis

Pforzheim, Stadt

Ravensburg

Stuttgart, Landeshauptstadt
Ansbach

Ingolstadt, Stadt
Kaufbeuren, Stadt
Oberallgau

Gunzburg

Minchen

Havelland
Potsdam-Mittelmark
GroB-Gerau

Offenbach am Main, Stadt
Lahn-Dill-Kreis

Aurich

Wittmund

Schaumburg

Friesland
Mecklenburg-Strelitz
Nordvorpommern
Warendorf

Gutersloh

Lippe

Essen, Stadt

Munster, Stadt
Recklinghausen
Solingen, Stadt
Wuppertal, Stadt
Erzgebirgskreis (Annaberg,
Aue-Schwarzenberg,
Mittlerer Erzgebirgskreis,
Greiz

Fusion Burgenlandkreis mit

WeiRenfels zu LK
Altmarkkreis Salzwedel

kommunaler Trager
Landkreis/kreisf. Stadt

[

Ostalbkreis

Ludwigsburg

1=

Aalen

Ludwigsburg

Enzkreis Pforzheim
Pforzheim, Stadt Pforzheim
Ravensburg Ravensburg
Stuttgart, Stadt Stuttgart
Ansbach Ansbach
Ingolstadt, Stadt Ingolstadt
Kaufbeuren, Stadt Kempten
Oberallgau Kempten
Gunzburg Memmingen
Minchen, Landkreis Miinchen
Havelland Neuruppin
Potsdam-Mittelmark Potsdam
GroB-Gerau Darmstadt
Offenbach am Main, Stadt Offenbach
Lahn-Dill-Kreis Wetzlar

Aurich Emden
Wittmund Emden
Schaumburg Hameln
Friesland Wilhelmshaven
Mecklenburg-Strelitz Neubrandenburg
Landkreis Nordvorpommerr Stralsund
Warendorf Ahlen
Gutersloh Bielefeld

Lippe Detmold

Essen, Stadt Essen

Munster, Stadt Munster

Recklir 1sen
Solingen, Stadt Solingen
Wauppertal, Stadt Wuppertal

Mittlerer Erzgebirgskreis

Greiz
LK Burgenland

Altmarkkreis Salzwedel

Schm. -Meiningen
Kusel

Landkreis Mainz-Bingen
Mayen-Koblenz
Saarpfalz-Kreis
Saarlouis

Leipziger Land
Gorlitz
Mittelsachsen

1-Meiningen
Kusel

Landkreis Mainz-Bingen
Mayen-Koblenz
Saarpfalz-Kreis
Saarlouis

Leipziger Land
Gorlitz
Mittelsachsen

Annaberg-Buchht

Gera
Merseburg
Stendal

Suhl
Kaiserslautern
Mainz

Mayen
Neunkirchen
Saarlouis
Leipzig

Bautzen
Chemnitz

Anzahl Leistungs-
berechtigte

8.432

13.916

3.382
7916

6.081

29.561

2.611

4.520

2.062

2.341

2.262

4.384

11.538

10.090

12.422

12.321

12.092

10.600

2.980

9.018

4.621

8.039

10.467

11463

12.823

20.409

57.890

13.957

50.054

10.453

34.339

27.937

7.202

20.087

7.191

6.465

3.147

6.023

8.667

7.919

9.119

12.249
15.317
17.862

Anzahl BG

6.087

10.222

2.481
5768

4.565

22.232

1.980

3.418

1.550

1.863

1.606

3.077

8.628

7.531

8.430

8.570

8.581

7.426

2.077

6.453

3.264

5.905

7.648

8106

8.855

14.146

41.579

10.487

35.182

7.571

24.666

20.434

14.802

5.356

5.002

2.137

4.412

6.148

4.383

6.650

9.063
11.306
13.199

Anzahl VZA
(BA)

v

135

42
69

85

164

35

41

20

23

16

50

151

105

70

101

144

76

25

82

37

55

125

106

v

91

274

292

75

244

102

110

51

79

100
172
187

Bezeichnung ab 01.01.2011

Jobcenter Ostalbkreis

Jobcenter Landkreis
Ludwigsburg
Jobcenter Enzkreis

Jobcenter Stadt Pforzheim

Landkreis g
Jobcenter Stuttgart

Jobcenter Landkreis Ansbach
Jobcenter Ingolstadt

Jobcenter Kaufbeuren
Jobcenter Landkreis Oberallgau
Jobcenter Giinzburg

Jobcenter Landkreis Miinchen
Jobcenter Havelland

Jobcenter Mittelmark

Jobcenter GroB-Gerau
Jobcenter Offenbach

Jobcenter Lahn-Dill

Jobcenter Aurich

Jobcenter Wittmund

Jobcenter Schaumburg
Jobcenter Friesland

Jobcenter Mecklenburg Strelitz
Jobcenter Nordvorpommern
Jobcenter im Kreis Warendorf
Jobcenter Gitersloh

Jobcenter Lippe

Jobcenter Essen

Jobcenter Miinster

Jobcenter Kreis Recklinghausen
Jobcenter Solingen

Jobcenter Wuppertal

Jobcenter Erzgebirgskreis

Jobcenter Landkreis Greiz
Jobcenter Burgenlandkreis
Jobcenter Stendal und
Altmarkkreis Salzwedel
Jobcenter Suhl Geschéftsstelle M
Jobcenter Kusel

Jobcenter Mainz-Bingen
Jobcenter Landkreis Mayen-
Koblenz

Jobcenter Saarpfalz-Kreis

Jobcenter Saarlouis

Anzahl Zertifikate

Minimum®
~ ausgenend von

398.249 BGen 373.744 BGen
bundesweit (inkl.  bundesweit (ochne
Gebietsweiterunge unkare Gebiets-
n) und ca. 2800 weiterungen) und
Zertifikaten, ca. 2800
Schlussel 1:142, Zertifikaten,

(zkT MeiBen - 8049 Schliissel 1:133,

Anzahl Zertifikate

Maximum?)
~ausgenend von

BGen und 60 (zkT MeiBen - 8049

|~ Zertifikate; BGen und 60
43 46
72 77
17 19
41 43
32 34
157 167
14 15
24 26
11 12
13 14
11 12
22 23
61 65
53 57
59 63
60 64
60 65
52 56
15 16
45 49
23 25
42 44
54 58
57 61
62 67
100 106
293 313
74 79
248 265
53 57
174 185
144 154
38 41
104 111
38 40
35 38
15 16
31 33
43 46
31 33
47 50
64 68

JC Leipziger Land
JC Gorlitz u. JC Nierschl. Oberlau
JC Freiberg u. JC Mittweida

80 -
93 .






Verpflichtungserklärung zur Wahrung des Sozial-Datengeheimnisses


für im Bereich SGB II / SGB III eingesetzte Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen


Allgemeine Verpflichtungserklärung


Gemäß § 35 SGB I und § 5 BDSG sind Sie verpflichtet, bei Ihrer Tätigkeit als Datenerfasser/in die Datenschutzgesetze zu beachten. Das bedeutet, dass Sie die Ihnen im Zusammenhang mit Ihrer Arbeit bekannt gewordenen Daten, insbesondere Sozialdaten nicht unbefugt verarbeiten (§ 67 Abs. 6 SGB X) und nutzen (§ 67 Abs. 7 SGB X) dürfen. Außerdem ist es Ihnen untersagt, Daten, welche für die Aufgabenerfüllung nicht erforderlich sind, zu erheben (§ 67 Abs. 5 SGB X).


Sozialdaten sind gem. § 67 Abs. 1 SGB X Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person, die von der BA zum Zweck der Erfüllung ihrer Aufgaben erhoben, verarbeitet oder genutzt werden. Bei Ihrer o.g. Tätigkeit bekommen Sie auch Kenntnis von besonderen Arten personenbezogener Daten nach § 67 Abs. 12 SGB X (rassische und ethnische Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder philosophische Überzeugungen, Gewerkschaftszugehörigkeit, Gesundheit oder Sexualleben), die einem besonderen Schutz unterliegen. 


Gemäß den genannten Bestimmungen verpflichte ich Sie, das Sozial- und das Datengeheimnis zu wahren. Diese Verpflichtung besteht über die Zeit Ihrer Tätigkeit bei der BA hinaus gem. § 35 Abs. 1 S. 5 SGB I fort. Bei vorsätzlichen und fahrlässigen Verstößen kann eine Ordnungswidrigkeit oder Straftat vorliegen (§§ 85, 85a SGB X)  


Ihre sich aus sonstigen gesetzlichen Regelungen möglicherweise ergebenden Geheimhaltungspflichten werden durch diese Verpflichtung nicht berührt.

Meine Verpflichtung auf das Datengeheimnis entsprechend den genannten gesetzlichen Bestimmungen habe ich zur Kenntnis genommen und akzeptiere sie .

Sonderhinweis für zkT XY: Mir ist bewusst, dass ich wegen der momentanen technischen Gegebenheiten bundesweite A2LL-Datensätze lesen kann. Ich verpflichte mich daher, nur auf den lokalen Datenbestand (Dienststellennummer XXX.XX) zuzugreifen, denn nur dieser ist zur Aufgabenerledigung erforderlich. Zudem bin ich mir bewusst, dass jeder Datenzugriff im Interesse des Datenschutzes protokolliert wird und sich die Bundesagentur für Arbeit eine entsprechende stichprobenhafte Auswertung vorbehält.

Das Merkblatt zur Verpflichtungserklärung (Texte der §§ 5 BDSG, 85 und 85a SGB X) habe ich erhalten. 



     
     

-----------------------------------------------------------------------------------------------------------------



Ort
Datum


---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Unterschrift des Mitarbeiters
Unterschrift der Geschäftsleitung


Hinweis: Das Doppel der Erklärung wird zum Personalvorgang genommen.

Merkblatt Datenschutz


Sie wollen sicher nicht, dass Ihre personenbezogenen Daten – das sind alle Angaben über Ihre persönlichen oder sachlichen Verhältnisse (z.B. Name, Anschrift, Familienstand, Einkommen)– Unbefugten zur Kenntnis gelangen. Davor schützen Sie die Datenschutzgesetze. 


Daher müssen Sie im Rahmen Ihrer jetzigen Tätigkeit dafür Sorge tragen, dass die personenbezogenen Daten Dritter – auch Ihnen möglicherweise persönlich bekannter Dritter (z.B. Nachbarn, Vereinskollegen) – vertraulich behandelt werden. Im Zweifel sollten Sie Ihnen persönlich bekannte Antragsteller an eine andere Kraft zur Beratung verweisen, um schon im Ansatz einen Interessenkonflikt zu vermeiden.  


Behandeln Sie die Dritten und deren Daten so, wie Sie in einer gleichen Situation behandelt werden wollen. Vermeiden Sie es, im Familien- oder Bekanntenkreis über über Ihre Kunden zu „erzählen“.

Sie sind dafür verantwortlich, dass die Ihnen bekannt werdenden personenbezogenen Daten nur im Rahmen Ihrer Aufgabenstellung genutzt, verarbeitet und erhoben werden. Jeder Missbrauch und jede unbefugte Weitergabe dieser Daten ist unzulässig und ggf. sogar strafbar. 


Sie sind daher insbesondere dafür verantwortlich, dass 


· die Ihnen bekannt werdenden Daten, Datenträger und Listenausdrucke unter Verschluss gehalten werden, wenn Sie nicht unmittelbar daran arbeiten, 


· Sie von den genannten Daten Ablichtungen oder Aufzeichnungen nur für den Dienstgebrauch fertigen oder fertigen lassen, 


· nicht mehr benötigte Datenträger und Listenausdrucke so vernichtet werden, dass eine missbräuchliche Verwendung unmöglich ist. 


Sie sind auf das Datengeheimnis verpflichtet worden, das auch nach Beendigung Ihrer Tätigkeit fortbesteht. 


Bei Fragen zum Datenschutz wenden Sie sich bitte an Ihren Vorgesetzten oder an Ihre Dienststellenleitung oder an Ihren Datenschutzbeauftragten.


Texte der §§ 5 BDSG, 85 und 85a SGB X


§ 5 BDSG


Datengeheimnis


Den bei der Datenverarbeitung beschäftigten Personen ist untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu erheben, zu verarbeiten oder zu nutzen (Datengeheimnis). Diese Personen sind, soweit sie bei nicht-öffentlichen Stellen beschäftigt werden, bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das Datengeheimnis zu verpflichten. Das Datengeheimnis besteht auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort.

§ 85 SGB X


Bußgeldvorschriften


(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 


1.entgegen § 78 Abs. 1 Satz 1 Sozialdaten verarbeitet oder nutzt, wenn die Handlung nicht nach Absatz 2 Nr. 5 geahndet werden kann,


1a.entgegen § 80 Absatz 2 Satz 2 einen Auftrag nicht richtig, nicht vollständig oder nicht in der vorgeschriebenen Weise erteilt,


1b.entgegen § 80 Absatz 2 Satz 4 sich nicht vor Beginn der Datenverarbeitung von der Einhaltung der beim Auftragnehmer getroffenen technischen und organisatorischen Maßnahmen überzeugt,


2.entgegen § 80 Abs. 4, auch in Verbindung mit § 67d Abs. 4 Satz 2, Sozialdaten anderweitig verarbeitet, nutzt oder länger speichert oder


3.entgegen § 81 Abs. 4 Satz 1 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 4f Abs. 1 Satz 1 oder 2 des Bundesdatenschutzgesetzes, diese jeweils auch in Verbindung mit § 4f Abs. 1 Satz 3 und 6 des Bundesdatenschutzgesetzes, einen Beauftragten für den Datenschutz nicht oder nicht rechtzeitig bestellt.


(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 


1.unbefugt Sozialdaten, die nicht allgemein zugänglich sind, erhebt oder verarbeitet,


2.unbefugt Sozialdaten, die nicht allgemein zugänglich sind, zum Abruf mittels automatisierten Verfahrens bereithält,


3.unbefugt Sozialdaten, die nicht allgemein zugänglich sind, abruft oder sich oder einem anderen aus automatisierten Verarbeitungen oder nicht automatisierten Dateien verschafft,


4.die Übermittlung von Sozialdaten, die nicht allgemein zugänglich sind, durch unrichtige Angaben erschleicht,


5.entgegen § 67c Abs. 5 Satz 1 oder § 78 Abs. 1 Satz 1 Sozialdaten für andere Zwecke nutzt, indem er sie an Dritte weitergibt oder


6.entgegen § 83a Satz 1 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht.


(3) Die Ordnungswidrigkeit kann im Falle des Absatzes 1 mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro, in den Fällen des Absatzes 2 mit einer Geldbuße bis zu dreihunderttausend Euro geahndet werden. Die Geldbuße soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der Täter aus den Ordnungswidrigkeiten gezogen hat, übersteigen. Reichen die in Satz 1 genannten Beträge hierfür nicht aus, so können sie überschritten werden.


§ 85a SGB X


Strafvorschriften


(1) Wer eine in § 85 Abs. 2 bezeichnete vorsätzliche Handlung gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, begeht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.


(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Antragsberechtigt sind der Betroffene, die verantwortliche Stelle, der Bundesbeauftragte für den Datenschutz oder der zuständige Landesbeauftragte für den Datenschutz.


Anlage 4a7
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Anlage 8

Prozesshandbuch fur den Ubergang von ARGE/gE und AAgAw in
zkT

Prozessbeschreibung fur die kommunalen Mitarbeiter zu folgenden Themen:

e Bereitstellung der operativen Daten der BA auf dem Webserver Download-BA-
SGBII.

e Datentbermittlung an die BA gemal3 851b SGB Il (XSozial-BA-SGB IlI).

Inhalt
I o1 1= (0 o SR 2
2. Client-Zertifikat: Der Zugriff auf den BA-WEDSEIVEr...........ccoiiieiiiiiiiiiiii e, 2
3. Download-BA-SGBII — operative BA-Daten ... 5
4. XSozial-BA-SGB Il — Datenubermittlung nach 8 51b SGB ..., 6
4.1, DatenNmMOUEll ......oooiiiiiiiiiii e 6
4.2. Datensatzbeschreibung und Datenmodell.................ooovviiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiis 7
4.3, XML-SCREIMA. ..ottt bbbeneennnne 7
4.4, LieferkONVENTIONEN .......cooiiii e e e e e e e e e e 8
4.5. Lieferarten und HistorienkONZEPLE .......oovvviiiiii i 8
5. Portal XS0zial-BA-SGB Il ......cccooiiiieieeee e 10
6. Validierungstool VTXSO0ZIAl ..........uuiiiiieiiiiiiie e e et e e e e eeanes 11
VLT =T (TP U= = 1= o S 11
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1. Einleitung

Es ist das erklarte Interesse der BA, dass die zukiinftigen zkT méglichst ziigig ihre Arbeit
aufnehmen kdnnen. So wird die BA allen neuen zKT, die zum 01. Januar 2012 die Aufgaben
nach dem SGB Il Ubernehmen, Daten aus ihren operativen Systemen zur Verfigung stellen.
Die IT der BA hat dafir verschiedene technische Mdglichkeiten realisiert, um Daten aus den
verschiedenen operativen Systemen zu generieren. Der kiinftige zkT soll hierdurch mdglichst
viele Daten aus der ehemaligen gE oder AAgAw Ubernehmen kdnnen. Die Bereitstellung
dieser Daten wird je nach Inhalt bzw. Datenquelle (operatives System der BA) auf unter-
schiedlichem Wege erfolgen. Ein solches Verfahren der Bereitstellung ist der Download-BA-
SGB |I. Dieses Verfahren ermdglicht den Zugriff auf bestimmte operative Daten der BA Uber
einen zertifizierten Online-Zugriff auf den Webserver der BA und wird den neuen zkT in der
Umstellungsphase zeitlich begrenzt zur Verfigung stehen. Néhere Informationen zu diesem
Verfahren der Datenbereitstellung werden in diesem Dokument erlautert.

Alle zkT sind gemaf § 51b SGB Il verpflichtet, Daten an die Statistik der BA zu Ubermitteln.
Die Bundesagentur fir Arbeit ist nach § 53 SGB Il mit der Erstellung der Statistiken aus den
Daten der operativen Durchfihrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende betraut. Diese
Daten werden sowohl aus den operativen Systemen der BA als auch aus der Dateniibermitt-
lung der zkT an die BA gewonnen. Die Bezeichnung dieses Verfahrens der Datentbermitt-
lung lautet XSozial-BA-SGB |l. Die Datenlibertragung erfolgt auch hier Uber einen zertifizier-
ten Online-Zugriff auf den Webserver der BA. Neben der Datenibermittlung an die BA kon-
nen Uber diesen zertifizierten Online-Zugriff auch Daten vom BA-Webserver heruntergeladen
werden. Weiterfuhrende Informationen zum Standard XSozial-BA-SGB Il werden in diesem
Dokument erlautert.

Der Online-Zugriff auf den BA-Webserver fur Download-BA-SGB Il und XSozial-BA-SGB I
erfolgt mittels eines Zertifikates. Uber dieses personenbezogene Zertifikat wird der geschiitz-
te Download und Upload der sensiblen Daten am BA-Webserver gewahrleistet. Um den zu-
kunftigen zkT den zertifizierten Online-Zugriff zu erleichtern, wird fir Download-BA-SGB I
und XSozial-BA-SGB Il das gleiche Zertifikat pro Person verwendet. Nahere Informationen
zur Anforderung des Client-Zertifikates entnehmen Sie den nachfolgenden Ausfiihrungen in
dieser Anlage.

2. Client-Zertifikat: Der Zugriff auf den BA-Webserver

Fur die Datenbereitstellung tber das Verfahren Download-BA-SGB Il und den Datenaus-
tausch zum Standard XSozial-BA-SGB Il wird ein sog. Client-Zertifikat fir den Zugriff auf den
BA-Webserver bengtigt. Die technisch gesicherte Dateniibermittlung wird hierbei durch die
Ubertragung der Daten (iber einen zertifizierten Online-Zugriff auf den Webserver der BA
(HTTPS: 128bit-Verschlisselung) gewahrleistet. Dies gilt sowohl fir den Upload als auch fir
den Download von Daten. Das Zertifikat ist personengebunden und wird nach einer Laufzeit
von einem Jahr aktualisiert. Die Aktualisierung eines Zertifikates wird Uber die Zusendung
einer neuen Zertifikatsdatei (*.p12) vorgenommen, wobei die bei der Erstvergabe zugesen-
dete Aktivierungs-PIN weiterhin ihre Gultigkeit behélt. Daher ist es notwendig, dass fur den
User diese PIN immer verfugbar ist.

Die Beantragung der Zertifikate fur neue zkT kann ab dem 01.05.2011 erfolgen. Es gilt zu

bertcksichtigen, dass nur die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Zertifikate erhalten, die den
Zugriff auf die bereitgestellten Informationen fur die Erfullung ihrer Aufgaben nachweislich
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bendtigen. Der Nutzerkreis des Zertifikates sind ausschliellich Mitarbeiter/-innen, die mit
Aufgaben nach dem SGB Il beim zKT betraut sind. Das Zertifikat ist personenbezogen und
kann nicht Ubertragen werden. Beim zKT bereits vorhandene Zertifikate fir den Zugriff auf
den BA-Webserver fur den Standard XSozial-BA-SGB Il behalten weiterhin ihre Gultigkeit.

Bei der Erstvergabe fur neue zkT wird das Zertifikat direkt beim regionalen Statistik-Service
bestellt. Hierzu ist eine E-Mail an das Postfach des zustandigen Statistik-Service mit folgen-
den Kontaktdaten zu Ubermitteln:

Vorname
Nachname

PLZ
Ort
E-Mail-Adresse

SGB IlI-Tragernummer

Organisation (Landkreis)
StraRe und Hausnummer

Liste der regionalen Statistik-Services Zustandigkeitsbereichen:

Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen und Schleswig-Holstein:

Statistik-Service Nordost

Tiergartenstr. 39
30559 Hannover

Tel.: 01801 78722 20 *
Fax: 01801 78722 21 *

* Festnetzpreis 3,9 ct/min; Mobilfunkpreise héchstens 42 ct/min

E-Mail: Statistik-Service-Nordost@arbeitsagentur.de

Berlin, Brandenburg, Sachsen-Anhalt und Thiringen:

Statistik-Service Ost

Bayern und Sachsen:

Statistik-Service Stidost

Friedrichstr. 34
10969 Berlin

Tel.: 01801 78722 30 *
Fax: 01801 78722 31 *

* Festnetzpreis 3,9 ct/min; Mobilfunkpreise héchstens 42 ct/min

E-Mail: Statistik-Service-Ost@arbeitsagentur.de

Regensburger Str. 100/104
90478 Nirnberg

Tel.: 01801 78722 50 *
Fax: 01801 78722 51 *

* Festnetzpreis 3,9 ct/min; Mobilfunkpreise héchstens 42 ct/min

E-Mail: Statistik-Service-Suedost@arbeitsagentur.de
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e Baden-Wirttemberg, Hessen, Rheinland-Pfalz und Saarland:

Statistik-ServiceSudwest Saonestr. 2-4
60528 Frankfurt a. M.

Tel.: 01801 78722 60 *
Fax: 01801 78722 61 *

* Festnetzpreis 3,9 ct/min; Mobilfunkpreise héchstens 42 ct/min

E-Mail: Statistik-Service-Suedwest@arbeitsagentur.de

e Nordrhein-Westfalen:

Statistik-Service West Josef-Gockeln-Str. 7
40474 Dusseldorf

Tel.: 01801 78722 70 *
Fax: 01801 78722 71 *

* Festnetzpreis 3,9 ct/min; Mobilfunkpreise héchstens 42 ct/min

E-Mail: Statistik-Service-West@arbeitsagentur.de

Das angeforderte Zertifikat wird von der BA zentral per E-Mail und die PIN per Post Ubermit-
telt. Die Anleitung zur Installation der Zertifikatsdatei ist der entsprechenden E-Mail der BA
zu entnehmen. Sobald dem Tréger ein gultiges Client-Zertifikat durch die BA zur Verfligung
gestellt wurde, erhalt der User auf diesem Weg auch alle Internetpfade flr den Zugriff auf
den Webserver fir Download-BA-SGB Il und XSozial-BA-SGB II.

Personelle Veranderungen, die eine Anderung der Zugriffsberechtigungen auf die bereitge-
stellten Informationen bzw. das Ldschen der Zertifikate mit sich bringen, missen zeitnah
bekannt gegeben werden, damit die Zugriffsberechtigungen auf aktuellem Stand gehalten
werden kdnnen. Die Abmeldung eines Zertifikates erfolgt unter Angabe der folgenden Daten
der betroffenen Mitarbeiter Uber die Mail-Adresse Zentrale.CF3-51b@arbeitsagentur.de:

Vorname

Nachname
Organisation (Landkreis
SGB lI-Tragernummer
E-Mail-Adresse

Alle zKT, die bereits Uber ein Zertifikat verfugen, kdénnen die Mdoglichkeit der Online-
Anforderung neuer Zertifikate, Uber das sog. Portal XSozial-BA-SGB Il (siehe Kap. 5) nutzen.
Diese Funktion steht auf dem Portal Uber den Link ,Anforderung eines neuen Zertifikates*
zur Verfigung. Es gilt jedoch zu bertcksichtigen, dass fur die Nutzung dieser Funktion dem
Trager bereits ein Zertifikat vorliegen muss, da das Portal XSozial-BA-SGB Il nur mit einem
gultigen Zertifikat aufgerufen werden kann.

Im Einzelnen erlaubt das Zertifikat die folgenden Zugriffe:

o Download-BA-SGB Il (qultig fur die Laufzeit der Bereitstellung operativer BA-Daten):
— Zugriff auf trégereigenen Download-Ordner mit den operativen Daten aus BA-
Verfahren.
— Zugriff auf trageribergreifenden Download-Ordner (Dokumentenserver) mit allgemei-
nen Informationen wie Ubersichten, Handbiichern, Merkmalskatalogen, etc.
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o Portal XSozial-BA-SGB Il (keine zeitlich eingeschrinkte Giltigkeit, jahrliche Aktualisie-
rung):

— Zugriff auf die Upload-Seite zur monatlichen Meldung der Statistikdaten gemaf § 51b
SGB Il

— Zugriff auf tragereigenen Download-Ordner mit den Rickmeldungen der BA zur Sta-
tistikmeldung (Tabellen, Fehlerprotokolle, etc.).

— Zugriff auf tragerubergreifenden Download-Ordner (Dokumentenserver) mit allgemei-
nen Informationen wie Ubersichten, Handbichern, Arbeitshilfen, Merkmalskatalogen,
etc.

— Online-Anforderung zusatzlicher Zertifikate.

Hinweis!

Die Webordner fir Download-BA-SGB Il stehen nur zeitlich befristet zur Verfiigung und wer-
den danach geldscht. Das verwendete Zertifikat behalt jedoch fir den Standard XSozial-BA-
SGB Il weiterhin seine Gultigkeit.

3. Download-BA-SGBII — operative BA-Daten

Aus den folgenden operativen Systemen der BA werden Daten Uber das Verfahren Down-
load-BA-SGB Il bereitgestellt:

¢ Kunden- und Bewerberdaten (VerBIS)

e Daten zur Leistungsgewahrung (A2LL / ,Datensatz Grundsicherungsdaten im Ubergang
zu zKT")

¢ Auszahlungsdaten (ERP)

e Forderungseinzugsdaten

e Uberschneidungsmitteilungen (DALG II)

e Daten zu SGG und OWi (coLei-PC SGG Algll und SGBII OWi)

e Daten zu Unterhaltsleistungen (ULLA)

e Infrastrukturdaten

Die Ordner auf dem BA-Webserver fir die Datenbereitstellung Download-BA-SGB Il sind wie
folgt aufgebaut:

1. Download Tragerordner:
Internetseite fir den Datendownload von tragerspezifischen Dokumenten (Rickmeldun-
gen der BA pro Trager, Tabellen, etc.) vom BA-Webserver. Die Dateiformate kdénnen je
nach Datenquelle (operatives Verfahren der BA) variieren.

2. Download Dokumentenserver:

Internetseite fir den Datendownload von Ubergreifenden Dokumenten (Informationen
und Dokumentation) vom BA-Webserver. In diesem Ordner stehen den zkT die Merk-
malskataloge bzw. Datensatzbeschreibungen zu den operativen BA-Daten zur Verfi-
gung.

Welche Dokumente fir den Download-BA-SGB Il zur Verfligung stehen, kann dem Do-
kument ,XXXXX_Uebersicht_Donwload_BA_SGBIl.xIsx" im tragertibergreifenden Ordner
entnommen werden.

Fur den Zugriff auf diese Daten wird das Zertifikat des Ubermittlungsstandards XSozial-BA-
SGB Il bendtigt (siehe Kap. 2).
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4. XSozial-BA-SGB Il — Datenuibermittlung nach 8 51b SGB I

Nach § 51b SGB Il sind alle zkT verpflichtet, Daten an die BA zu Ubermitteln. Die Bezeich-
nung der Schnittstelle fir die Datentbermittlung nach 8§ 51b SGB Il lautet XSozial-BA-SGB II.
Aus den Daten nach XSozial-BA-SGB Il und aus den Daten der operativen Systeme der BA
werden von der Statistik der BA einheitliche Auswertungen fir alle SGB Il - Trager vorge-
nommen. Auf Basis dieser Auswertungen erfolgt dann die SGB Il — Berichterstattung zu fol-
genden Themen (Statistiken):

Arbeits- und Ausbildungsmarkt
Eingliederungsleistungen
Leistungsgewahrung
Eingliederungsbilanzen

Die Ubermittlung der Meldedateien (Ubermittlungsstandard XSozial-BA-SGB Il) an die BA
erfolgt Uber eine UPLOAD-Verfahren. Diese Datenlibermittiung erfolgt monatlich zu festge-
legten Terminen. Der Meldezeitraum umfasst i.d.R. die 2 ersten Werktage nach dem Statis-
tik-Stichtag. Eine Liste der Meldetermine kann von der Internetseite ,Download Dokumen-
tenserver Tools", die Uber das Portal XSozial-BA-SGB |l (Kap. 5) mit einem gultigen Zertifikat
aufzurufen ist, heruntergeladen werden.

Die Informationen zu Aufbau und Inhalt einer Statistikmeldung nach dem Standard XSozial-
BA-SGB Il ist in den folgenden Unterkapiteln beschrieben.

4.1. Datenmodell

Das Datenmodell ist in 15 themenbezogene Module und ein technisches Steuermodul unter-
teilt. Die themenbezogenen Module enthalten Merkmale, die bezogen sind auf ...

o Trager,
o Bedarfsgemeinschaften und
e einzelne Personen.

Die zusammengestellten Merkmale und Merkmalsauspragungen decken das Spektrum der
in 8 51 b SGB Il beschriebenen Informationen ab, greifen die Erfahrungen und Standards
aus der bisherigen Arbeitsmarktstatistik auf und berticksichtigen Erfahrungen aus dem kom-
munalen Bereich der bis Ende 2004 vorgenommenen Durchfiihrung des BSHG (Sozialhilfe).
Im Detail umfasst das Datenmodell Module mit folgenden thematischen Schwerpunkten:

o Tragerbezogene Module:
Technische Informationen (Modul 0) — Steuermodul (Header)
— Einnahme- und Ausgabedaten (Modul 1)
— Stellenangebote (Modul 15)
— Widerspriiche und Klagen (Modul 16)

e Bedarfsgemeinschaftsbezogene Module:
— Bedarfsgemeinschaft (Modul 2)

e Personenbezogene Module:
— Stammdaten (Modul 3)
— Bedarf (Modul 4)
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— Einkommen (Modul 5)

— Anspruch (Modul 7)

— Sanktionen (Modul 8)

— Bewerberprofil (Modul 10)

— Beteiligung am Erwerbsleben (Modul 11)

— Vermittlungsrelevante Daten (Modul 12)

— Forderleistungen und —mafnahmen (Modul 13)
— Arbeitslosigkeit (Modul 14)

— Eingliederungsvereinbarung (Modul 17)

Zusatzlich lassen sich die benannten Module auch fachlich gruppieren. Demnach umfassen
die Module 2 bis 8 den Bereich Leistungsgewéahrung (Grundsicherung fur Arbeitsuchende)
und die Module 10 bis 14 und 17 den Bereich Fallmanagement (unterschiedliche Schwer-
punkte). Die Module 1, 15 und 16 sind dagegen als thematisch eigenstandige Module zu
betrachten.

4.2. Datensatzbeschreibung und Datenmodell

Alle fachlichen Informationen zur Erstellung einer Meldung und ein Teil der technischen In-
formationen zur Durchfihrung einer Meldung nach dem Standard XSozial-BA-SGB Il sind in
der sog. Datensatzbeschreibung dokumentiert. Die Informationen im Einzelnen:

o die Merkmale zu den gemal3 § 51 b SGB Il festgelegten Themen und deren Abhangigkei-
ten.

e Die Auspragungen zu den einzelnen Merkmalen inkl. Feldkonventionen (Datentyp, Muss-
/Kannfeld und Feldlange).

e Die thematischen Modulen (Datensatze), die Aufbau und Struktur einer Datenlieferung
und deren Abhangigkeiten wiedergeben.

e Die Melderegeln fir jedes Modul (Thema).

e Erganzende Regeln zum XML-Schema mit Schwerpunkt technischer Aufbau einer Lie-
ferdatei. Siehe hierzu Kapitel 4.4 (Lieferkonventionen).

e Die Regeln zur Lieferung aus unterschiedlichen operativen Systemen (Lieferarten) und
flr unterschiedliche Bezugszeitraume bei der Grundsicherung fur Arbeitsuchende (Zeit-
scheiben). Hierzu siehe Kapitel 4.5 (Lieferarten und Historienkonzepte)

Die Datensatzbeschreibung XSozial-BA-SGB Il steht auf der Statistik-Webseite der BA unter

dem folgenden Link zur Verfigung:
http://statistik.arbeitsagentur.de/Navigation/Statistik/Grundlagen/Datenstandard-XSozial/Tech-Dok-
Datenuebermittlung/Tech-Dok-Datenuebermittlung-Nav.html

4.3. XML-Schema

Das XML-Schema XSozial-BA-SGB Il basiert auf der fachlichen Datensatzbeschreibung und
ist die eigentliche Grundlage fiir die Genese und Ubermittlung der Sozialdaten von den
Kommunen an die BA. Als technische Beschreibung der Schnittstelle fir die Datentbermitt-
lung definiert das XML-Schema die folgenden Vorgaben:

Aufbau und Struktur der XML-Datei (Baumstruktur)

¢ Encoding der XML-Datei (UTF-8).

e die Merkmale zu den in 8 51 b SGB |l festgelegten Themen.

o fast alle Auspragungen zu den einzelnen Merkmalen inkl. Feldkonventionen (Datentyp,
Muss-/Kannfeld und Feldlange).
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¢ Die thematischen Modulen (Datensétze) und deren Konventionen (Datensatz muss ein-
mal oder kann mehrfach vorhanden sein)

Das XML-Schema des Standards XSozial-BA-SGB Il steht auf der Statistik-Webseite der BA
unter dem folgenden Link zur Verfligung:
http://statistik.arbeitsagentur.de/Navigation/Statistik/Grundlagen/Datenstandard-XSozial/Tech-Dok-
Datenuebermittlung/Tech-Dok-Datenuebermittlung-Nav.html

Erganzend zum XML-Schema gelten auRerdem zusétzliche Regeln (Lieferkonventionen), die
fur die Sicherstellung der Weiterverarbeitung einer gelieferten Datei innerhalb der BA heran-
gezogen werden.

Abbild Aufbau XML-Datei

XML-Schema
XSozial-BA-SGB Il

Ebene 1 Wurzel-
element
Ebene 2 Modul- Modul 0 = muss und nur 1-mal,
(Datenséatze) elemente Uibrige Module = kann und X-mal
Eb 3 Attribut-
ene
(Attribute) elemente
4 Werte oder
Feldiange Schlisseltabellen

4.4. Lieferkonventionen

Fur die Ubermittiung von XML-Dateien gemalR dem XML-Schema XSozial-BA-SGB Il wird
ein hoher Grad der Standardisierung benétigt, um eine einheitliche Verarbeitung der aus
unterschiedlichen operativen Verfahren gelieferten Daten sicherzustellen. Hierzu zéhlen
auch Lieferkonventionen, die nicht direkt im XML-Schema geregelt werden kénnen. Diese
Konventionen sollen das XML-Schema in den Féllen ergédnzen, wo Daten zwar dem XML-
Standard entsprechend geliefert werden, jedoch durch die Besonderheiten des Standards
XSozial-BA-SGB Il keine problemlose und vollstandige Datenverarbeitung sichergestellt
werden kann. So verfigt eine Datenlieferung des Standards XSozial-BA-SGB 1l in der Regel
Uber ein sehr grofRes Datenvolumen mit sehr vielen unterschiedlichen Informationen (Merk-
male).

Zur Sicherstellung einer standardisierten und vollstandigen Verarbeitung, der nach dem
XML-Schema XSozial-BA-SGB Il gelieferten Daten, sind die Zusatzregeln des Datenblattes
.Konventionen XML-Schema" der Datensatzbeschreibung (siehe Kapitel 4.2) anzuwenden.

4.5. Lieferarten und Historienkonzepte

Bei der Anwendung des Standards XSozial-BA-SGB Il gilt es zu bericksichtigen, dass die
Meldedateien (XML-Dateien) zum Teil aus verschiedenen operativen Systemen eines liefer-
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pflichtigen Tragers gewonnen werden. Hieraus resultieren unterschiedliche Datenquellen fir
die Genese der Daten zur Leistungsgewahrung (Module 2 bis 8) und der Daten zum Fallma-
nagement (Module 10 bis 14 und 17). Zusétzlich gibt es auferdem die Module 1, 15 und 186,
die unabhéngig von den Daten zur Leistungsgewéahrung oder zum Fallmanagement behan-
delt werden. Zur Berticksichtigung dieser Konstellation der Datenlieferung wurde das Regel-
werk der Lieferarten eingefiihrt (jede Lieferart entspricht einer Datei):

Datei Lieferart A: Alle Module

o Datei Lieferart B: Modul 3 (Personendaten), Module der Leistungsgewahrung (Module 2
und 4 — 8), Modul 1 (Einnahmen- und Ausgabendaten) und Modul 16 (Widersprtiche und
Klagen)

o Datei Lieferart C: Modul 3 (Personendaten), Module des Fallmanagements (Module 10
bis 14 und 17), Modul 1 (Einnahmen- und Ausgabendaten), Modul 15 (Stellenangebote)
und Modul 16 (Widerspriche und Klagen)

o Datei Lieferart D: Module des Fallmanagements (Module 10 bis 14 und 17), Modul 1
(Einnahmen- und Ausgabendaten), Modul 15 (Stellenangebote) und Modul 16 (Wider-
spruche und Klagen) — Modul 3 (Personendaten) tber Lieferart B

Sollten bei Dateien nach Lieferart B und C die Personendaten in Modul 3 fiir beide Lieferun-
gen identisch sein, so werden die Personendaten aus der Lieferart B (Leistungsgewahrung)
genommen.

Des Weiteren stellt die fachliche Trennung in Module der Leistungsgewahrung und in Module
des Fallmanagements auch eine Darstellung unterschiedlicher Historienkonzepte dar, die bei
der Datenlieferung zu beriicksichtigen sind. So werden die Module der Leistungsgewahrung
in 4 verschiedene Bezugsmonate (Zeitscheiben) getrennt an die BA lbermittelt. Die Auftei-
lung in 4 Zeitscheiben ist hierbei ausreichend, da die Daten der Leistungsgewahrung zum
einen am sog. aktuellen Rand und zum anderen nochmals mit einer Wartezeit von 3 Mona-
ten (Bereinigung der untererfassten Falle) ausgewertet werden. Das Regelwerk der
Zeitscheiben fur die Leistungsgewahrung ist wie folgt aufgebaut:

o Zeitscheibe aktueller Rand (bspw. April): TO
o Zeitscheibe Wartezeit 1 Monat (bspw. Marz): T-1
e Zeitscheibe Wartezeit 2 Monate (bspw. Februar): T-2
e Zeitscheibe Wartezeit 3 Monate (bspw. Januar): T-3

Das Historienkonzept der Module des Fallmanagement basiert dem entgegen mit Ausnahme
von Modul 12 (Vermittlungsrelevante Daten) auf einer Zeitraumbetrachtung von 12 Monaten
(TO bis T-12) in deren Verlauf unterschiedlichen Phasen fiir Vorgdnge des Fallmanagements
abgebildet werden (bspw. unterschiedliche Phasen der Arbeitslosigkeit in Modul 14). Die
Darstellung der Zeitraumbetrachtung fir die Module des Fallmanagements basiert auf kei-
nem ubergreifenden Regelwerk, sondern wird nur tber die modulbezogen Melderegeln der
Datensatzbeschreibung definiert. Eine Meldung der Fallmanagementdaten, ob mit oder ohne
Zeitraumbetrachtung von 12 Monaten (TO bis T-12), erfolgt jedoch immer flr die Zeitscheibe
TO einer Monatsmeldung. Demnach mussen die Fallmanagementdaten auch zusammen mit
der Zeitscheibe TO entweder mit den Leistungsdaten in einer Datei der Lieferart A oder als
eigenstandige Datei der Lieferart C bzw. D gemeldet werden.

Fur die Zusammenstellung einer Meldung nach dem Standard XSozial-BA-SGB Il kénnen
erst durch die Kombination von Lieferarten und Zeitscheiben alle Informationen fur den Auf-
bau einer Meldung ermittelt werden. Welche Kombinationsmdglichkeiten von Lieferarten und
Zeitscheiben fir die Zusammenstellung einer Monatsmeldung maéglich sind, kénnen Sie dem
Datenblatt ,Lieferarten” der Datensatzbeschreibung (siehe Kapitel 4.2) entnehmen. Die be-
troffenen Module sind in diesem Datenblatt ebenfalls thematisiert.
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5. Portal XSozial-BA-SGB Il

Der Datenaustausch gemaf § 51b SGB Il findet zwischen den zugelassenen kommunalen
Tragern (zkT) und der Bundesagentur fur Arbeit (BA) Uber das Portal XSozial-BA-SGB 1l
statt. Dieses Portal ist eine geschutzte Internetseite auf dem BA-Webserver, tber die unter-
schiedliche Funktionen des Datenaustauschs fiur die zkT zur Verfigung gestellt werden. Fir
die Nutzung des Portals inkl. seiner Funktionen wird das in Kap. 2 beschriebene personen-
gebundene Zertifikat benétigt. Die Internetpfade (URL) fur den Download-BA-SGB Il kdnnen
Uber das Portal XSozial-BA-SGB Il nicht aufgerufen werden, da dieses Verfahren Uber eige-
ne Webordner (URL) verfigt.

Abbild des Portals

Kontakt  Impressum

0 Bundesagentur fiir Arbeit
Statistik

Portal XSozial BA-SGB I

Upload XML-Dateien Willkommen auf dem Portal XSozial-BA-SGB I

Download Trégerordner Uber dieses Partal haben Sie Zugriff auf die folgenden Funktionalitéten fir den Datenaustausch zum
Standard XSozial BA-SGE I
Dovwnload Dokumentenserver Tools

» LUpload XML-Dateien

Anforderung eines neuen
o Internetzeite fir den monatlichen Datenuplosd der kommunalen SGB I - Trager nach dem Standard

Zertifikat:
Sriaes XSozial-BA-SGE . Der Zugriff auf diese Internetseite ist nur einmal im Monat fir einen festgeledgten
Links zum Ubermittiungsstandard Zeitraum (Meldetermin) maglich. Erfolgt der Zugriff auf diese Internetseite ausserhalb der sogenannten
Meldetermine (erster und zweiter Athetstag nach Statistik-Stichtag) wird ein entsprechender Hinweis
angezeict.

Download Trégerordner
Internetzeite fir den Datendownload von tragerspezifischen Dokumenten (ROckmeldungen der BA pro
Tager, Tabellen, ect.) vom BA-VWebserver.

Downiload Dokumentenserver Tools
Internetzeite fir den Datendownload von Obergreifenden Dokumenten (Informstionen und
Dokumentation) vom BA-Webserver.

Anforderung eines neuen Zerifikates

Internetzeite zur Beantragung eines neuen Zedifikates fir den Zugang zum Portal XSozial-SGAI.
Zusétzlich ist mit diesem Zedifikat auch der Zugriff suf die folgenden geschitzen Internetseiten
méglich:

1.1 Zugritf auf die Uploadseite (monatliche Statistikmeldung)

2.1 Zugritf auf die eigene trégerspezifische Downloadseits (Rickmeldung der BA pro Trager)

3.0 Zugritf auf die trégeribergreifende Dovwnloadzeite (Information und Dokumentation der BA)

Links zum Ubermitiungsstandard
Hier finden Sie weitere wichtige Links zum Standard XSozial-BA-SGE | { Zugrift auf das BA-Internet
ohne Zerifikat)

Die folgenden Funktionen stehen Uber das Portal XSozial-BA-SGB Il zur Verfigung:

1. Upload XML-Dateien:
Internetseite fur den monatlichen Datenupload der kommunalen SGB Il - Trager nach
dem Standard XSozial-BA-SGB II. Der Zugriff auf diese Internetseite ist nur einmal im
Monat fir einen festgelegten Zeitraum (Meldetermin) mdglich. Erfolgt der Zugriff auf die-
se Internetseite auRerhalb der sogenannten Meldetermine (erster und zweiter Arbeitstag
nach Statistik-Stichtag) wird ein entsprechender Hinweis angezeigt.

2. Download Tragerordner:
Alle Dokumente, die nur fir einen bestimmten Trager relevante Informationen enthalten,
werden Uber den sog. ,Download Tréagerordner” zur Verfigung gestellt (Riickmeldungen
der BA pro Trager, Tabellen, etc.).

3. Download Dokumentenserver Tools:
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Alle Dokumente, die fur alle Trager gleichermalien relevante Informationen enthalten,
werden Uber den sog. ,Download Dokumentenserver Tools" zur Verfigung gestellt (All-
gemeine Informationen und Dokumentation).

Welche Dokumente tber das Downloadsystem des Portals zur Verfigung stehen, kann
dem Dokument ,TOOLS_Info_Dateien_Termine_JJJIMMTT .xIs* im trageribergreifenden
Ordner ,Download Dokumentenserver Tools* entnommen werden. Ndheres zum Thema
Zertifikate siehe Kap. 2.

4. Anforderung eines neuen Zertifikates:
Internetseite zur Beantragung eines neuen Zertifikates fir den Zugang zum Portal XSo-
Zial-BA-SGB 1. Als Voraussetzung fur die Nutzung dieser Funktion muss der Trager tber
mindestens ein Client-Zertifikat fuir den Standard XSozial-BA-SGB Il verfigen.

6. Validierungstool VTXSozial

Das Validierungstool VTXSozial wurde in der BA als plattformunabh&ngiges Instrument (Ja-
va-Runtime) zur Sicherung der Qualitat der monatlichen Datenlieferungen nach dem Uber-
mittlungsstandard XSozial-BA-SGB Il entwickelt. Dieses Tool ermdglicht den kommunalen
Tragern eine Validierung der Meldedateien nach standardisierten Kriterien (XML-Schema
und Prifkriterien). Fehlerquellen kdnnen mit dem Validierungstool VTXSozial im Vorfeld ei-
ner Datenlieferung an die BA identifiziert und zur Sicherstellung der Datenqualitéat korrigiert
werden. Weiterhin werden in einer Grobauswertung statistische Eckwerte ermittelt, die den
kommunalen Tragern eine Einschatzung der zu erwartenden Berichterstattung auf Basis
ihrer Meldung ermdéglichen. Die aktuelle Version des Validierungstools VTXSozial wird tber
eine eigene Internetseite fir den Download durch die BA zur Verfliigung gestellt. Wird der
folgende Link auf die Internetseite des Validierungstools VTXSozial aufgerufen, so erscheint
im Fenster des Browsers die Abfrage nach dem Benutzernamen und dem Passwort. Sollten
der Benutzername und das Passwort nicht vorliegen, so kénnen diese Informationen Uber
die Mail-Adresse Zentrale.CF3-51b@arbeitsagentur.de nachgefragt werden.

Internetadresse des Validierungstools VTXSozial:
http://www.pub.arbeitsagentur.de/hst/services/statistik/000200/html/sgb2/vtx/index.shtml

7. Weitere Materialien

Erganzend zu den technischen und fachlichen Vorgaben zur Erstellung und Auswertung der
Meldedateien liegen noch weitere begleitende Materialien zu XSozial-BA-SGB Il vor:

Fachliche Hinweise

Hier finden Sie Erlauterungen und Beschreibungen zu Themen, die im Zusammenhang mit
der Datenlieferung nach XSozial-BA-SGB Il stehen.
http://statistik.arbeitsagentur.de/Navigation/Statistik/Grundlagen/Datenstandard-XSozial/Fachliche-
Hinweise/Fachliche-Hinweise-Nav.html
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Information der BA-Statistik fir kommunale Tréager (Infobriefe)

Hier finden Sie ein Archiv aller bisher an die zugelassenen kommunalen Trager versendeten
Infobriefe zur Datenlieferung Gber XSozial-BA-SGB II.
http://statistik.arbeitsagentur.de/Navigation/Statistik/Grundlagen/Datenstandard-XSozial/Information-
BA-Statistik-kommunale-Traeger/Information-BA-Statistik-kommunale-Traeger-Nav.html
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Umsetzungsmonitoring

Einleitung

Gemal § 6a des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB Il) werden ab
01.01.2012 41 neue zKT die Aufgaben nach dem SGB Il in eigener Verant-
wortung wahrnehmen, zudem werden im Rahmen von Kreisgebietsreformen
bis zu zwei weitere gE in zkT umgestellt.

Die Uberfiihrung in zkT zum 01.01.2012 wird begleitet von einem
Umsetzungsmonitoring. Dieses bildet die wichtigsten Punkte ab, die aus
geschaftspolitischer Sicht relevant sind und fir die Kommunikation mit dem
BMAS bendtigt werden.

Das Umsetzungsmonitoring beginnt am Montag, dem 18.07.2011, und endet
mit dem Abschluss des derzeitigen Projektes ,Neuorganisation SGB II“ zum
30.03.2012.

Das Umsetzungsmonitoring begleitet sowohl die Umstellung einer gE wie
auch die Umstellung einer AAgAw in einen zkT.

Anderungen des Umsetzungsmonitorings werden im Prozesshandbuch do-
kumentiert, das im Umsetzungsmonitoring und im Intranet verfligbar ist.

Diese Beschreibung erlautert den Aufbau des Umsetzungsmonitorings und
dessen Bedienung.
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1. Aufruf und Begleitung

1.1 Aufruf

p2

Umsetzungsmonitoring

Der Start der Anwendung erfolgt Giber das Desktop-Icon:

Alternativ kann die Anwendung aus dem "Windows-Startmend”, Gber den
Eintrag "BA-Anwendungen”, Untermend "Kleinldsungen” und dann Eintrag
"Umsetzungsmonitoring" aufgerufen werden.

Eﬁ Ba-arwendungen » ‘lﬂ il
@

M3-Office » -Jj Biirokarmmunikation

== ﬁ Kleinldsungen |Umsetzungsmonitarin
PCInfo 3 & G g d
: ] MODex2007

Zippet7Zip 3 -Jj PC-Remotedeskiopbenutzer

= #F Rarikaarl icka

Die zustandigen RITS richten auf Antrag (elektronischer Benutzerantrag) die
Zugriffsberechtigungen fir folgende Gruppen ein. Fir die Gruppen AA und
ARGE entscheidet der jeweilige VG der Agentur:

o Zxxx-Umsetzungsmonitoring-RD
Schreibender Zugriff Status-und Risikobericht, lesender Zugriff auf
Einzel- und Rote-Ampel-Ubersicht, alle gE/AAgAwW im RD-Bezirk

e Zxxx-Umsetzungsmonitoring-lesend-RD
Lesender Zugriff auf Einzel-, Rote-Ampel-Ubersicht und Status- und
Risikobericht, alle gE/AAgAw im RD-Bezirk

o Zxxx-Umsetzungsmonitoring-Agentur
Lesender Zugriff auf Einzel-, Rote-Ampel-Ubersicht und Status- und
Risiko-Bericht, alle gE/AAgAw im AA-Bezirk

o Zxxx-Umsetzungsmonitoring-Arge
Schreibender Zugriff Erfassung, lesender Zugriff auf Einzel- und Ro-
te-Ampel-Ubersicht der ge/AAgAw

o Zxxx-Umsetzungsmonitoring-Agentur-FUB
Schreibender Zugriff Erfassung und lesender Zugriff auf Einzel-, Ro-
te-Ampel-Ubersicht und Status- und Risikobericht aller gE/AAgAW im
AA-Bezirk

o Zxxx-Umsetzungsmonitoring-lesend-Arge )
Lesender Zugriff auf Einzel- und Rote-Ampel-Ubersicht der
gE/AAgAW
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Support bei technischen Fragen:

Fehlermeldungen (Incidents) sind an den User Help Desk (UHD) zu richten.
Der UHD Ubernimmt den First-Level-Support. Anfragen, die im Rahmen des
allgemeinen Supports nicht vom UHD bearbeitet werden kénnen, werden
durch den UHD an die Bearbeitergruppe ,IT-Kleinldsungen* weitergeleitet.

Support bei fachlichen Fragen:

Fachliche Fragen sind an die zustandige Regionaldirektion zu richten. Bei
Bedarf wendet sich die RD an die Zentrale.

1.2 Begleitung durch das Prozesshandbuch

Im Umsetzungsmonitoring werden nur die wichtigsten Aspekte ausgewiesen
und nachgehalten, weiterfihrende Informationen sind dem Kapitel | des Pro-
zesshandbuches zu entnehmen.

Das Prozesshandbuch soll die Verantwortlichen vor Ort bei der Planung und
Umsetzung am Standort unterstitzen und beinhaltet Hinweise und zusatzli-
che Informationen zu den einzelnen Mal3hahmen.

Das Prozesshandbuch ist im Umsetzungsmonitoring unter der Registerkarte
Allgemeines aufrufbar.

Erfassen | Einzelbersicht | Rote Ampel U'bersicht| Eingabe SuR. | Ansichit SUR. |Au5wah\ |Auswertungen Allgemeines I

Link zu Prozesshandbuch (zKT)

| Dienststelle: 97013, Argel TesthausenE_zKT H Monitoring: zugelassene kommunale Trager || Rolle: adrmin

Screenshot Allgemeines
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2. Aufbau des Umsetzungsmonitoring

Das Umsetzungsmonitoring besteht aus der Erfassung, den Status- und
Risikoberichten und den Auswertungen.

Zugriffsberechtigt fur die Standorte in einer ge/AAgAw sind die Mitglieder
der dezentralen Projektorganisation (Rolle Zxxx-Umsetzungsmonitoring-
Arge und Rolle Zxxx-Umsetzungsmonitoring-Agentur-FUB), fiir einen Agen-
tur-Bezirk die Vertreter der Agentur (Rolle Zxxx-Umsetzungsmonitoring-
Agentur) und fur den RD-Bezirk die Mitglieder der Projektorganisation der
jeweiligen Regionaldirektion (Rolle Zxxx-Umsetzungsmonitoring-RD bzw.
Rolle Zxxx-Umsetzungsmonitoring-lesend-RD).

Ziel ist es, den Stand der wichtigsten Punkte der Umsetzung in den einzel-
nen Dienststellen zu festgelegten Zeitpunkten abbilden zu kénnen.

2.1 Erfassung

Die Erfassung nimmt der/die Beauftragte der dezentralen Projektorganisati-
on bzw. sein Vertreter vor Ort vor. Ab 01.01.2012 erfolgen die Eingaben
durch den Berater Fihrungsunterstitzung der jeweiligen Agentur.

Abweichend davon kann vor Ort vereinbart werden, dass die Eingaben
durch den Berater Fuhrungsunterstitzung der jeweiligen Agentur bereits ab
Beginn erfolgen.

Die Erfassung ist zwingend jede Woche vorzunehmen.

Die Gesamtverantwortung liegt beim VG der jeweiligen Agentur.

Erfassen |Einzeluber5icht | Rete Ampel Ubersicht | Eingabe SUR | Ansicht SLR. | Auswahl | Auswertungen | Allgemen |
Meilenstein | Mellenstein 1_2KT , 04.08,10-07,02.20 =] Bereich | M 1_2KT = Erfassen
3.3 Liegt eine Ubertragung der Reha-Sachbearbeitung wor?_zkT 04.08.2010  07.08.2010 i  nein
Kindingung des Yertrages erfolgt_2kT 04.08,2010 07.08.2010 in Umsetzung -
3.4 Besteht ein gemeinsamer AG-S in der ARGE/AAgAW?_2KT 04.08.2010 07.08.2010 & a  nein
Rechtzeitige schriftliche Kindigung erfolgt _2KT 04.08.2010 07.08.2010 Urnsetzung nicht begannen

shbrechen Speichern |

|D|enstsiEHe: 97013, Argel TesthausenE_zKT ‘l Monitoring: zugelassens kammunale Trager " Rolle: Admin |

Screenshot Erfassung
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In der Einzelubersicht ist jederzeit der aktuelle Umsetzungsstand der jeweili-
gen gE/AAgAw einsehbar. Daneben weist die Rote-Ampel-Ubersicht den
aktuellen Stand aller ,Roten Ampeln* Gber die Meilensteine hinweg aus.

Die Ubersichten sind fiir die jeweilige gE/AAgAw und die zustandige Agentur
und RD einsehbar.

Erfassen Einzellbersicht |Rote Ampel Ubersicht | Eingabe SUR. | Arsicht SUR. | Auswahl | Auswertungen | Allgernein |
Meilenstein | Weilenstein 12T, 04.00.10-07.00.10 =] Bereich | W & 1_zKT | Lrizeigen
Letzte Anderung: 04.08.2010 10:24
EinzelmaBnahmen Beqinn Ende =
3.3 Liegt eine Ubertragung der Reha-Sachbearbeitung vor?_zkT 04.08.2010 07082010 Ja
Kiindingung des Vertrages erfolgt_2KT 04.08.2010  07.08.2010
3.4 Bisteht in gemeinsamer AG-5 in der ARGE[AADAW? _2KT 04.08.2010  07.08.2010  Ja
Rechtzeitine schriftiiche Kindigung erfolg _zkT 04.08.2010  07.08.2010 1
Abbrechen | Drucken |
‘ Dienststelle: 97013, Argel TesthausenE_zkKT || Monitoring: zugelassens komrmunale Trager || Ralle: admin ‘

Screenshot Einzelilibersicht

Umsetzungsmonitoring Neuorganisation SGBIT [x]

Erfassen | Einzeltbersicht Rote Ampel Ubersicht IEingabe SUR | Ansicht SR | Auswahl | Auswertiungen | Allgemein |

Anzeigen

Einzelmafinahmen Beginn Ende =i
Meilenstein 1 zKT {04.08.2010 - 07.08.2010)
M & I_zKT
3.4 Besteht ein gemeinsamer AG-5 in der ARGE[AAGAWT_2KT 04052010 07.08.2010
Rechtzeitige schriftliche Kindigung erfolgt _2KT 04082010 07.08.2010 |

Leistung_zKT

4,1.2{4.1.4 Vereinbarung lber Ubergabe eingehender Poststiicke, Yorgange und Informationen mit dem zkT 04.08.2010  07.08.2010 I
abgeschlossen _zk -

Finanzen_zKT
4,11 Die ARGE ist eine GmbH und es wurde van der BA eine Einlage geleistet? _2kT 04.08,2010  07.08.2010
Riickfihrung der von der BA als Gesellschafter geleistaten Einlage_zkT 04.08.2010 07.08.2010 1

Dbergreifend_zKT

8.5 Hinweis auf Datenibermittungspflicht nach 5 51b SGB 1T mit Ubergabe der Dokumentationshroschiire beim 2kT 04.08.2010  07.08.2010 ]
erfolgt_zkT :
Abbrechen | Drucken |
‘ Dienststelle: 97013, Argel TesthausenE_zKT ” Monitoring: zugelassene kommunale Trager " Rolle: admin |

Screenshot Rote-Ampel-Ubersicht
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2.2 Auswahl

Benutzer, die Rechte fur mehrere Dienststellen oder auch fir das
Umsetzungsmonitoring ,Umstellung in gE* besitzen, werden bei Aufruf der
Anwendung aufgefordert, eine entsprechende Auswahl vorzunehmen.

Zudem ist es moglich, von einer/m bereits gedffneten Dienststel-
le/Umsetzungsmonitoring Uber die Registerkarte ,Auswahl* einen Wechsel
zu einer/m anderen Dienststelle/Umsetzungsmonitoring vorzunehmen.

Die bereits getffnete Sitzung wird dann automatisch geschlossen.

Auswahl Dienststelle E3 |

Auswahl der Dienststelle
rMonitaring I zugelassene kommunale Trager j
Regionaldirektion I 070, TestE_zKT j
Agentur I 070, TesthausenE_zkT j
Arge I 97013, Argel TesthausenE_zkT j
Ahbrechen Ubernehimen

Screenshot Auswahl

2.3 Status- und Risikoberichte

Eingebettet in das Umsetzungsmonitoring sind die Status- und Risikoberich-
te.

Es ist zu den hinterlegten Terminen sowie zu den Meilensteinen ein Status-
und Risikobericht verpflichtend zu erstellen, auch wenn keine ,rote Ampel*
ausgelost wurde. Die entsprechenden Termine sind im
Umsetzungsmonitoring hinterlegt.

Zwischen folgenden Status wird unterschieden:
Im Plan

Durch die RD wird eingeschatzt, dass keine Risiken der Umstellung der be-
troffenen Einheit vorliegen.

Nicht im Plan - unkritisch

Durch die RD wird eingeschétzt, dass zwar Risiken vorliegen, aber der Um-
stellungsprozess insgesamt nicht geféahrdet ist.
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Nicht im Plan - kritisch

Durch die RD wird eingeschatzt, dass Risiken vorliegen, die den Umstel-
lungsprozess insgesamt gefahrden.

Im Status- und Risikobericht wird neben den Risiken der ,roten Ampeln“ und
dem Auffuhren der entsprechenden GegenmalRnahmen mitsamt Zeitschiene
auch eine Gesamteinschatzung der aktuellen Situation vorgenommen. Hier
werden absehbare Risiken und kritische Punkte erlautert und dargestellt.

Uber den Punkt Eskalationsmeldungen wird ein direkter Kommunikationska-
nal zum Projekt Neuorganisation SGB Il angeboten.

Die Status- und Risikoberichte werden zentral vorgehalten und sind jeder-
zeit, auch fur die Vergangenheit, tiber die Maske Ansicht SuR abrufbar.

Die Verantwortlichkeit fur die rechtzeitige Erstellung des Status- und Risiko-
berichtes liegt beim Umsetzungsbeauftragten oder dessen Stellvertreter in
der Regionaldirektion.

Umsetzungsmonitoring Neuorganisation SGBII [ ]

Erfassen | Einzelubersicht | Rote Ampel Ubersicht Eingabe SUR |Ansicht SR | Auswahl | Auswertungen | Allgemein |

Status- und Risikobericht - Neuorganisation SGB 11

Kw | 31/2010, 02.08.10-08.08,10 j Erfassen Letzte Anderung:
Status | CImPlan  C Nicht im Plan - unkritisch € Nicht im Plan - kritisch ‘

Risiken

Gegenmasshahmen

Gesamtbewertung

Eskalationsmeldung

Gesamtbewertung einblenden | Abbrechen | Speichern |

|D|Ens|stel\e: 97013, Argel TesthausenE_zKT ” Monitoring: zugelassene kommunale Trager H Rolle: Admin ‘

Screenshot Eingabe SuR

10
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Umsetzungsmonitoring Neuorganisation SGBIT

Erfassen | Einzeltibersicht | Rote Ampel Ubersicht | Eingabe SUR. Ansichit SUR IAuswahI | Auswertungen | Allgemein |

Status- und Risikobericht - Neuorganisation SGB 11
KW I 312010, 0208 10-0%.05.10 j anzeigen I Letzte Anderung: 04.08.2010 14:12
Status | © ImPlan @ Nicht im Plan - unkritisch " Nicht im Plan - kritisch ‘
Risiken

Gebaude brennen
Gegenmassnahmen

Ldschen
Gesamtbewertung

Alles im roten Bereich
Eskalationsmeldung

SuR. Exportieren | SuR, Drucken |
‘ Dienststelle: 97013, Argel TesthausenE_zKT " Monitoring: zugelassens kommunale Trager H Rolle: Admin |
Screenshot Ansicht SUR

2.4 Auswertungen

Die Auswertungen konnen aufgrund der Netzbelastung nur zentral vorge-
nommen und in regelméRigen Abstdnden den RD zur Verfigung gestellt
werden.

Die  Auswertungen  werden immer bezogen auf alle im
Umsetzungsmonitoring hinterlegten Dienststellen (bundesweit) vorgenom-
men, die den RD zur Verfigung gestellten Auswertungen bilden den jeweili-
gen RD-Bezirk ab.

2.5 Ampellogik

Die Stande der Umsetzung werden mittels einer ,Ampellogik* abgebildet.

Die Ampel wird entsprechend dem Umsetzungsstand der jeweiligen Einzel-
maflinahme maschinell gesetzt. Basis hierfir ist die von der Zentrale vorge-
gebene idealtypische Zeitspanne bzw. der -punkt.

Die Ampellogik erkennt drei Eingabezustande:
- Noch nicht begonnen

- In Umsetzung

- Umsetzung abgeschlossen
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Zu Beginn sind samtliche Felder im System nicht belegt. Sobald die Umset-
zung der EinzelmalRnahme begonnen hat, ist der Status manuell vor Ort auf
»in Umsetzung“ zu setzen. Mit Abschluss der MalRBhahme ist der Status auf
,Uumsetzung abgeschlossen” zu andern.

Im gesamten Umsetzungsmonitoring werden keine personen- bzw. teambe-
zogenen Daten hinterlegt, sondern ausschlie3lich Daten auf Ebene des
Standortes.

Hinweis:

Vor Ort muss der/die Verantwortliche fur die Einfuhrung und Erfassung der
Daten darauf achten, dass der Status dem jeweiligen Erledigungsstand ent-
spricht, um fehlerhafte Ampelschaltungen durch versehentliches ,nicht set-
zen* zu vermeiden.

Eine ,rote Ampel“ hat immer eine Bewertung durch die jeweilige RD im Sta-
tus- und Risikobericht zur Folge.

Das Umsetzungsmonitoring erfordert fir jede EinzelmalRnahme ein
Beginndatum. Eingaben, die vor dem Beginndatum vorgenommen werden,
werden vom Tool erfasst. Es muss keine ,Nacherfassung” ab dem Zeitpunkt
des Beginntermins erfolgen.

Wichtig ist, dass mit dem Starttermin einer Mal3nahme der Status ,noch
nicht begonnen“ auf ,in Umsetzung“ geéndert wird. Ohne eine Anderung
wird ab dem Starttermin eine ,rote Ampel“ ausgel6st.

2.6 Meilensteine

Die Umsetzung der Neuorganisation SGB |l erfolgt mit einer Vorbereitungs-,
einer Umsetzungs- und einer Stabilisierungsphase in der Zeit vom
18.07.2011 - 30.03.2012.

In den einzelnen Phasen sind drei Meilensteine identifiziert worden.
Meilenstein 1 - 30.09.2011

Meilenstein 2 - 30.12.2011
Meilenstein 3 - 30.03.2012

12
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Jeder Meilenstein besteht maximal aus den gebindelten EinzelmalRnahmen
folgender Bereiche:

. Rahmenbedingungen
. Personalkonzept

. M&l

. Leistung

. Infrastruktur

. Finanzen

. IT-Unterstutzung

. Ubergreifendes

Unter EinzelmalRhahmen versteht man Aufgaben, denen jeweils im Voraus
durch die Zentrale Start- und Endtermin oder ein fester Erledigungszeitpunkt
zugewiesen wurden.
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I
Meilensteine

In diesem Kapitel werden die hinterlegten Einzelmalinahmen mit dem ent-
sprechenden Bereich pro Meilenstein aufgefiihrt. Die nachfolgende Uber-
sicht dient daher nur der Gesamttransparenz.

EinzelmalRnahmen, die Gber mehr als einen Meilenstein laufen, werden so-
mit mehrfach angezeigt.

Zudem werden hier die einzelnen Antwortmdglichkeiten aufgefihrt:

- Frage ist mit ja oder nein zu beantworten

- Hier ist die Anzahl einzutragen

- Zwischen folgenden Alternativen eine Auswahl treffen

- Bitte entsprechende Auswahl (Mehrfachnennungen sind mdglich) treffen

Ist keine besondere Antwortmdglichkeit aufgefuhrt, wird im
Umsetzungsmonitoring immer der Umsetzungsstand abgefragt.

Hinweis:

Dem Umsetzungsmonitoring liegt eine intelligente Benutzerfilhrung zugrun-
de. Einige EinzelmalRnahmen werden mit einer Fragestellung ja/nein (Ober-
frage) eingeleitet. Nur bei einer bestimmten Antwort 6ffnen sich dann die
Unterfragen. Hierbei kann technisch immer nur eine Antwort mit Unterfragen
belegt werden. Weitergehende Fragestellungen werden mit einer neuen
Oberfrage eingeleitet.

14
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1. Meilenstein 1

1.1 Rahmenbedingungen
= 1.5 Mitteilung der korrekten Bezeichnung des zkT erfolgt

1.2 Personalkonzept

* 2.1 Ermittlung des vom gesetzlichen Personallibergang betroffenen
Personals (Anzahl VZA)

Hier ist die Anzahl einzutragen

= 2.1 Ermittlung des vom gesetzlichen Personalibergang betroffenen
Personals (Kopfzahl)

Hier ist die Anzahl einzutragen

* 2.1 Ermittlung des Personals, das nicht an den kommunalen Trager
ubergeht (Anzahl VZA)

Hier ist die Anzahl einzutragen

= 2.1 Ermittlung des Personals, das nicht an den kommunalen Trager
ubergeht (Kopfzahl)

Hier ist die Anzahl einzutragen

1.3 M &I

Keine zentral nachzuhaltenden Aktivitaten

1.4 Leistung

= 4.1.1 Meldung von Anschrift, Bankverbindung und Ansprechpartner
des zkT an die RD erfolgt

= 4.1.1.1 Es besteht Einvernehmen uber die Weiterzahlung der passi-
ven Leistungen und es wurde Variante la (Weiterzahlung bis
30.06.2012) gewéahlt?

Frage ist mit ja oder nein zu beantworten

= wenn ja: Grundabsprachen mit Mindestinhalt nach Musterver-
einbarung (siehe Anlage 5 ProzHB) wurden mit zkT vereinbart,
Vereinbarung und ggf. Einzugsermachtigung wurden der RD
Ubersandt

= 4.1.1.3 Es besteht Einvernehmen Uber die Weiterzahlung der passi-
ven Leistungen und es wurde Variante 3a (Weiterzahlung bis zum
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ausgewahlten Monatsletzten & Befristung Bewilligungszeitraum)
gewahlt?

Frage ist mit ja oder nein zu beantworten

» wenn ja: Grundabsprachen mit Mindestinhalt nach Musterver-
einbarung (siehe Anlage 5 ProzHB) wurden mit zkT vereinbart,
Vereinbarung und ggf. Einzugsermachtigung wurden der RD
ubersandt

= wenn ja: zwischen folgenden Alternativen eine Auswabhl treffen:

= 01.03.2012
= 01.04.2012
= 01.05.2012
= 01.06.2012

= 4.1.1.3 Es besteht kein Einvernehmen tber die Weiterzahlung der
passiven Leistungen und es wurde Variante 3b (Befristung der
Auszahlung & Bewilligungszeitraum bis 31.01.2012) gewahlt?

Frage ist mit ja oder nein zu beantworten

= 4.1.1.2 Es besteht kein Einvernehmen tber die Weiterzahlung der
passiven Leistungen und es wurde Variante 2 neu! (Befristung der
Auszahlung bis 31.01.2012) gewahlt?

Frage ist mit ja oder nein zu beantworten

= 4.1.1.1 Es besteht Einvernehmen uber die Weiterzahlung der passi-
ven Leistungen und es wurde Variante 1b neu! (Weiterzahlung bis
zum ausgewahlten Monatsletzten) gewahlt?

Frage ist mit ja oder nein zu beantworten

= wenn ja: Grundabsprachen mit Mindestinhalt nach Musterver-
einbarung (siehe Anlage 5 ProzHB) wurden mit zkT vereinbart,
Vereinbarung und ggf. Einzugsermachtigung wurden der RD
ubersandt

= wenn ja: zwischen folgenden Alternativen eine Auswabhl treffen:

= 01.03.2012
= 01.04.2012
= 01.05.2012
= 01.06.2012

= 4.1.2Ist sichergestellt, dass ein Riickstandsabbau bis zum
31.12.2011 erfolgt?

Frage ist mit ja oder nein zu beantworten
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1.5 Infrastruktur

= 5.1./5.2. M6chte zKT (gilt auch fir AAgAw) in einer BA-Liegenschaft
verbleiben?

Frage ist mit ja oder nein zu beantworten
= wenn ja: Abschluss Mietvertrag erfolgt

Frage ist mit ja oder nein zu beantworten

1.6 Finanzen

Keine zentral nachzuhaltenden Aktivitaten

1.7 IT-Unterstutzung
Keine zentral nachzuhaltenden Aktivitaten

1.8 Ubergreifendes

= 8.7 Ist die Meldung des konkreten Ansprechpartners des zkT an das
im ProzHB angegebene Postfach erfolgt?
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2.

Meilenstein 2

2.1 Rahmenbedingungen

Keine zentral nachzuhaltenden Aktivitaten

2.2 Personalkonzept

2.1 Ermittlung des vom gesetzlichen Personaltibergang betroffenen
Personals (Anzahl VZA)

Hier ist die Anzahl einzutragen

2.1 Ermittlung des vom gesetzlichen Personaliibergang betroffenen
Personals (Kopfzahl)

Hier ist die Anzahl einzutragen

2.1 Ermittlung des Personals, das nicht an den kommunalen Trager
Uibergeht (Anzahl VZA)

Hier ist die Anzahl einzutragen

2.1 Ermittlung des Personals, das nicht an den kommunalen Tréager
tbergeht (Kopfzahl)

Hier ist die Anzahl einzutragen

23 M&l

3.2 Wird der zkT die Ausbildungsvermittlung ab 01.01.2012 tbertra-
gen bzw. die Ubertragung fortfihren?

Frage ist mit ja oder nein zu beantworten
= wenn ja: Vertragliche Vereinbarung wurde abgeschlossen

= wenn ja: 6.4.1 Wird durch den zkT die Serviceleistung Einkauf
Arbeitsmarktdienstleistungen (BakE & abH) gebucht?

Frage ist mit ja oder nein zu beantworten

2.4 Leistung

4.1.1 Meldung von Anschrift, Bankverbindung und Ansprechpartner
des zkT an die RD erfolgt

4.1.1.1 Es besteht Einvernehmen uber die Weiterzahlung der passi-
ven Leistungen und es wurde Variante 1la (Weiterzahlung bis
30.06.2012) gewahlt?

Frage ist mit ja oder nein zu beantworten

18
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= wenn ja: Grundabsprachen mit Mindestinhalt nach Musterver-
einbarung (siehe Anlage 5 ProzHB) wurden mit zkT vereinbart,
Vereinbarung und ggf. Einzugsermachtigung wurden der RD
Ubersandt

4.1.1.3 Es besteht Einvernehmen Uber die Weiterzahlung der passi-
ven Leistungen und es wurde Variante 3a (Weiterzahlung bis zum
ausgewahlten Monatsletzten & Befristung Bewilligungszeitraum)
gewahlt?

Frage ist mit ja oder nein zu beantworten

= wenn ja: Grundabsprachen mit Mindestinhalt nach Musterver-
einbarung (siehe Anlage 5 ProzHB) wurden mit zkT vereinbart,
Vereinbarung und ggf. Einzugserméachtigung wurden der RD
Ubersandt

= wenn ja: zwischen folgenden Alternativen eine Auswahl treffen:
= 01.03.2012

= 01.04.2012
= 01.05.2012
= 01.06.2012

4.1.1.3 Es besteht kein Einvernehmen Uber die Weiterzahlung der
passiven Leistungen und es wurde Variante 3b (Befristung der
Auszahlung & Bewilligungszeitraum bis 31.01.2012) gewahlt?

Frage ist mit ja oder nein zu beantworten

4.1.1.2 Es besteht kein Einvernehmen Uber die Weiterzahlung der
passiven Leistungen und es wurde Variante 2 neu! (Befristung der
Auszahlung bis 31.01.2012) gewahlt?

Frage ist mit ja oder nein zu beantworten

4.1.1.1 Es besteht Einvernehmen Uber die Weiterzahlung der passi-
ven Leistungen und es wurde Variante 1b neu! (Weiterzahlung bis
zum ausgewahlten Monatsletzten) gewahlt?

Frage ist mit ja oder nein zu beantworten

= wenn ja: Grundabsprachen mit Mindestinhalt nach Musterver-
einbarung (siehe Anlage 5 ProzHB) wurden mit zkT vereinbart,
Vereinbarung und ggf. Einzugsermachtigung wurden der RD
Ubersandt

= wenn ja: zwischen folgenden Alternativen eine Auswabhl treffen:
= 01.03.2012

= 01.04.2012
= 01.05.2012
= 01.06.2012
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= 4.1.2Istsichergestellt, dass ein Rickstandsabbau bis zum
31.12.2011 erfolgt?

Frage ist mit ja oder nein zu beantworten

2.5 Infrastruktur

= 5.1./5.2. MOchte zKT (gilt auch fur AAgAw) in einer BA-Liegenschaft
verbleiben?

Frage ist mit ja oder nein zu beantworten
= wenn ja: Abschluss Mietvertrag erfolgt

Frage ist mit ja oder nein zu beantworten

2.6 Finanzen
* 6.2 Ubergabe von offenen Forderungen an den zkT erfolgt

2.7 IT-Unterstutzung
Keine zentral nachzuhaltenden Aktivitaten

2.8 Ubergreifendes

= 8.7 Ist die Meldung des konkreten Ansprechpartners des zkT an das
im ProzHB angegebene Postfach erfolgt?
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3. Meilenstein 3

3.1 Rahmenbedingungen
Keine zentral nachzuhaltenden Aktivitaten

3.2 Personalkonzept

= 2.1 Zahl der Beschaftigten, die vom kommunalen Trager der BA
wieder zur Verfiigung gestellt werden (Anzahl VZA)
Hier ist die Anzahl einzutragen

= 2.1 Zahl der Beschaftigten, die vom kommunalen Trager der BA
wieder zur Verfligung gestellt werden (Kopf-Zahl)

Hier ist die Anzahl einzutragen

= 2.1 Zahl der Beschaftigten, die freiwillig zum kommunalen Trager
wechseln (Kopf-Zahl)

Hier ist die Anzahl einzutragen

3.3 M&l

= 3.2 Wird der zkT die Aushildungsvermittilung ab 01.01.2012 Ubertra-
gen bzw. die Ubertragung fortfihren?

Frage ist mit ja oder nein zu beantworten
= wenn ja: Vertragliche Vereinbarung wurde abgeschlossen

= wenn ja: 6.4.1 Wird durch den zkT die Serviceleistung Einkauf
Arbeitsmarktdienstleistungen (BaE & abH) gebucht?

Frage ist mit ja oder nein zu beantworten

= 3.1.1.3 Wurde mit dem zkT vereinbart, dass die BA die MAZ-
Meldungen abarbeitet?

Frage ist mit ja oder nein zu beantworten

= wenn ja: Bitte entsprechende Auswahl (Mehrfachnennungen)
treffen:

= Abarbeitung Jahresmeldungen 2011 erfolgt
= Abarbeitung Beendigungen Dezember 2011 erfolgt

3.4 Leistung
= 4.1.3/4.2/4.3 Sind Ubergaben an den zKkT erfolgt?
Frage ist mit ja oder nein zu beantworten
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= wenn ja: Bitte entsprechende Auswahl (Mehrfachnennungen)
treffen:

= Leistungsakten der laufenden Falle

* Prozessakten zu Widerspruchs- und Klageverfahren

= Straf- und OWi-Verfahren

= Ruhende Akten der ARGE/AAgAwW

= Daten/Unterlagen i.S. Unterhalt

= Nicht abschlie3end bearbeitete Aussendienstauftrage

3.5 Infrastruktur

Keine zentral nachzuhaltenden Aktivitaten

3.6 Finanzen
* 6.2 Ubergabe von offenen Forderungen an den zkT erfolgt

= 6.5Ist die Endabrechnung der Verwaltungskosten 2011 bereits er-
folgt und an das im ProzHB angegebene Postfach gemeldet?

3.7 IT-Unterstiitzung
Keine zentral nachzuhaltenden Aktivitaten

3.8 Ubergreifendes

Keine zentral nachzuhaltenden Aktivitaten
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